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Verzeichnis der Abkärzungen

AZ = Amtszulage

BAföG = Bundesausbildungsförderungsgesetz

BayBO = Bayerische Bauordnung

BayHO =BayerischeHaushaltsordnung
BayHSchG = Bayerisches Hochschulgesetz

BayKrG = Bayerisches Krankenhausgesetz

BayStrtnlG = Bayerisches St¡aßen- und V,legegesetz
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BV = Verfassung des Freistaates Bayern
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EVU = Energieversorgungsunternehmen

FAG = Finanzausgleichsgesetz
GG = Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschl-and
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Kap. = KapiteL (des Haushaltsplans)

KHG = Krankenhausfi.nanzierungsgesetz

kw = künftig wegfallend
MFr = Mittelfranken
NB = Niederbayern

0B = Oberbayern

0BB = 0berste Baubehörde im Bayer. Staatsministerium des Innern
OFD = Oberfinanzdirektion
OFr = Obe¡franken

OPf = Oberpfal-z

OBH = Bayer. 0berster Rechnungshof

RLBaU = Bichtlinien für die Durchführung von Hochbauaufgaben des
Freistaates Bayern im Zuständigkeitsberej-ch der Staatsbau-
verwaltung

Schw = Schwaben

StVZO = Straßenverkehrs-Zulassungs-0rdnung

Tit. = Titel (HaushaltssteÌle)
TitGr. = Titelgruppe
UF¡ = Unterfranken

VergGr. = Vergütungsgruppe

VV = Verwaltungsvorschriften
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VORBE1,lERKUNG

Der vorliegende Bericht enthält entsprechend dem Art. 97 BayH0 Ergebnisse

der Prüfung der Haushalts- und WirÈschafEsfÜhrung des,Freistaates Bayern,

die für die Entlastung der Staatsregierung (Art. 80 BV, Art- 114 BayH0)

von Bedeutung sein können. Er ist als Mittel fÜr die AusÜbung der Haus-

haltskontrolle durch das Parlament zu verstehen, stellt jedoch keine Zu-

sanmenfassung der gesaÍrten Prüfungstätigkeit des OBH dar.

De¡ Bericht befaßt sich einleitend mit der Haushaltsrechnung des Jahres

1387, die Gegenstand des Entlastungsverfahrens ist, und enthãlt die von

de¡ Haushaltsordnung vorgeschriebenen Stellungnahmen des OBH zu ihrer 0rd-

nungsmäßigkeit. Im übrigen liegen ihm vor allem Prtifungsergebnisse zugrun-

de, die sich auf das Verwaltungsgeschehen in den Jahren 1988 und 1989 be-

ziehen.

Den StaaLsni¡isÈerien uurde Gelegenheit gegeben, zu den ihren Geschäftsbe-

reich berührenden Beiträgen Stellung zu nehmen und j¡sbesondere etwaige

Bedenken gegen dis Darstetlung des Sachve¡halts vorzubringen. Die dem OBH

darauf zugegangenen Einwendungen wurden i¡ die Beratungen des OBH einhe-

zogen und mit ilrrs¡ resentlichen Inhalt irn Berictr wiedergegeben.
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I. ALLGEIIEINE FESTSTELLUNGEN ZUR HAUSHALTSRECHI{UNG 1987
UND ZUII HAUSHALTSVOLLZUG

Haushaltsplan 1987

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1987 ist durch das Haushalts-
gesetz !987/1988 vom 30. Juli 1987 (HG) in Einnahmen und Ausgaben

auf 4t 632 171 100 DM

festgestellt worden.

Gegenüber dem Vorjahr hat sich das formale Haushaltsvolumen um 2,0 v.H_

erhöht.

Bei einem vergleich mit dem Jahr 1986 ist allerdings zu berücksichtigen,
daß der Haushalt 1987 durch haushaltstechnische Änderungen, vor allem
durch die Umstellung des Bechnungslvesens der Hochschulkliniken auf die
doppelte kaufmännische Buchführung, auf der Einnahmen- und damit kor-
respondierend auf der Ausgabenseite rechnerisch erhebli.ch entlastet wurde

(vgt. TNr. 3.2). Um einen zutreffenden Jahresvergleich zu ermög1ichen,

ist daher das Ausgabesoll 1986 um die ab 1987 weggefallenen Ansätze zu

bereinigen. Es errechnet sich dann gegenüber 1g96 ein Zuwachs

4,9 v.H.

Bereínigt man des weiteren das Ausgabesoll für 1986 und 1987 jeweirs nach

dem bundeseinheitlichen Berrechnungsschema des Finanzplanungsrats,l) so

ergi.brt sich schließlich für 1987 ein Zuwachs gegenüber t9B6

von 4,6 v.H.

rm Jah¡ 1986 hatte sich das nach dem gleichen schema bereinigte Ausgabe-

voluoen gegenüber 1985 nur um 4,3 v.H. erhöht.

1) ltisaÞi bleiÞsr ar.6e¡ Betractr:
Schuldentiþur¡g a Kreditmarkt, Zufúhrungen an Bücklagun, Fonds und dgl., intæne
Ver:r€cÈnungen (1987 insgesarrt 2392,6 ilio Dll)



L.2

-9-

Im Haushalt 1987 waren l{irderausgaben aufgrund haushaltsgesetzlicher Ein-

sparungen (Art. 4 Abs. 1 HG) in Höhe von 600 l{i¡ DM veranschlagt (Kap.

13 03 Tit. 972 01). Sie haben 1,4 v.H. des Haushaltsvolumens (Vorjahr

1,3 v.H.) betragen. Die globalen Minderausgaben wu¡den i-¡n Haushaltsvollzug

dadurch berücksichtigt, daß die Ausgabeansätze bei den Hauptgruppen 5 bis

I teilweise gesperrt worden sind (Beschluß der Staatsregierung gemäß

Art.4 Abs.1 HG im Benehmen mit dem Ausschuß fÜr Staatshaushalt und

Finanzfragen des Landtags vom 12. Dezember 1986) .

Haushaltsrechnung 1987

Das Staatsministerium der Finanzen hat die Haushalts¡echnung fÜr das

Haushaltsjahr 1987 gemäß Art. 80 BV (Art.114 Abs.1 BayHO) dem Landtag,

dem Senat und dem ORH mit Schreiben vom 15. November 1988 (Drucksache

1118889, Sen-Drucksache 227/88) übersandt.l) fn ,einem Vo¡bericht zur_

Haushaltsrechnung (zugleich Abschlußbericht nach Art. 84 BayH0) hat es

den kassenmäßigen Abschluß und den Haushaltsabschluß (Arb. 82, 83 BayHO)

dargestellt sowie den Haushaltsvollzug erläutert. Der Vo¡bericht ist in
Band I der Haushaltsrechnung enthalten.

Zusammengefaßt zeígL der Abschluß für das Haushaltsjahr 1987 folgendes

Bild:

Einnahmen
DM

Ausgaben
DM

a) S o 1 1 nach dem Haushalts-
plan

b) aus dem Haushaltsjahr 1986
übertragene Einnahme- und
Ausgabereste

c) Gesamtsoll

I s t einnahmen und -ausgaben

auf das Haushaltsjahr 1988
übertragene Einnahme- und
Ausgabereste

Summe d und e

Mehrbetrag der Summe f
gegenüber dem Gesamtsoll

4t 632 t7L 1OO,øO

892 547 665,36

:?=2?!=!:2=1=t':

42 594 263 968,51

569 509 440,,.45

43 163 773 408,96

41,632 171 100,00

1 375 000 360,72

43 007 t7t 460,72

42 230 383 013,84

1,4t5 843 090.48

d)

e)

f)

s)
639 054 643,€0

43 646 226 104,32

639 054 643,60

1) Die Rechnung des oHH (Epl., 11) fii¡ das Haushaltsjahr 1987 wlrrde dem Landtag und dem Senat

mit Schreiben vcrn 3. Februar 1989 (Drucksache 1119945, 'Sen-Drucksache 34/89) mit der
Bitte un Prüfung und Entlâstung volgelegt (Arb. 101 Baytlo)
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Das Bechnungsergebnis ist somit ausgeglichen, weiÌ dem Mehrbetrag auf der
Ausgabenseite ein gleichhoher Betrag auf der Einnahmenseite gegenüber-
steht. Die Haushaltsreste sind dabei nach dem Prinzip des Sollabschlusses
wie bereits gereistete Ausgaben bzw. rvie bereits eingegangene Einnahmen

berücksichtigt.

Die auf das Haushaltsjahr 1988 übertragenen Ausgabereste (vgr. TNr. g)

waren gedeckt durch

- den vorgetragenen Bestand, der sich zusammensetzt aus
dem Überschuß der Einnahmen über
die Ausgaben des Jahres 1987
(363 880 954,67 DM) und

den Einnahmeüberschüssen
früherer Jahre
(482 452 695,36 DM)

- die auf das Haushaltsjahr 19BB
übertragenen Einnahmereste
( Kreditermächtigungen )

insgesamt

846 333 650,03 DM ( 59,8 v. H. )

Entwicklung der Isteinnal¡men und -ausgaben

Die rsteinnahmen und -ausgaben haben sich seit j-9g0 wie folgt entwickelt:

Zahlenübersicht 1

569 509 440,45 DM ( 40,2 v.H.)

t 4t5 843 090,48 DM (100 v.H.)

3

3.1

Jahr

Isteinnahmen Istausgaben

Mio DM- Zunahme
gegenüber
dem Vorjahr

v.H.

Mio DM Zunahme
gegenüber
dem Vorjahr

v.H.

1980

1981

!982

1983

1984

1985

1986

32 -Ì03,6

33 877,2

35 187,6

36 261,4

37 079,3

39 140,7

4t 306,4

7r5

3,6

3,9

3rt
213

5,6

5,5

32 895,1

33 910,8

35 18t,7
36 037,3

37 098,2

39 264,t
4t l:07,5

6,1

3,t
3,7

2,4

219

5,8

417

1987 42 594,3 3,1 42 230,4 2,7
1988 43 635,8 214 43 735,9 3,6
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Im Jahr 1f187 haben sich hiernach die Gesúeid-n des Freistaates
Bayern gegenüber dem Vorjahr fo¡mal e¡fiõffi, um 3,1 v.H.

Diese Zahr gi¡t jedoch wegen der ab 1987 eirgetrretenen haushartstechni-
schen ,iinde¡ungen (vgl. TNr. 1.1) kei¡ zutreffendes BiId. Berei¡igt man zu

Vergleichszwecken die Istei¡nahmen 1986 um die Pæitionen, die ab 1gB7

weggefallen sind,1) und bereinigt man des weitere¡ .die fsteinnahmen lg86
und 1987 nach dem Berechnungsschema des Finanzplanungsrats (vgl. TNr. 6),
so ergibt sich für 1987 gegenüber dem Vorjahr eine.ã¡nal- von 5,4 v.H-

Demgegenüber haben sich irn Vergleichszeitraum e¡tötr,

- die nach dem Berechnungsschema des Finanzplanungsrats
bereinigten Einnahmen bei der Gesamtheit der Länder nur um

- das Bruttoinlandsprodukt für Bayern (berechnet

in jeweiligen Preisen) um

Die Gesatausgaben si¡d 1987 stärker angewachsen als die

- formal zhrar nur um

- bereinigt (nach der gleichen Methode wie

auf der Einnahmenseite) jedoch um

Demgegenüber haben sich bei der Gesamtheit der Lãnder

die berei¡igten Ausgaben fûr 1987 nu¡ erhöht um 3,9 v.H.

Die bereinigten Zuwachsraten gegenüber 1986 waren danit sowohl bei den

Einnahmen wie auch bei den Ausgaben etwas hõhe¡ al-s die Zr-rsachsaÈe des

Bruttoinlandsprodukts flir Bayern, di-e ihrerseits aufgrund ei¡sr gûnstigen

1) Es handelt sich ù einzeLnen un fio t
- die in de¡ Haushaltsctclrnung 11186 noc'h b¡ubEo naclrgeuiesenen €iflnalæfl fþc

Hochsdrulklir¡iken (ohne Ti-elkliniken) und der Orthopãrfischer¡ Kai¡il ärrcù¿r¡ 1 (816,5

- die his 11186 i¡b€e den bayerischerr Staãtshaushatt 4trickelterr, in yoIIæ
lËte vcn Bmd æstatteÈen l{ohnungsbauprfuien (8uclnørg ûb 1l}g r¡rai.ttelÞ
beir Bundsshaßhalb]- Z3ß.9

- die ab 1987 va¡echrn¡ngstec-hnisch ebnfalts alf dsr Budeshaushalt úùæ-

3,3 v.H.

5,1 v. H.2)

Einnahmen:

?,7 v .H.

5,8 v.H-

geleiteten Rerrterrvecsicherungsbeitrãge ffr B€*rinæ
insgesallt

6¡[,8

t- 37z't

2) Qmlle: Bayer. LantÞsot fii! Stgtistit und DatemecrÈri.tarrg:. Bayenn in ZdilÉrrr 19æ,
s- 224 ff-
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konjunkturellen Entwicklung deutlich über derjenigen filr das gesamte Bun-

desgebiet (4,0 v.H.) lag. Im Vergleich zur Gesamtheit der Länder sind die
Einnahmen und Ausgaben in Bayern gegenüber dem Vorjahr wesentlich stärker
angestiegen.

Gliederung der Einnatmn und Ausgaben

Die folgende Zahlenübersicht zeigt, wie sich die Bechnungsergebnisse irn

Haushaltsjahr 1987 bei den Einnahmen nach ihrem Entstehungsgrund und bei
den Ausgaben nach ökonomisch. zusamnengehörigen Zwecken (Hauptgruppen i.S.
des Gruppierungsplans) gliedern. Zum Vergleich sind auch das Haushaltssoll
für 1987 sowie die Istergebnisse der Jahre 1986 und 1988 dargestellt.
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Zd¡Ienûbe¡sicl¡t 2

I'hrytgErpF

ffi gt t98A

IsÈ

l+i¡ 0R

Lt

ltio Dtl

lhd¡fÞ
ELL

Itio 0ll

¡bidrrE
I¡3

gqrræ
.¿¡t I

Ëio llll

IsÈ

lli-o lll{

Einnd-r

0 Steuern und steuer6hnliche
Abgaben

Verualtungseinnalnen, Ein-
nah¡nen aus Schul.lendienst

2 Zuweisungen und Zuschûsse
mit Ausnahme für
fnvestiti-onen

Schuldenaufilahnen, Zuwei-
sungen und Zuschüsse für
Investitionen, besondere
Finanziæungsei¡¡nalmen

insgesart

28 865,9

4 ûA,8

2 709,8

5 551.9

30 433,2

3 582,2

2 455,1

E 12s.8

æ 715,8

3 169.6

2 380,6

6 366-2

+ 7L7,4

+ 4l'2,8

+ 74,5

- 242,4

31 385,7

3 7E?,2

2 361,8

6 126. 1

41 306.4 42 594,3 4t 632,2 + 962,1 ¿Kt 635, I

1

5

A¡gùr
Personalausgahút

Sãchliche V@araltung s -
ausgaben

Ausgaben fûr den Schulden-
ûienst

Zreisungren ur¡d Zuschüsse
nit Ausnahne fúr
fnvestitionen

BawlagnatmEn

Sonstige Ausgaben fûr
Invesbitionen und
Investitj-onsförderun gs-
rs6nalmen

Bescrrdere Firanziertngs-
ausgaben

insgesmt

I

76 544,7

2 614,6

4 004,5

I 780,0

L 244,L

6 794,0

72L_5

1-6 4t7,8

2 21I,1

4 242,9

71 4?4,7

t 30s,s

7 452,8

T7L.B

16 389,0

2 2n,4

4 26n,8

10 193,2

t ffi,7

7 793,0

- 453.7

+ æ,s

12,3

t7,7

+ 231,5

+ 2..8

- 4r,4

+ Ø-5

16 981,3

2 3(xt,0

4 255,0

tn 877,9

1, 47t,5

7 394,8

515,4

4t 71n,5 42 230,4 4L ær2,2 + 5S,2 ¡Í3 Zg5,S
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Erlãuterung der Isteinnahn¡en und -ausgaben fiir das Jahr 1987 (vg1 . auch

Vorbericht des Staatsministerj.ums de¡ Finanzen zur Haushaltsrechnung 1987,

s. 10 ff.):

Zu Hauptgruppe 0:

Die Einnahmen setzen sich zusammen aus

- Steuern (s. dazu TNr. 21.2)

- steuerähnliche Abgaben (2.8. Spiel-
bankabgabe)

Zu Hauptgruppe 1:

In den Verualtungseinnahmen sind insbesondere enthalten

- Gebühren und Geldstrafen

- Betriebseinnahmen der Forstämter

- Da¡lehensrückfIüsse

- Zinseinnahmen

- Ei¡rnahmen aus Lotte¡ie, Lotto, Toto

- Gewinne aus Unternehmen und Beteiligungen

- Mieten und Pachten

Zu ltarpÈgruppe ?z

Hier sind die Zuweisungen und Zuschüsse insbesonde¡e

nictrinvestive Zwecke enthalten, so z.B.

- Erstattung von Bauverwaltungs- und Baunebenkosten

- Bundesanteil am Wohngeld

- Erstattung des Kindergeldes durch den Bund

- Erstattungen im Bereich der trliedergutmachung

Zu ltaptgnppe 3:

Der Gesartberbrag enthält insbesondere

- Ei-rr¡ahnen aus Schuldenaufnahnen

(wegen der darin enthaltenen Kreditmarktmittel
s. TÎùrn. 5, 6 und 12.3)

30 269,1 Mio DM

164,1 Mio DM

487,2 Mio DM

401,0 Mio DM

416,3 Mio DM

221,9 Mio DM

305,2 Mio DM

147,0 Mio DM

120,9 Mio DM

des Bundes für

241,5 Mio DM

240,7 Mio 0M

199,4 Mio DM

108,3 Mio DM

4 028,3 Mio 0M



Zu tlauptgnrype 4:

Von den Personalausgaben entfallen auf

- BeanrÈenbezüge I 406,2 l{io DM

- Angestelltenvergütungen 2 459,1- Hio 0M

- Arbeiterlöhne 723,0 l{io DM

- Versorgungsbezüge 2 605,2 Mio tll,l

- Beihilfen 667,6 Hio 0M

- übrige Personalausgaben und personalbezogene Sachausgaben 556,7 Èlio DM

_15_

- Zuweisungen und Zuschüsse für fnvestitionen
z.B. i¡ Bahmen des KHG und des GVFG

(davon entfa.Llen auf Zuweisungen des Eundes 1)

Zu Hauptgruppe 5:

Vom Schuldendienst entfallen auf

- Schuldendienst für Kreditmarktmittet
(s. TNr. 12.3)

- Schuldendienst für Schulden bei¡ Bund und für
Ausgleichsforderungen (vgl. TNrn . !2.1,, 72.2\

t 907,Z ttlio DH

L 34L,L !íio DFl)

4 081,3 !'lio DM

161,5 Mio Df'l

Zr Haupùgnrppe 6:

Von den gesanten Zuweisungen und Zuschässen filr ni.ctri¡vesÈive Zyecke

sÉfãllt der überryiegende Teil (5600 Mio 0M = 53,7 v.H.) auf den kqmuna-
Ien Bereich-

Ar ihuptgnlpp 7=

Von den Ausgaben für staat'liche Baumaßnahnen enÈfal[en auf

- Hochbau 811,0 ftli-o Dl4

- Straßen- und Brûckenbau 327,8 tlio Dll

- tiassgrbau 1iI8,6 itio tÌl

- sonstige Barmaßnahmen 32,0 llio tFl

t) fø einzelaen aufgEgtieffi in der Landüaga-ûrucksacl¡e t!7vl
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Zu Hauptgruppe 8:

Es entfallen auf

- eigene Sachinvestj-tionen des Staates
(ohne Baumaßnahmen)

- f nvestitionsförderungen

438,5 f'fio DM

7 Ot4,t Mio DM

4.2

Zu Hauptgrrppe g:

Hier sind neben den Zuführungen an Bücklagen, Fonds und Stöcke
(24,8 Mio DM) die haushal.tstechnischen Verrechnungen nachgewiesen. Die
auffäIlige Abweichung vom Haushaltssoll ergíbt sich daraus, daß die globa-
len Minderausgaben (vgl. TNr. 1.2) für den Gesamthaushalt bei der Haupt-
gruppe 9 veranschlagt sind, während sich die tatsächlichen Einsparungen

bei den Hauptgruppen 5 bis 8 niederschlagen.

Aus dem VerhäItnis gewisser Haushaltsdaten zueinande¡ Iassen sich ve¡-
schiedene haushaltswirtschaftliche Kennzahlen ableiten, die im Zeitver-
gleich wie auch im Ländervergleich die Entwicklung der Haushaltsstruktur
veranschaulichen. Um einen Vergleich mit den entsprechenden Durchschnitts-
h,erÈen der anderen Länder zu ermögrichen, werden hi-erbei die Gesamtausga-

ben als Bezugsgröße nach dem Berechnungsschema des Finanzplanungsrats
(v91. TNr. 6) bereinigt. Danach ergibt sich folgendes Bild:



Zu
Haupt-
grupp€

Quote

Bayern Gesanrtheit der Länder

1986
v.H.

L987
v.H.

1988
v.H,

1986
v.H.

1,987
v.H.

1f¡88
v. H.

0

3

4

5

0/5

7/8

Steuerdeckungsguote

Kre d itf i¡ an zi-eru n g s -
quote

Personalausgaben-
quote

ZinsausgabenguqÈe

Zinssteuerquote
fnvestitionsquote

73,7

?,8

42,5

4r8

6,6
20,6

76,0

3,6

4T,?

4,8

6,4
22,0

76,3

3,6

41-,5

4,7
6r1

21-,5

67,7

619

Ær8
7r9

Ll-,7

16,4

67,9

714

NrT
7,7

tl-,4
16,0

69,1

6,9

40,9

7,9

tL,4
15,6

Steuerdeckungsquûte

Kreditfinanzierungs-
quote

Personalausgabenquate

Zinsausgabenquote

Zinssteuerqlobe

Investitionsquote

-L7-

Zah1enübersictr 3

= Anteil de¡ durch Steuern und steueæãhnliche Âbgaben gedeckten
bereinigten Gesamtausgaben

= Anteil der durch Nettokreditaufnahne (= Kredltaufnalvne minus
SchuldenÈilgung) finanzierten bereinigten Gesartausgaben

=Anteil der- Pe¡sonalausgaben (einschlie0lich personalbezogenec
Sachausgaben) an den bereinigten Gesamtausgãb€fl

= Anteil der Zinsausgaben für Kreditma¡ktnrittel an &n hreinigten
Gesambausgab6r

= Antei l der Zinsausgaben fiir Kreditrna¡ktsiùtel dr dEl Eir¡nahñ€n âus
Steuetrî und steuerähnlichen Abgaben

= Anbeil- der investíven Ausgaben (= eisene Investitionen des StaaÈes
plus Investitionsförderungen) an den berøjrrigten Gesanrtausgaben

Aus den Ín INr. 3.2 dargelegten Gründen sind die Quoten fûr lgBZ nur ein-
geschränkt mit dsn Vorjalrr verglei-chbar. Gleichr¡oh1 zeigt fi" Gegenüber-

sÈellung, daß sich die Haushaltslage des FreÍ,staates Bayern im Ve¡lauf
der Jalrce 1986 bis 1988 bei ksntinuierlich steigenden Steue¡einnahmen
(vgl. Tïtlr. 21.2) und - i-n Vergleich zur Gesanrtheit ùr Länder - mäßigen

Krertitauf¡ah$en (vgl, TNrn. 72.3, 72.5) ¡reiter insgesanrt nicfü ungûnstig
entrickert hab; einen Anhaltspunkt daf-u¡ liefert auch der LfuidævergJ-eich

- þsi slle¡ Vorbehalten, úie irrsbesondere irn Hinblick auf uÍtgschiertriche
HirËschafts- und Verwaltungsstrukturen zu macheß sird-
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Inanspn¡chnahrne der K¡edite¡mãctrigung

Nach der Haushaltsrechnung fü¡ 1987 wurde de¡ durch das Haushaltsgesetz
vorgegebene Kreditrahmen wie folgrt in Anspruch genommen:

Mio DM

Kreditermächtigung nach Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 HG

hierzu

aus dem Haushaltsjahr 1986 übertragene Einnahmereste
(Art.2Abs.1Nr.3HG)

Gesamtermächtigung

Davon wurden beansprucht für

- Schuldenaufnahmen am K¡editma¡kt

- auf das Haushaltsjahr 1988 zur teilweisen Deckung der
Ausgabereste übertragene Einnahmereste (vgl. TNr. 2)

insgesarnt

Demnach wurden im Haushaltsjahr 1g87 nicht beansprucht

fm Vorjahr waren 452,9 Mio DM nicht beansprucht worden.

Finanzi.aungssaldo

3 980,4

992,5

:_:'_::_

3 664, 91)

569,5

4 234,4

639,5

Die Entwicklung der Haushaltslage im Jahr 1gB7 spiegelt sich auch im Fi-
nanzierungssaldo wider. Dieser ist eine Gegenüberstellung der Isteinnahmen
und rstausgaben, die für diesen Zweck gemäß A¡t. 13 Abs. 4 BayH0 nach dem

bundeseinheitlichen Berechnungsschema des Finanzplanungsrats um bestlnnte
Finanzierungsvorgänge bereinigrt we¡den. Ein vergreich der Finanzíerungs-
salden für die Haushaltsjahre 1986 bis 19BB gibt folgendes Bild:

1) Vgl. Tl{rn- 12.1. 12.3



7

7 -t-

-19-

Zahlenübersicht 4

1) VgI. TNrn.12.1,12.3

Hau shaltsilberscfireitungen

In der Haushaltsrechnung 1987 sind Haushaltsüberschreitungen mit einsm Ge-

sanrtbetrag von 166 Mio DM ausgeu,iesen, und z!ìrar:

- überplanmäßige Ausgaben

- außerplannäßige Ausgaben

- Vorgriffe (= üherplanmäßige Ausgaben bei über-
tragbaren Haushaltsansätzen)

Zum So11 des Haushaltsplans 1987 ins Verfiältnis gesetzt, betragen die

Haushaltsüberschreitungen 0,210 v.H. gegenüber 0,89 r.H. i-m Vorjahr.

lrlie sich die Haushaltsüberschreitungen auf (is finzelFläne aufteilen, ist
aus der Haushaltsrechnung (Gesanrbrechnung S. 16) ersictrlich.

L29 775 1L7,70 Dt{

20 434 610,49 Dtl

15 867 693,31 DM

1986
Mio DM

1987
l4io DM

1988
Mio DM

Istei¡nah¡ren

davon ab:

- Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt

- Entnahmen aus Rück1agen, Fonds
und Stöcken

- haushaltstechnische Verrechnungen

bereinigt

fstausgaben

davon ab:

- Schuldentilgung am Kreditmarkt

- Zuführung an Rücklagen, Fonds
und Stöcke

- haushaltstechnische Verrechnungen

bereinigt

Fi.nanzi-erungssaldo

Finanzierungssaldo nach dem
Haushaltsplan

41,

3

306 ,4

r72,5

35,5

97,1

42

3

594,3

664, g1)

41,3

146.9

41

3

635,8

744,O7)

43 ,9
L44.4

38 061,3

4t to7,5

2 O3t,3

?5,2

s6.3

38 74t,2

42 23O,4

'2 228,0

24,8

r47.O

39 703,5

43 735,9

2 263,5

370,8

t44.6

38 954,7

- 8ft3,4

- 1 381,6

39 830,6

- 1 (m.4

- 1 910.3

40 957,0

- 1 253,5

- 2 308,4
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Die jeweils betroffenen Haushaltsstellen und die G¡ünde für die über-
schreitungen ergeben sich aus den Beiträgen der Ressorts zur Haushalts-
rechnung (Anì-agen I). Die Haushaltsüberschreitungen im Einzelbetrag ab

1 Mio DM sind ferner in der Beilage 4 zum Vorbe¡icht des Staatsministe-
¡iums der Finanzen dargestellt. Darüber hinaus hat das Staatsministerium
dem Landtag und dem Senat nach Art.37 Abs.4 BayHO in Verbindung mit
Art. 5 Abs. 2 HG halbjährlich die über- und außerplanmäßigen Ausgaben und

die Vorgriffe mitgeteilt, soweit sie den Betrag von 100 000 DM überstj_e-
gen (Schreiben vom 29. September 1987 und vom 19. Mai 19BB).

Über- und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen nach Art. 37 Abs. 1 BayHO der
Einwilligung des Staatsministeriums der Finanzen, die nut bei einem

unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürfnis erteilt werden darf. Soweit
feststellbar, waren die Voraussetzungen für die hiernach erforderlichen
Eínwilligungen gegeben.

von wenigen Ausnahmen abgesehen, liegen.die Einwilligungen des staatsmini-
ste¡j-ums der Finanzen auch vor. fn neun Fäl1en mit einem Betrag von insge-
samt 507 000 DM (Vorjahr sieben FälIe mit t72 OOO DM) haben es die betrof-
fenen Bessorts alle¡dings versäumt, sie rechtzeitig zu beantragen. Es han-

delt sich aber auch hier um zwangsläufige, z.T. auf Rechtsansprüchen beru-
hende Ausgaben. Das Staatsmj-nisterium der Finanzen hat im übrigen bestä-
tigt, daß es bei rechtzeitiger Antragstellung auch diesen überschreitungen
zugestimmt hätte.

Die Betragsgrenze des Art. 37 Abs. 1 Satz 4 BayHO (10 Mio DM) wurde im
Haushaltsjahr 1987 nur in einem Farle überschritten; Höhere Zahlungen

aufgrund eine¡ Anderung des trrlohngeldgesetzes führben bei Kap. 03 63

Tit. 681 01 zwangsläufig zu einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

12,07 Mio DM. Da es sich hierbei um die E¡füLlung von Rechtsansprüchen

handelte, bedurfte es keines Nachtragshaushalts.

Ausgabereste

Nach dem Haushaltsplan tg87 waren Ausgaben in Höhe von 21 649,3 Mio DM

und damit mehr als die Hälfte des Haushaltsvolumens (52 v.H.) übertragbar.
Hinzu kommen die aus dem Vorjahr übertrageren Ausgabereste von

t 375,O Mio DM, so daß im Haushaltsjahr 1987 insgesant übertragbare Ausga-

bemittel in lltihe von 23 024,3 Mio DM zur Verfügung standen. Davon sind am

Ende des Haushaltsjahres nach Abzug der Vorgriffe (vgl. TNr. 7.1) rechne-
rische Ausgabereste in Höhe von 2 036,6 Mio DM verblieben. Von diesem Be-
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trag sind mit Ei¡wì I I igung des Staatsministeri-ms der Fi¡anzen gemäß

Art. 45 Abs. 3 BayHo 1 415,8 Mio DM auf das Hausha,Ltsjahr 1988 übertragen
worden (vgl. Ttlr. 2) .

Diese¡ Betrag errechnet sich wie folgt:

,Hio DM Mio DM

Rechnerischer Rest

abzügIich

- Einsparungen ftir haushaltsgesetzliche
Sperren bei ühertragbaren Ausgaben
(vgt. TNr. 1.2)

- sonstige Einsparungen (insbesondere zum
Ausgleich von ûber- und außerplanmäßi-
gen Ausgaben gemäB Art. 37 Abs. 3 BayHO
und Heste, filr welche die Resso¡ts eine.
Übertragung nictr beantragt haben)

2 036,6

471,t

145.7 620.8

1 415,9

Die gesetzlichen VorausseÈzungen für die Übertragurg der Ausgabereste auf
das Haushaltsjahr 1988 waren, soweit feststellbar, gegeben.

Die AusgaberesÈe haben sich zwar gegenüber 1986 um rd. 40 Mio DH erhötr;
ihr Anüeil, an den fsbausgaben, am Gesamtsoll wie auch an den gesarrten

übertragbaren ilitbeln ist jedoch konstant geblieben- Oie Zahlenübersicffi 5

zeigt, wie sich úie Ausgabereste in den letzten Jahren entwickelt haben:

Zahlenübersicffi 5

Überbragør
aus deír
t'laushalts-
j atrr

fTio tFl v,H. der
fstaus-
gaben

v,H. des Ge-
sa¡rtsolls
(Haushalt*
beürag zu-
zügl Vor-
.iah¡esreste)

v.H. der im
Haushaltsplan
veranschlagten
ûbertragbaren
llittel zuzü91.
Voriahresreste

1T¡81

ts8,z

1983

1Í184

1985

19g6

1 235,6

1- 2.61-,7

t 238,7

L ZO7,Z

t æ4,6
1 375,0

3,6
3,6
314

3,3

3'3
3r3

3,6
3r5

3'3
3,?
312

3r3

7rO

6,8

6'6
6'1
6r2
6r2

L987 1 415,8 3r4 3r3 6r1
1988 I 266,9 2,9 2,9 5,3
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Oie bei den einzelnen Haushaltsstellen verbliebenen Ausgabereste im Betrag
von Übe¡ 1 Mio DM sind in der Beilage 1 zum Vorbericht zur Haushalts¡ech-
nung dargestellt; in einer Anlage hierzu sind die EÍnzelbeträge ab

10 Mio DM erläutert.

l{actrreis bei den zutreffenden Haushaltsstellen

rn eine¡ Reihe von Fällen sind Einnahmen und Ausgaben entgegen Art. 3s

Abs. 1 BayHO nicht an der für sie vorgesehenen sterle in der Rechnung

nachgewj.esen worden. fm Zusammenhang damit sind z,T. Ausgabemittel in An-
spruch genommen worden, die für andere Zwecke bewilligt waren. Die ein-
schlägigen Fä1Ie, denen keine grundsätzliche Bedeutung zukommt, wurden be-
anstandet. soweit geboten, wurde ein nachträglicher Ausgleich verlangt.

Feststellungen nach Art. 97 Abs. 2 ltr. 1 BayHO

llbereinstim¡rung der Haushaltsrechnung mit den Kassenbijchern

Die in der Haushaltsrechnung aufgeführten Beträge stimmen mit den Beträgen
überein, die in den Büchern nachgewiesen sind.

soweit Zahlungen in einem automatisierten verfahren gebucht worden sind,
hat der OBH davon abgesehen, dj.e übe¡einstimmung mit den Büchern im ein-
zelnen zu prüfen; er hat sich jedoch von der sicherheit und 0rdnungsmäßig-
keit des Ve¡fahrens durch Stichproben überzeugt.

Belegtng deæ Einnatæn und Ausgaben

soweit Einnahmen und Ausgaben geprüft wurden, sind keine Beträge festge-
stellt worden, die nicffi belegt hraren.

Gesatben¡*eilung de Haushalts- und lfi¡tschaftsfätrnrng

Für das Haushaltsjah¡ 1987 kann unbeschadet der nachfolgend wiedergege-
benen Auswahl von Prüfungsergebnissen festgestellt werden, daß die Haus-
halts- und I'lirtschaftsführung der staatlichen Dienststellen insgesanrt
geordnet war.

tt
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Stastsschulden
(Kap. 1Íl 06)

Oer ORH hat j-n seinen Berichten 1976 (TNr.52)" 1979 (TNr.20), 1983

(TNr. 13) und 1986 (TNr. 11) auf die seit 1575 verstärkt gestiegene

Staatsverschuldung hingewiesen. Unter Einbeziehung der Haushaltsergebnis-
se 1988 ergibt sich folgende weitere Entwicklung:

Zahlenübersicht 1

fn die Schulden aus Kreditmarktmitteln (Stichtag jereils SchLuß des Haus-

haltsjahres) sind für 1987 K¡editrahmen in Höhe von 400 t{io DM und für
1f188 in Höhe von 800 Mio DM eingerechnet, die sich aus mit verschiedenen

72-t

Art der Schuld Stand am Schluß des Haushaltsjahres (in Mio DM)

1983 1984 1985 1986 1987 1988

A¡sgfeicl¡sroAurgen

der Geldi.nstitute,
Versicherungsunter-
nel¡men und Bauspar-
kassen

$çþ¡r'l#n ar6 þrgttit-
¡¡lct¡i.ttel¡r
Inhabe¡schuldver-
schreibungen, Schul-
dÊn bei Banken,
Sparkassen, Sozial-
versicherungs-
trãgern und dgL.

Sctx¡l¡Er ir õf,f¿nt-
fict¡¡r bsidr
bei¡ Bund

A¡sle¡èsdrufÉ¡¡

s46,5

æ 399,4

3 338,s

1,4

904, 3

21.709,3

3 518,2

L,4

860,7

22 7T,5

3 727,5

t,4

815" 7

23 8s3"7

3 990,2

113

765,2

25 337,r

4 260,3

1,3

72r,1

25 865,6

4 551,5

1,4

Sunne der Staatsschuld
(A bis D) 24 685,8 æ 133,2 27 317,7 28 6æ-9 æ 367,9 32 1æ,6

E. Sctlrùb¡ lÞiftcc,
für di.e de¡ Frei-
stsat Bsyern den

Schuldendi-enst über-
ntnunen hat (Ver-
rentungsdarlehen ) 1 397,0 1 fi¡9,4 995, 9 87!,0 744,3 627,9

GesdÊschuldenstand 26 082,8 27 272,6 28 313,0 æ sÍE,g 3t- Lt2,2 32 767,4
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Banken abgeschlossenen Kreditrahmenverträgen ergeben. Auch wenn diese
Kreditrahmenverträge - eine relativ neue Form der Kreditfinanzierung -
nach ihrem Inhalt sowohl die Aufnahme ku¡zfristiger Kassenverstärkungs-
k¡edite als auch längerfristiger Deckungskredíte ermöglichen, hä1t der OBH

die Einbeziehung der Kreditrahmen aus den Kreditrahmenve¡trägen in die
schurden für problematisch, da die Kredit¡ahmenverträge zum Ende der Haus-

haltsjahre nicht und wfrhrend des Haushartsjahres jeweils nur kurzfristig
j-n wechselnde¡ Höhe in Anspruch genommen wurden.

Neben den weiterhin ansteigenden Kreditmarktschulden nehmen die anderen

Schuldenarten inzwischen nur mehr eine untergeordnete Rolle ein.

Bei den Ausgleichsfordenrngen der Geldinstitute, Versicherungsunternehmen

und Bausparkassen aus den im Zusammenhang mit der währungsreform erlasse-
nen Gesetzen werden die schutrdendienstreistungen überwiegend vom Bund ge-

tragen. Der staatshaushalt wird nur mit 50 v.H. des sich laufend verrin-
gernden Zinsaufwands belastet. Daraus ergibt sich folgender Aufwand:

Zahlenübersicht 2

Beträge in Mio DM

1983 1984 1985 1986 1987 1988

t5,4 14,8 t4,t 13,3 12,6 11,I

schurden i¡n õffenttichen Bereich bestehen nur mehr gegenüber dem Bund. Es

handelt sich um Mitter zur Förderung des wohnungsbaues, die als zweckge-

bundene Darlehen weitergereicht und entsprechend ihrem Rückf1uß getilgt
werden.

Bei den Auslandssc'hul&n handelt es sich um Bestbestände von Schulden aus

einer Anreihe des Jahres 1925. Papie¡e werden nur mehr in seltenen Ein-
zerfällen zur Einlösung vorgelegt, so daß kaum noch mit eine¡ vollständi-
gen Tilgung zu rechnen ist.

Die Übernahme des schurdendienstes für schulden Dritter (verrentungs-
schul&n) aus l4aßnahmen des schulhausbaues, des wassérbaues und des Kran-
kenhausbaues i¡ nichtstaatlichen Bereich bezieht sich auf abgeschlossene
Förderprogramme úergangener Jahre. Es handett sich demnach um Lasten mit
rückläufiger Tendenz. Die Ausgaben betrugen:
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ZahLenübersicffi 3

Beträge in Mio DM

1983 1984 1985 1986 1987 1988

25t,2 281,7 254,t 206,7 199,3 L82,8

1.2.3 Die K¡editaufnah¡re und der Schuldendienst auf dem l(redit¡arkt haben sich
in den Jahren 1983 bis 1988 wie folgt entwickelt:

Zahlenübe¡sicht 4

Haus-
halts-
j ahr

Bruttokredit-
einnahme

1trlJ.gung \,lettokredit-
einnahme

linsaufwand ¡erbleibende
Einnahme

Istbetrâge in Mio DM

1983

1984

1985

1986

1987

1988

3 342,7

2 545,1

? 70t,2
3 112,5

3 664,9 2)

3 744,O 2)

1096,9
1- 235,3

1 683,0

1986,3
2 t81,5
2 215,4

2 245,8

1 309,8

t ot8,2
L 726,2

L 483,4

1 529,6

t 521,9

1 690,6

t 792,3

1 853,6

1 899,8

1 889,6

723,9

- 380,8

- 774,1

- 727,4

- 416,4

- 361,0

1) Es handelt sich hierùei jeweils um den Tilgungsaufwand für ¡ei,r¡e Kleditma"ktschulden. lie
Abweichung von den in TN¡. 6 genannten Bet!ägen ergibt sich daraus, daß dort bei der
Emittlung des Finanzierungssaldos efltsprechend der Veranschlagung im Haushaltsplan auch
die Tilgung fÛr Ausgleichsforderungen der GeldinstituÈe berücksi-ctrigt h,orden ist.

2) EinschlieBlich Kr€ditrahmenverträge (vgI. TNr. 12.1)

Der ORH hatte in seinen Bemerkungen zur Entwicklung der schurden auf dem

Kreditmarkt wiederholt auf die Einengung des !n staatshaushalt noch ver-
blei-benden finanziellen Spielraumes durch das Anwachsen des Schuldendien-
stes hingewiesen. seit dem Haushaltsjahr 1984 wi¡d zwar iln saldo rein
rechnerisch nicfr meh¡ der gesante Schuldendienst durrfr neue Kreditaufnah-
men gedeckt, Trotz Konsolidierungsbemühungen sind ûie schurden und der
Zinsaufwand aber weite¡ deutlich angestiegen. Rechnerisch r¡erden niclrt nur
die Tirgungen, sondern auch der Großtei1 der anfarlsrden Zinsen aus neuen
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Kreditaufnahmen finanziert; arrein dadurch ist ein weiteres Ansteigen der
staatsschulden vorprogrammiert. Eine Bückführung der schulden und des
schul-dendienstes ist damit auch weiterhin nicht in sicht (vgI. TNr. 12.4).

Die Planung zeigt, daß die staatsverschurdung und die Zinsberastung des
Staates in den kommenden Jahren weite¡ ansteigen werden:

Zahlenübersicht 5

Haus-
halts-
j ahr

Bruttokredit-
einnahme

Tilgung Nettokredit-
einnahme

Zinsaufwand verbleibende
Einnahme

Sollbeträqe in Mio IM

1989

1990

1991

1992

1993

3 gg1,7 1)

5 513,7 2)

5 071,7 3)

4 6gg,2 3)

5 669,1 3)

2 573,5

2 876,2

3 070,0

3 245,2

3 448,4

t 408,2

2 637,5

2 O0I ,7
L 443,0

2' 220,7

2 Q97,6

2 L3r3 2)

2 338,7

2 485,2

2 568,3

689 ,4
506,2

337 ,0

t 042,2

347 ,6

+

1) Haushaltsplen 1989/1990
2) Entwurf des Nachdragshaushalts 1990
3) FÍnanzplan bis 1993

Hiernach wi¡d sich die Neuverschuldung in den Jah¡en ab 1g90 mit einer
unterbrechung im Jahre 1992 weiter deutrich erhöhen. Besonders in den

Jahren 1990 und 1993 ist im Zusammenhang mit den bereits beschlossenen
bzw. noch beabsichtigten steuerentlastungen mit einem Rückgang der Staats-
einnahmen und einem entsprechend steigenden Kreditbedarlf zu rechnen. Die
im Durchschnitt der Jahre 1990 bis 1993 gegenüber 19g9 um fast 50 v.H.
erhöhte Nettokreditaufnahme und die dadurch jährtich um rd. 120 Mio DM

steigende, i¡ Jahr 1993 also um rd. 500 Mio DM höhere Zinslast zeigen sehr
deutlich, wie die Kredite vorhergehender Jahre ein beschleunigtes Anwach-

sen des Schuldendienstes und damit der Vorbelastungen künftiger HaushaLte

bewirken. Der F¡eistaat Bayern wi¡d künftig nahezu seine gesanten Ein-
nahmen aus der Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer aufwenden müssen,

um die Zinsen für seine Schulden zu bezahlen.
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Wenn auch, wie die nachstehende Zah1enÜbersj-cht 6 zeigt, Bayern unter den

Flächenstaaten der Bundesrepublik weiterhin die niedrigste Pro-Kopf-Ver-

schuldung ausweist, so ist diese doch zwischen 1983 und 1988 trotz einer

anhaltend guten Konjunktur und andauernde¡ Konsol:ldierungsbemÜhungen um

rd. 31 v.H. angestiegen.

Zah1enübersicht 6

Land
Pro-Kopf-Verschuldung (DM) Zunahme

am 31.12.1983 am 31. 12 .1i988 DM v.H.

laden -t¡'lürttemberg 2 660 3 486 826 37,1

Sayern 1 861 2 442 581 3r,2

Hessen

Niedersachsen

N ordrh e in -t¡le stf a 1e n

Rheinland-Pfalz

Saarland

Schleswig-HoIstein

3 168

3 397

3 514

3 631

5 574

4 356

4 498

5 104

5 413

5 207

9 t7r
6 62t

1 330

t 707

1 899

1 576

3 597

2 265

42,O

50,2

54,0

43,4

64,5

52,0

FIächenstaaten insgesamt 3 095 4 stt 7 416 45,8

Berlin
Bremen

Hamburg

4 278

t2 t73
6 966

4 846

19 156

10 615

568

6 983

3 649

13,3

57,4

52,4

Länder insgesamb 3 333 4 839 1 506 45,2

lund s 378 7 590 2 2r2 4t,t

Die fotgende Zahleniibersicht über die Entwicklung der Kreditaufnahme und

des Schuldendienstes in den Haushalten des Bundes uad der Gesamtheit der

Länder Iãßt irn Vergleich mit Zahlenübersj.ctr 4 erkennen, daß Bayern schon

zu einem früheren Zeitpunkt und mit ausgeprägteren Kontinuität i¡me¡trin

einen relativen Konsolidierungskurs steuerte.
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Zahlenübersicht 7

Haushalts-
j ahr

Bruttokredit-
einnahme

Tj-1gung Nettokredit-
einnahme

Zinsaufwand verbleibende
Einnahme

ïstbeträge in Mio DM

Bund

198s

1984

1985

1986

1987

1988

76 359

73 063

67 958

83 353

90 5r_1

90 912

44 884

44 758

45 572

60 426

63 056

55 524

3t 475

28 305

22 386

22 927

27 455

35 388

26 618

27 758

29 160

30 268

31 039

32 284

4 857

547

-6774
-7341
-3584

3 704

Ländergesanrtheit

1983

1984

1985

1986

1987

1988

42 337

43 088

42 150

44 066

47 572

48 6t7

20 696

23 548

24 963

27 314

28 829

30 902

21 64L

19 540

t7 187

t6 752

18 743

t7 7r5

15 809

17 093

t8 184

t9 251

t9 487

20 250

5 832

2 447

- 997

-2499
- 744

-2535

13

13.1

Mit dem stetigen Ansteigen der Staatsschulden und einem dadurch bedingten
immer höheren Zinsaufwand steigt auch der Anteir der jährlichen Zi-nsausga-

ben an den Gesamtausgaben (Zinsausgabenquote, vgl. TNr. 4.2). Dies führt
auf Dauer zu einer immer stärkeren Beschneidung des finanzpolitischen
spielraums. Dessen Bùckgewinnung und Erweiterung ist nicht durch neue und

höhere Kreditaufnahmen mögIich, sondern nur durch verstärkte Konsolidj-e-
rungsbemühungen gerade in Jahren wirtschaftlicher Prosperität.

Staatsbûrgschaften und Garantien

Nach dem Gesetz Über die Übe¡nahme von Staatsbürgschaften und Garantien
von 1972 (BÜG) waren Ende 1988 K¡edite von 2,5 Mrd DM mit einer Bürgen-

haftung von 1,5 Mrd DM verbürgt. Daneben bestanden Bürgschaften von 118

Mio DM fÜr eine Kreditsumme von i.rrsgesant I70 Mio DM aufgrund von früheren
gesetzlichen Ermächtigungen ( "Altbürgschaften " ) .

Die folgende Zahlenübersicht zeigt die Entwicklung des Bestands an ver-
bürgten und teilverbürgten Krediten sowie die Haftungsbeträge im Haus-

haltsjahr 1988, gegliedert nach den Förderungsbereichen des BüG; die Alt-
bürgschaften sind in die jeweiligen Förderungsbereiche einbezogen.
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Anmerkungen zur Zahlenübersicht

Zu A:

Für gewerbliche Bürgschaften waren 1988 keine Ausfalrzahlungen zu 1ei-
sten.

Zu B:,

Ausfä11e aus dem Programm "Darrehen Junge Familie" werden aus dem hier-
für bei der Landesanstalt für Aufbaufinanzierung gebildeten sicherungs-
fonds gedeckt. Dieser ist in Höhe von b Mio DM rückgarantiert. Oie
Staatsgarantie wurde bishe¡ nicht in Anspruch genommen.

Die Fallzahlen beziehen sich auf di-e in die Garantie einbezogenen Aus-
reichungen.

Zu C:

Die FalLzahlen schließen auch die in Globalbürgschaften einbezogenen
Kredite ein.
Die Ausfallzahrungen für wohnungsbaubürgschaften haben 19BB 4gb 631 0M
betragen.

An Bückerstattungen auf frühere rnanspruchnahmen wu¡den im Berichtsjahr
502 678 DM vereinnahrnÈ.

Außer den in TNr. 13.1 dargestelLten Bürgschaften und Garantien bestanden
zum Ende des Haushartsjahres 1988 noch folgende Garantien und sonstige Ge-

währleistungen:

- Haftungsfreisterlungen in Höhe von je 10 Mio DM gegenüber den Stäfüen
Hof, Bayreuth und Augsburg für verkehrsLandeplätze (Errnächtigungen:

Art. 8 Abs. 2 HG 1977/1978, 1979/1980 und 1981/1982);

- Ga¡antien fÜr die Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen
der in S 13 Abs. 5 Atomgesetz genannten Art bis zu einer Höhe von insge-
saÍrt 35,87 Mio DM (Ermächtigungen: Art. I Abs. 4 HG 1979/1980 und

t98t/t982 sowie Art. 8 Abs. 1 HG 1983/1984, 1985/1986 und 1987h988);

- anteilige Einstandspflictren, Freistetlungsverpflichtungen und Garantien
bis zur Höhe von insgesarnt 3 Mio DH im Rahmen der gemeinsamen Förderung

von Forschungseinrichtungen durch den Bund und die Länder nach Maßgabe

der Rahmenvereinbarung nach Art. 91 b GG (Art. I Abs. 4 HG 19BU19gz,
Art. I Abs. 1 HG 1985/1986); bisherige Zusage 1 Mio DM.



L4.t

-31 -

II. BESONDERE PRUFUNGSERGEBNISSE

A. FUR ALLE EINZELPLI{NE

14 übertlick ûber die Präfung der Personalausgaben

Bei der mitschreitenden Prüfung und bei der nachträglichen P¡ü-
fung wurden insgesant Fehlzahlungen in Höhe von 8,5 Mio DM fest-
gesteIlt. Verhinderte Überzahlungen wirken sich vielfach auch in
den Folgejahren aus. Im übrigen hat die Rechnungsprüfung gerade
hier erhebliche präventive hlirkung.

Die Personalausgaben des Staates, nämlich die

- Dienstbezüge der Beamten und Richter,

- Bezüge der Versorgungsempfänger,

- Angestelltenvergütungen und

- Arbeiterlöhne

we¡den ausschließlich fun DV-Verfahren abgerechnet. Aïle ergehenden Kassen-

anordnungen werden vor der weiteren Bearbeitung den zuständigen Rechnungs-

prüfungsäntern zur mitschreitenden Prüfung zugeleitet. Die zu prüfenden

FäIle werden weitgehend gezielt nach Art der Zahlung, Fehlerhäufigkeit bei
bestimmten Vorgaben oder einzelnen Anordnungsstellen ausgewäh1t.

Von den i¡n Jah¡ 1988 insgesant zur Prüfung vorgelegùen 1 063 000 Kassenan-

ordnungen (Vorjahre 1 091 000) wurden 47 v-H. gepr-üft. Dahei wurden in
7631 FäIlen, d.s. 0,72 u.H. (Vorjahr 0,69 v.H.) altrer Kassenanordnungen,

Mängel festgestellt.

Da sich die mitschreitende Prüfung mangels weiterer Unterlagen auf die
Schlüssigkeit der Kassenanorcinungen beschränken muB, werden die Personal-
ausgaben zusätzlich vom OHH und den Bechnungsprüfungsäntern auch anhand

der Personalakten bei den Anordnungsstellen und der Buchhalterakten bei
den Abrechnungsstellen nachträglich stichprobenweise geprüft; es werden

auch Erhebungen bei den BeschäfLigungsstellen und an den Arbeitsplätzen

durchgeführt
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von den bei der mitschreitenden Prüfung verhinderten und bei der nachträg-
lichen Prüfung festgestellten Fehlzahlungen in Höhe von 8,5 Mio 0M (Vor-
jahr 10,3 Mio DM) entfallen auf

- Überzahlungen und von ande¡en Dienstherren
zuwenig erhobene Versorgungsanteile

- Minderzahlungen und an andere Dienstherren
zuwenig abgeführte Versorgungsanteile

Diese Bet¡äge setzen sich wie folgt zusammen:

6,3 Mio DM

2,2 Mio DM

Mitschreitende Prüfung

- de¡ Dienstbezüge der Beanrten
und Richter

- der Angestelltenvergütungen
und Arbeiterlöhne

- der Versorgungsbezüge

- der Versorgungslastenanteile

insgesanrt

Nachträgliche Prüfung

- der Dienstbezüge der BeamÈen
und Bichter

- der Angestelltenvergütungen
und Arbeiterlöhne

- der Versorgungsbezüge

- der Versorgungslastenanteile

- der sonstigen Personalausgaben
(Beihilfen, Umzugskostenvergütungen,
Trennungsgelder, Lehrauftrags- und
Prüfervergütungen, Unfallfürsorge-
leistungen)

insgesamt

Überzahlungen
DM

1 504 000

' 2 733 000

366 000

243 000

4 846 000

60 000

460 000

33 000

802 000

55 000

1 410 000

Minderzahlungen
DM

949 000

898 000

175 000

18 000

2 040 000

15 000

16 000

168 000

134 000

3 000

Die bei der mitschreitenden Prüfung verhinderten überzahlungen stellen
echte Einsparungen dar, die sich - ebenso wie die Feststellungen bei der
nachträglichen Prüfung - in beacfrlichem umfang auch in den folgenden Jah-
ren ausv'rirken.
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Sowej-t Versorgungslastenanteile nicht angefordert oder zu Unrecht gelei-
stet wurden, konnten sie zum größten TeiL nachträglich vereinnahmt þrerden.

Die Feststellungen des OBH haben fortdauernde Wirkung und werden auch

kÜnfti-g zu Mehreinnahmen führen und die Erstattungen ôn andere Diensther-
ren mindern. Darüber hinaus kann davon ausgegangen !{erden, daß ohne die
vorbeugende Wirkung der mitschreitenden Bechnungsprüfung die Fehlzahlun-
gen ein weit größeres Ausmaß erreicht hätten.

14.2 Die Fehlzahlungen haben vieffäItige Ursachen. Hierzu ei-nige Beispiele:

L4.2.7 Beamte und A¡beitnehmer können unter bestimnrben Voraussetzungen für die
[r'lahrnehmung besonderer Aufgaben Zulagen erhalten. Bei den Prüfungen wird
immer wieder festgestellt, daß

a) von Anfang an die Voraussetzungen für die Zahlung derartiger Zulagen

nicht gegeben waren ode¡

b) die Voraussetzungen für die Zahlung der Zulage weggefallen sind und dies
den Anordnungsstellen nicht mitgeteilt wurde.

Die in diesem Zusammenhang festgestellten oder verhinderten Ûberzahlungen

betrugen 266 000 DM.

14.2.2 fm Jahre 1988 waren beim Freistaat Bayern rd. 19 000 Beamte und etbra eben-

soviele Arbeitnehmer teilzeitbeschäftigt. Sie e¡halten Bezüge nur im Ver-
hältnis der tatsächlichen zur regelmäßigen Arbeitszeit. Dieses Anteilsver-
hä1tnis wird von den Beschäftigungsstellen festgestellt, den Anordnungs-

stellen mitgeteilt und von diesen mittels Kassenanordnung zur Datenerfas-
sung weitergegeben. Dabei übersehen die Beschäftigungsstellen immer wie-
der, die Anordnungsstellen von einer Teilzeitbeschäftigung oder von einer
Veränderung des Anteilsverhältnisses zu unterrichten. Aber auch die Anord-

nungsstellen geben teilweise unzutreffende Anteilsverhältnisse zu¡ Daten-

erfassung vor. In diesem Zusammenhang wurden Überzahlungen von 299 000 DM

und Minderzahlungen von 163 000 DM verhindert.

14.2.3 Für die von den persönlichen VerhäItnissen der Bediensteten abhängigen Be-

zügeteile (2.8. Kindergeld, 0rbszuschlag, Sozialzuschlag) bestehen umfang-

reiche Regelungen. Ihr Vollzug bereitet den Anordnungsstelten immer wieder
Schwierigkeiten. Bei der Überprüfung dieser Bezügeteile wurden überzahlun-
gen von 735 000 DM und Minderzahlungen von 338 000 DM yerhindert.
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B. FiJR DIE EINZELPLJ{NE

EINZELPLAN 05

(Staatsministerium fUr Unterricht und Kultus)

Staatl. Gymnasien mit Schûlerhei¡
(Kap. 05 19)

Das wirtschaftliche Ergebnis der staatlichen schülerheime im
Gymnasialbereich i-st verbesserungsbedürftig. rn der Größenordnung
von 2 Mio DM wäre eine Verbesserung möglich, lvenn al1ein die Leh-rer, dj-e bisher zur Bet¡euung und Beaufsichtigung in den Heimen
eingesetzt werden, durch hauptamtliche Erzieher ersetzt würden,
wie es bei den schul-en des Zweckverbandes Bayerische Landschul--
heime erfolgreich praktiziert wird.

Der lnleiterbestand der Heimschufen. in Bayreuth, Marktoberdorf,
Straubing und Würzburg, die mangels Bedarfs ihrem ursprünglichen
Auftrag kaum mehr gerecht werden, muß in Frage gestellt weiden.

15.1 Ausgangslage

a) Nach Art. 84 des Bayerischen Gesetzes übe¡ das Erziehungs- und unter-
richtswesen (BayEUG) können an schulen schülerheime eingerichtet wer-
den, deren Aufgabe es ist, schüler erzieherisch zu betreuen und ihnen
unterkunft und verpflegung zu gewähren. schule und Heim bilden eine
pädagoglsche Ei-nheit. war es früher vor a1lem die Not der Nachkriegs-
jahre (unterbringung und Förderung heimatvertriebener, obdachloser und

verwaister Kinder u.a.), die die Erri-chtung von schülerheimen erforder-
lich machte, so werden heute ihre Aufgaben hauptsächlich darin gesehen,

SchÜ1ern aus gestörten Familienverhältnissen oder mit schlechten schu-
lischen Leistungen erziehe¡ische Hilfen zu geben und schulische Fö¡de-
rung zu ermög1ichen.

b) rm Gymnasialbereich gibt es 63 Heimschuren, und zwar 16 öffentl-iche
und 47 pri-vate Einrichtungen; letztere sind zum weit r.iberwiegenden Teil
in kirchlicher Trägerschaft. Von den 16 öffentlichen Heimschulen sind
zwörf staatrich, vier werden vom Zweckverband Bayerische Landschur-
heime 1) getragen; sie verteiÌen sich auf sechs Begierungsbezirke (ohne

Mittelfranken) .

1) Körperschaft des öffentlichen Hechts; satzungsgemäße Aufgabe: Errichtung, Bettieb und
Erhaltung von Heimschulen und Schülerheimen; Verbandsmitglieder: Freistast Bayern,
Landeshauptstadt l,lûnchen sowie weitere konu¡unale Gebietskörperschaften
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Zum stichtag 1. Oktober 1988 verfügten die schülerheime an den zwölf
staatlichen Heimschulen über 1259, die vier Heime des Zweckverbands

Bayerische Landschurheime über 870 PLätze. Arre'Heimschulen des Zweck-

verbandes und sieben 2) staatliche Heime sind koedukativ geführt. An je
einer staatrichen Hei¡schure ist ein humanistischer bzw. wirtschafts-
wissenschaftlicher Ausbildungszweig eingerichtet. zweL sind reine
musische Gymnasien, fünf haben neben einer ande¡en Fachrichtung auch

eine musische Ausbirdungsrichtung. rm übrigen bestehen neusprachriche
Ausbildungsrichtungen in Verbindung mit mathematisch-naturwissenschaft-
lichen. Al-Ie vier Heimschulen des Zweckverbandes verfügen über drei
Ausbildungsri-chtungen. Im einzelnen v91. hierzu die folgende Zahlen-
übersicht 1.

Zahlenübersicht 1

Heimschulen SchüIer-
zahl

Heimplät ze

insgesamt

Aus bildung sricht u nge n koeduka-
tiv ge-
fúhrthumani-

stisch
ode¡
neusprach-
Iich

mathe-
matisch/
natur-
wassen-
schaft-
Iich

musisch wirt-
schafts-
w].ssen-
schaft-
lich
ode¡/und
sozial-
w]'ssen-
schaft-
lich

a) Staat

Amberg

Bayreuth
Deggendorf
Eichstätt
Hohenschwangau

Ha¡ktobe¡do¡f
Marquartstein
München

Pegnitz
Pfa¡rki¡chen
Straubing
lrlürzburg

b) Zweckverband

Gaibach
Kempfenhausen
fsing
l'liesentheid

678

551

980

480

504

782

485

347
797

64s
820
511

160

80

110

96

770
725

155

55

60

62

100

86

X

X

x

X

x

x

X

X

x

x
x

x

x

x
X

x

x

x

X

x

x

x

X

x

x

x

x
x

x

x

XX

x

x

x

x

X

x

x

x

X

x

X

X

x

7 5"I4

78L
522
440
515

125¡

776
209

2s6
229

2åA 87u

2) ab Schuljahr 1989/1990: acht
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Neben Hefunplãtzen, die für eine Voll-unterbringung gedacht sind, halten
die Heime Tagesheirnplãtze für Schüler vor, die ein Mittagessen erhalten
und am Nachmittag beaufsichtigt und betreut werden, abends jedoch zu

Íhrer Familie zurückkehren. An den staatlichen Heimschulen gibt es

rd. 300, beim Zweckverband 400 solcher P1ätze.

c) Die Zahl der öffentlichen und privaten gymnasialen Heimschulen in
Bayern ist 1n den Jahren 1976 bis 1988 von 77 auf 63 zurückgegangen;

darunter waren auch zwei staatliche (Lauingen, Freising). Die ZahI der
in den SchÜlerheimen untergebrachten Gymnasiasten ist im glei-chen Zeit-
raum von 1-4 505 auf 5854, also um fast 60 v.H., zurückgegangen. Die Er-
richtung zahlreicher Gymnasien im ganzen Land (ZahI der staatlichen
Gymnasien in den Schuljahren 1955/1956: 732, L970/t97t: 231, 1980/1981:

290, 1988/1989: 297), die rück1äufigen Schülerzahlen und der Ausbau

der SchÜlerbeförderung sind die wesentlichen Ursachen dieser Entwick-
1ung. fnfolgedessen wurde durch Stillegung von Teilen der Heimgebäude,

durch Vermietung und Modernisierungen die Zahl der Heimplätze an den

zwölf staatlichen Schülerheimen im gleichen Zeitraum von 1922 auf 1259

verringert,

15.2 Prüfungsfeststellungen desORH

Der ORH hat im Frühjahr 1989 die zwö1f staatl-ichen Heímschulen geprüft,
fÜnf davon örtlich. Zugleich wurde auch die staatliche Mitwirkung am

Zweckverband Bayerische Landschulheime geprüft. Dabei wurde festgestel-lt:

75.2.t Heirnplãtze und Tagesheimplãtze

a) Die Schülerheime sind nach dem Stand vom 1. 0ktober 1988 sehr unter-
schiedlich ausgelastet. l¡Jie nachstehende Zahlenübersicht 2 zeigt, waren

in den staatlichen Heimschulen von 1259 Pl-ätzen 851 (68 v.H.) beJ-egt.

Dagegen waren die vier Hej-me des Zweckverbandes Bayerische Landschul-
heime (870 Plätze) im Durchschnj-tt zu 88 v.H. ausgelastet. Von den

zwöLf staatlichen Schülerheimen haben nur zwei eine Belegung über

85 v.H., sieben dagegen eine Auslastung unter 66 v,H., darunter vier
mit einer Belegungsquote zwischen 50 und 56 v.H.
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Zahlenûbersicht 2

Heimschulen Heimplätze Auslastung

in v,H.

Heimberuohner, die die Heimschule
hesr¡chen

insgesanrb belegt absolut in v.H. der Heimplätze

insoesamh

a) Staat

Amberg

Esyreubh
Deggendorf
Eichstätt
Hohenschrrangau

ilarktoberdorf
Marquartstein
Mûnchen

Pegnitz
Pfamkirchen
Streubing
Würzburg

Z¡¡eckverband

Gaibach
Kempfenhausen

Ising
tdiesentheid

160

80

tto
96

L70
t25
155

55

60

62

100

86

1s0

44

95

74

96

63

99

36

42

45

53

54

94

55

86

77

56

50

64

65

70

73

53

63

150

26

76

65

93

27

78

18

40

37

28

13

94

33

69

68

55

22

50

33

67

60

28

15

1 z[tg

176
209

256

229

851

L54
158

243
208

68

88

76

95

91

651

720
752
224
198

68

73

88

86

87ll 7æt 88 cgt m

Von den rd. 300 Tagesheimplätzen bei den staatlicÛ¡en Heimschulen (ein

Fünftel der Gesa¡ntkapazität) vüoren 226 (75 v.H,) belegt. Beim Zweckver-

band Bayerische Landschulheime waren von den 400 Plätzen (ej.n Drittel
der Gesantkapazität) 375 (94 v.H.) belegt.

Nach den Feststellungen des QRH sind an den staatlichen Heimschulen

hauptsächlich soziale GrÜnde (2.8. Elte¡n geschi-eden/leben in Schei-

dung) sob,ie Erziehungsproblene und e¡st in zweiter Linie schwierige

Schulwegverhältnisse fÜr die Heimunterbringung maßgebend. Bei 57 v.H.

der SchüIer im Heim liegt der elte¡liche Wohnsiüz im Regierungsbezirk

de¡ Heimschulen.

An den zbrötf staatlichen Heirnschulen obliegt die Betreuung und Beauf-

sichtigung der Schüter im Heim grundsätzlich den Gymnasiallehrern der

Schu1e. Nur vereinzelt sind auch hauptanrtliche Erzieher eingesetzt.

Die Betreuung und Beaufsichtigung der SchÜler im Heirn wird meist jedes

ztveite hlochenende oder zum Teil an jedem Wochenende ausgesetzt' so d8ß

die Schüler an diesen Wochenenden das Hei¡n verlassen müssen. Die Tätig-
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keit im schülerheim ist bei den Leh¡ern nicht immer sehr beliebt. rm

Hinbrick auf die dargelegten vorwiegenden Gründe für eine Heimunter-
bringung steltt sich díe Frage, ob diese Forrn de¡ Betreuung den E¡war-
tungen der Eltern ausreichend Bechnung trägt. Beim Zweckverband Bayeri-
sche Landschulheime sind hingegen fast ausschließ1ich hauptantliche
Erzieher eingesetzt, die vor allem fü¡ jüngere schüle¡ Bezugsperson
und Gesprächspartner sind. Auch werden die schüler in den Heimen des
Zweckverbandes durchgängig an allen V'lochenenden betreut. Die erhebtich
günstigere Ausrastung der Zweckve¡bandsheime (vgl. Zahrenübersicht 2)
spricht nach Auffassung des OBH dafür, daß die vom Zweckverband prak-
tizierte Form der schülerbetreuung bei der Nachfrage nach Heimplätzen
ej.ne entscheidende Bol1e spielt.

c) Bei den örtrich geprüften Heimschulen in Bayreuth, Marktoberdorf,
straubing und l¡lürzburg fätlt besonders auf, daß nur ein sehr niedriger
Anteil der Heimplätze von schüIern, die auch die Heimschule besuchen,
belegt sind (zwischen 15 und 33 v,H..- vg1. Zahlenübersicht 3).

rn Bayreuth besuchen von den 44 Heimbewohnern nur 26 die Heimschule,
dagegen zwöLf berufliche und sechs allgemeinbiLdende schulen (Gymna-

sium: drei, Realschule: einer; voLksschule: zwei). von den 63 Heimbe-
wohnern in Marktoberdorf sind nur 27 schürer, die das Heimgymnasium

besuchen; die restlichen 36 schüler sind Bearschüler (13) und Haupt-
schüle¡ (23). rn straubing sind von den 53 Heimbewohnern nur 2g Heim-
schüler; 25 schüler besuchen dagegen andere allgemeinbildende (Gymna-

sium: acht; Rearschule: einer) oder berufliche schulen (16). rn würz-
burg sind nur 13 von insgesanrt, 54 Heimbewohnern schürer, die die Heim-
schule besuchen; die restlichen 41 verteilen sich auf berufliche (20)
und allgemeinbildende schulen (zj-). von den insgesamt 113 Tagesheim-
schüLern besuchen 82 v.H. die jeweilige Heimschule.

Darüber hinaus zeigt die nachstehende Zahlenübersicht 3, daß die Bere-
gung der Heimplätze in den meisten Fällen gering breibt. rm Gegensatz
dazu sind di.e Tagesheimplätze bei zwei dieser Heimschulen gut frequen-
tiert.
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Zahlenübersicht 3

Heimschule HeimpIätze Hoimschü1er1) Tagesheim-
nlätze I schülerrl

r.nsges. belegt
1n H

v.Sp.1
absol.

in v.H.
v.Sp.1

r-Bsges, bel-egt absol.
Ln v.n
r.Sp.6

t 2 3 4 5 6 7 I I

Bayreuth

Hohenschwangau

Harktobe¡dorf

Streubing

ltlùrzburg

80

2\
t70 '

!25

100

86

44

96

63

53

54

55

56

50

53

63

26

93

27

28

13

33

55

22

28

15

t4

do

20

'æ

60

12

24

4

20

53

10

22

3

16

42

7!

55

15

50

70

Summe 561 310 55 L87 33 166 113 93 56

1) die die Heimschule besuchen
2) April 1989: 130 Heimplätze, davon 105 belegt (81 v.H.); HeimschÜler 103 (79 v.H,)

Ein dera¡t geringer Anteil von Heimschülern ist nriit dem Charakte¡ einer
gymnasiaLen Heimschule (Art. 84 Abs. 1 BayEUG) kar¡m mehr vereinbar und

\^,irft zusammen mit der allgemein schwachen Nachfrege nach Heimplätzen

die Frage nach dem Fortbestand dieser Einrichtungren auf.

L5.2.2 l{i-rtschaftliche Situation

a) Wirtschaftlichkeitsrechnung

Die monatlichen Heimentgelte der staatlichen Heiflschulen liegen zhli-

schen 385 und 610 DM, Die Heimkostensätze der gleichfalls öffentlichen
Heimschulen des Zweckverbands halten sich mit 465 bis 595 DM ebenfalls
in diesem Bahmen.

Bei den staatlichen Heimschulen trägt der Staat den gesamten Aufwand

der Schulen (Lehrpersonal, Verualtungspersonal dgr Schulleitung, Haus-

meister und sonstiges Hauspersonal sowie Sachaufrmnd) und der Schüler-
heime. Für den Betrieb der Schülerheime sind bei Kap. 05 19 TitGr. 72

Mittel für Heimpersonal (Angestellte, Arbeiter), Bewirtschaftung, Ver-

b¡auchsmittel (insbesondere Lebensmittel), Ausstattungsgegenstände und

für Vertraltungsausgaben veranschlagt. Die Ausgaben bei TitGr. 72 sind

an entsprechende Einnahmen (Kap. 05 19 Tit. 125 01) gebunden und

erhöhen oder vermindern sich entsprechend (vgl. Vermerk zu TitGr. 72).

Die Einnahmen bestehen im wesentlichen aus dem Verpflegungs- und Unter-
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kunftsgeld (Heimentgelten) der Schüler. Im Haushaltsjahr 1988 sind tt.
Haushaltsrechnung bei Ti-tBr . 72 Ausgaben von 6,2 Mio DM angefallen
(ohne Bayernkollegs), denen Einnahmen bei Tit. 725 Ot von 6,5 Mio DM

(ohne Bayernkollegs) gegenüberstanden. Dieses Ergebnis reicht aller-
dings nicht für eine zutreffende Beurteilung der wirtschaftlichen
Situation der Schülerheime bei staatlichen Heimschulen aus. Die

ïitGr. 72 enthäIt näm1ich nur mehr Ausgabenbereiche, die - bei ord-
nungsmäßiger Wirtschaftsführung - annähernd gteichmäßig durch die
Heimeinnahmen abgedeckt werden können. Die eher vom Bauzustand a1s von

der Wirtschaftsführung beeinflußten Aufwendungen für den Bauunterhalt
(Tit. 519 01) sowie für kleine Baumaßnahmen (Tit. 7Ot Ot) werden außer-
halb der TitG¡. 72 bein Kap. 05 19 nachgewiesen. 1988 sind für den Bau-

unterhalt (2,28 Mio DM) und die kleinen Baumaßnahmen (0,66 Mio DM) der
Heimschulen (einschließIich Schülerheime und Bayernkollegs) Ausgaben

von insgesant 2,94 Mio DM angefallen. Hinzuzurechnen sind ferner noch

die in der Anlage S zu Kap. 05 19 erfaßten Hochbaumaßnahmen, soweit
sie den Heimbetrieb betreffen

Von besonderem Gewicht ist aber, daß die Kosten der zur Beaufsichti-
gung der Schü1er (einschließ1ich Tagesheim) eingesetzten Lehrer und

die Kosten der für das Schü1erhej.m tätigen Verwaltungskräfte der Schu-

le beim Ergebnis der Wirtschaftsführung vö11i9 auße¡ Ansatz bleiben.
Diese anteiligen Kosten sind im Personalaufwand der Schulen enthalten
und werden bei der Bemessung der für eine Kostendeckung erforderlichen
Heimentgelte nicht berücksichtigt. Lehrer, die zur Betreuung der Schü-

ler im Schülerheim eingesetzt werden, erhalten im Verhä1tnis 2 : 1

(Heimstunde : Unterrichtsstunde) Anrechnungen auf ih¡e Unterrichtsver-
pflichtung. 1988 erreichten die durchschnittlichen Kosten der für die
staatlichen Schülerheime wöchentlich aufgewendeten 1387 Unterrichts-
pflichtstunden der Lehrer mit 5,4 Mio DM annähernd die Größenordnung

der Ausgaben bei TitG¡. 72 und entsprachen dem Wert der Arbeitsleistung
von 60 Vollzeitlehrern.

Demgegenüber sind bei den ebenfalls öffentlichen Heimschulen des

Zweckverbands Bayerische Landschulheime auch die Personalkosten für
die E¡ziehung und Betreuung der HeimschüLer in die Ergebnisrechnung

einbezogen. Daß private Heimträger sänÈliche Kosten durch langfristig
kostendeckende Heimeinnahmen erwirtschaften müssen, um bestehen zu

können, versteht sich von selbst,
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Bezietr man auch bei den staatlichen Heimschulen den Aufwand für Ver-
waltung und Betreuung im Heimbereich mit ej.n, so ergibt sich, daß der

Bet¡ieb aller staatlichen Heime seit Jahren defizitär ist. Die Ver-

hältnisse des Jahres 1988 zeigt die folgende Zahlenübersicht 4.

Zahlenübersicht 4

llirtschaftliches Ergebnis de¡ steatli¡hen
Heirnschulen 1988

(ohne Bauunterhalt und -investitionenl

Heimschule Ergebnis der
llH-Rêchnung 1988

bei TitGr. 72

anteiliqer Personalaufi¿and fûr ù{irtschaftL
Ergebnis

Ver'waltung
Ëetreuung

durch Lehre¡
Sunme

TDM TDT.I TDH TDM TDH

Amberg

Bayreubh

Deggendorf

Eichstätt

Hohenschwangau

l{Brktoberdrrf

lle!quartstei¡

i'lûnchen

Pegnitz

Pfarrki¡chen

Straubing

Wûrzburg

149 ,9

4,6

3,5

L5,2

45,7

27,4

67, 6

85,6

t9,7

12,4

6,0

8r5

55,3

52,9

48, 5

57, 5

72,4

44,5

58,6

75tO

54,3

70,2

26,2

58 ,4

735, 6

234,8

614, 4

367, I
æ6,1

4S7,0

583,0

æ3,s

3F,2

403,0

422,6

344,4

790,9

2A7,7

663,0

425,3

698, 5

91,5

641,6

368,5

359,5

473,2

448,8

4f2)8

- 641,0

- 283,t

- 666,5

- 4ro,L

- 652,8

- 520,r

- 574,0

- 454,1

- 33ft,8

- 460,8

- 454,8

- 394,3

insges@È + 249,9 673,9 5 47,4 î 101,3 - 5 851,4

b) Einspanngsmõglichkeiten

Ausschlaggebend für die wi¡tschafEliche Situdísn sind die Personal-
kosten. Eire Senkung des Personalaufwands irÌ dwl staatlichen Heimen

wä¡e i¡ erstsr Linie dadurch zu bewirken, daß die Eetreuung der SchüIer
nicht Ítehr den Gynnrasiallehrern der Schule, sondem weitgehend eigenen

Erziehe¡n übertragen wird (vgl. TNr. 15.2.1 Bucl¡st- b). Diese Lösung

!úendet der Zweckverband in seinen (öffentlichen) €ymnasien erfolgreich
an. Der ORH hõÈ nicfü feststellen können, daß der Heingedanke (Verklam-
merung von Schule und Heim) bei den Heimschulen des Zweckverbands des-

halb weniger zu¡ Geltung kommen würde; die deutlich höhere Auslastung

der Zweckverbandshei¡e spricht vielmehr für das Gegenteil,
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Würden kÜnftlg anstelle von Gymnasiallehrern fast ausschließIich haupt-
antliche E¡zieher in den staatlichen Heimen eingesetzt, so errechnet
sich auf der Grundlage der Personaldurchschnittskosten fü¡ die Betreu-
ung der Schüler eine Einsparung von 2 Mio 0M.

c) Einnahmen

Durch den Betrieb der Schülerheime wurden im Haushaltsjahr 1gB8

6,5 Mio DM an Einnahmen erzielt. Davon können etwa 6 Mio DM den Inter-
nats- und 0,5 Mio DM den Tagesheim-Entgelten zugerechnet werden.

Die Heimsãtze, die jeweils für zwö1f Monate zu zahl_en sind, bewegen

sich zwischen 385 und 610 DM, wobei aber an acht Heimen die Heimsätze

unter 550 DM Liegen. Die Tageshei.nentgelte werden für elf Monate erho-
ben. Sie betragen an fünf staatlichen Heimschulen zwj-schen 150 DM und

180 DM und an weiteren vier Schulen etwa 200 DM; nur di.e Münchener

Heimschule verlangt 280 DM. Der Zweckverband erhebt an seinen schulen
von den Tageshei-mschüIern einheitlich 195 DM.

Die Einnahmen decken zwar die Ausgaben bei TitGr. 72 ah. Da dort aber
der Personalaufwand für die Beaufsichtigung und Betreuung der SchüIe¡
im Heim nicht erfaßt ist, sind die Einnahmen bei wej_tem nicht kosten-
deckend.

Es wird nicht verkannt, daß der Staat bei der Festsetzung seiner Heim-

entgelte auch soziale Gesichtspunkte zu berücksichtigen hat. Dies kann
jedoch nicht bedeuten, daß ohne Rücksicht auf wirtschaftlj-che Erforder-
nisse auf eine entsprechende Anpassung der Kostensätze verzichtet wird.
Mit dem Zie1, auch ein leistungsfähiges nichtstaattiches Schulvúesen zu

gewährleisten, ist es zudem nicht vereinbar, wenn ein wesentlicher TeiI
der notwendigen Personalausgaben staatlicher Heime weiterhin voll aus

steuermitteln finanziert wird, obwohr die Nachfrage nach solchen staat-
Iichen Einrichtungen zum Teil seit Jahren rückläufig ist oder stagniert.

d) Unwirtschaftlicher Bet¡ieb einzelner Heime

Die Heime der staablichen Heimschulen in Bayreuth, Marktoberdorf, Mün-

chen, Straubing und Würzburg sind ntrr unterdurchschnittlich ausgela-
stet. Damit öffnet sich die Schere zvJischen Kosten und Einnahmen immer

mehr. Die Jahresergebnisse der Schülerheime Bayreuth, Marktoberdorf
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und Straubing wiesen in den letzten Jahrenl) schon bei TitGr. 72 zun

Teil erhebliche Defizite auf. Diese sind hauptsächlich auf den zu hohen

Bestand an Hauspersonal, zu hohe Bewirtschaftungskosten, Einnahmeaus-

fälle durch Bückgang der Heimschüler und ni-edrige Heimkostensätze zu-
rückzuführen. 0bwohl sich die Schulleitungen bemüht haben, die Fehlbe-
träge durch Personalabbau, Einsparungen bei den Eewirtschaftungskosten
(u.a. durch Kapazitätsverringerungen), zusätzIíche Einnahmen aus Ver-
mietungen an Dritte und Anhebung der Heimsätze zu senken, hat sich die
finanzielle Lage dadurch nicht grundlegend gebessert. Selbst bei Aus-

schöpfung a11er Einsparungsmöglichkeiten könnte 'bei den meisten dieser
Heime eine Kostendeckung (ohne Bauunterhalt und -investitionen) nur

erreicht werden, wenn beim gegenwärtigen Belegungsstand die Heimsätze

bzw. die Tagesheimentgelte nahezu verdoppelt würden:

Zahlenübersicht 5

Hei-mschule 1. Oktober 1988
monatlich mindestens erforderlich*)

Heimsatz Tagesheim-
entqelt

Heimsatz Tagesheim-
entqelt

DM DM DM DM

Bayreuth

Marktoberdorf

München

Straubing
tllürzburg

490

575

580

445

430

230

200

280

220

200

818

99n

1 180

886

849

409

346

487

4t0

355

*) Umstellung auf Erziehe¡ unterstellt

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus .hat bereits erwogen,

die Schülerhej-me in Marktoberdorf und Würzburg zu schließen. Der ORH

häIt es für geboten, in diese überlegungen jederrfalls auch die Heime

in Bayreuth und Straubing einzubeziehen, wenn sihon für München wegen

der Sondersituation (einzige reine Mädchenheimsahule) eine Ausnahme

gelten soll. Eine solche Verringerung des Bestands an staatlichen Heim-

plätzen erscheint bedarfsgerecht und könnte dazu beitragen, die ver-
bleibenden öffentlichen HeimschuÌen besser auszulasten und in ihrem

Bestand zu sichern.

1) Die Zahlenübersicht 4 zeigt nu¡ die Ve¡hältnisse 1988.
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L5.2.3 Ergebnis

15.3

Die Feststellungen des ORH zeigen, daß atle zwöl-f staatlichen HeÍmschulen
bei Berücksichtigung afler Kosten Zuschußunternehmen sind. Ursächlich
hierfür sínd vor arlem die hohen Personalaufwendungen für die Lehrer, die
zur Betreuung und Beaufsichtigung in den Heimen eingesetzt werden. Diese
bisher nicht in die Rechnung der Heime einbezogenen Kosten könnten du¡ch
eine umstellung auf hauptamtlich tätige Erzieher nach dem Beispiel des
Zweckverbandes erheblich reduziert werden.

Die Nachfrage nach Heimplätzen ist allgemein rückläufig. Die Heimschuren
j-n Bayreuth, Marktoberdorf, straubing und lrlürzburg können nach Auffassung
des OBH mangers Bedarfs ihrem ursprünglichen Auftrag kaum mehr gerecht
werden. Das schlechte wirtschaftliche Ergebnis im staatlichen Heimschul-
bereich gibt Anlaß, eine schließung dieser Einrichtungen anzustreben.
Dies könnte dazu beitragen, den Bestand der verbleibenden acht staatli-
chen Heimschulen und der vier öffentl-ichen Zweckverbands-Hei-mschulen zu
sichern,

Stellungnahme der Venraltung

15.3.1 Das Staatsministerium für Unte¡richt und Kultus hat dem Prüfungsergebnis,
wonach alle zwöIf staatlichen Heimschulen bei Berücksichtigung aller
Kosten Zuschußunternehmen sind, nj-cht widersprochen. Es weist jedoch
darauf hin, daß SchÜlerheime nicht nur in Bayern, sondern bundesweit auf
erhebliche ZuschÜsse angewiesen sej-en: Heimschulen gehörten zu den Errun-
genschaften des in Art.20 Abs.1 GG und Art.3 Abs.1 BV verankerten
Sozialstaats und teilten die Eigenschaft al-s Zuschußunternehmen mit vielen
anderen sozialstaatl-ichen Unternehmen, z.B. Maßnahmen der Jugendhilfe.

Aus diesen Gründen rägen auch die Heimgebühren in drei anderen Lände¡n
(Baden-württemberg, Bheinland-Pfalz, Niedersachsen) in der Begel unter den

an den staatlichen Heimschulen in Bayern erhobenen Sätzen. Auch die Kosten
des pädagogischen Personals würden dort vom Staat getragen,

Für den Farl, daß sich z.B. die Zahl der sogenannten scheidungswaisen noch
e¡höht oder die Zahl der ganztägig berufstätigen Ehefrauen weiter zunimmt,
sei Bayern a1s sozialstaat verpflichtet, eine gewisse vorratshaltung an
Über das ganze Land gestreuten staatlichen Heimschulplätzen zu betreiben,
die auch fÜr alleinerziehende und alleinverdienende Elternteile erschwing-
lich sind. Das staatsministerium e¡kennt jedoch an, daß diese vorsorge für
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eine mögliche Ãnderung der Verhältnisse selbstverständlich nicht die Ver-
waltung von de¡ Pflicht zu Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit entbindet.
Daher habe es die Heimschulen wiederhott dazu angehalten, insbesondere im
Bereich der Wirtschaftsführung des Heims Möglichkeiten zur Personaleinspa-
rung zu nutzen. Das Staatsministerium stimrnt dem ORH ferner darin zu, daß

die Verwendung hauptamtlicher E¡ziehe¡ i¡ Heim ein geeignetes Mittet wäre,

den Hej-mbet¡ieb wirt,schaftlicher zu führen. Es habe auch wiederholt, zu-

J.dr,zt zun Doppelhaushalt 1989/1990, Anträge auf entspreChende Stellen für
Erziehe¡ geste1It, aber leider ohne Erfo1g. Allerdings sieht es bei einem

fast ausschließlichen Einsatz von hauptantlichen Erziehern eine Gefähr-

dung der Aufgaben der staatlichen Heimschulen. So seien insbesonde¡e bei
Schülern der Mittel- und Oberstufe des Gymnasiums hauptanrtliche Erzieher
aufgrund ihrer schulischen Vorbildung in der Regel nicht ,hinreichend qua-

lifiziert.

Das Staatsministerium betont, es sei auch weiterhin um eine Anhebung der
Heimgebühren bemüht. Dabei sej.en allerdings auch mögliche negative Auswir-
kungen auf die Belegung zu bedenken. Insi¡esondere könne nicht übersehen

werden, daß im Unte¡schied zu vielen privaten Schulen besonders bei Schü-

1ern, die aus sozialen und pädagogischen Gründen in einem staatlichen
SchÜIerheim untergebracht werden, eine Förderung der auswärtigen Unter-
bringung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz bzw. dem Bayerischen
Ausbildungsförderungsgesetz vielfach nicht gewährt wird, ,weil eine Schule

der besuchten Ausbildungsrichtung in erreichbarer Nähe zum Wohnort der
Erziehungsberechtigten besteht; in solchen FäIlen ergebe sich selbst bei
den niedrigen Heingebühren, wie sie noch an weni-gen staatlichen Heimschu-

len erhohen !ìrerden, fÜr die E1tern eine höhere Belastungn als bei höheren

Heimgebühren für die Unterbringung in privaten Heimschulen, für die Aus-

bildungsförderung aus öffentlichen Mitteln gewährt wird.

15.3.2 Das Staatsministerium stellt fest, es habe im Sinne sparsamer Verwendung

öffentlicher Mittel aus eigener Initiative auch vor 1976 bereits zwei

SchÜlerheime geschlossen (Schwabach, Aschaffenburg). Ilu¡ erscheint auch

die vom OBH angeregte Schließung der Schülerheime in Bayreuth, Marktober-
dorf, Straubing und l,lürzburg vertretbar. Es weist jedodr darauf hin, daß

dennoch verfassungsrectrti-che Vorbehalte nicht zu übe¡sehen seien. Die
gegenwãrtig feststellbare rückIäufige Nachfrage nach lleimplätzen müsse

nicht zwangsläufig von Dauer sein.
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ungeachtet seiner Einwände wi.rl das staatsminj-sterium aber prüfen, wie
weit dem Vorschlag des OFH zur Schließung einzelner staatliche¡ SchüLer-
heime entsprochen werden kann, Es wird weiterhin bemüht sein, die schaf-
fung von Planstellen für hauptamtliche E¡zieher zu errei.chen, um die er-
zieherische situation in den staatlichen schülerheimen zu verbessern.

SchluBbenprkung des ORH

Angesichts der aufgezeigten wirtschaftlichen Probleme und der unzu¡ej.chen-
den Auslastung einzelner Heime solIte das Staatsministerium entschlossen
auf eine zügige umsetzung der Erkenntnisse aus der Bechnungsprüfung hin-
wirken. Der Schaffung von Planstellen für hauptamtliche Erzieher müßte
eine entsprechende Einsparung von stellen für Gymnasiallehrer gegenüber-
stehen.

vorbehalte des staatsministeriums, die vor arlem auf soziale Gesichts-
punkte gestützt werden, verrieren nach Ansicht des ORH dann an Gewicht,
wenn das Heimschulwesen a1s Ganzes und insbesondere das öffentliche Heim-
schulwesen unter Einschluß der kommunal-en Heimschulen des Zweckverbandes
Bayerische Landschulheime betrachtet wird. Bei gegenwärÈig insgesamt
63 Hei¡schulen ist auch bei Schließung einzelner Heime der Sozialstaats-
gedanke noch angemessen verwirklicht.
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EINZELPLAN O8
(Staatsministerium fiir Ernährung, Landwirtschaft und Forsten)

Vertragsgestaltung und Vertragsvollzug bei der Beschaffung yon Daten-
verarbeitungsanlagen und -gerãten

Im Zusammenhang mit der Abwicklung von Mietverträgen ilber DV-An-
lagen und -Geräte sah sich das Staatsministerium genötigt,
außergerichtliche Vergleiche mit zwei Refinanzierungsinstituten
abzuschließen, um Mietforderungen und Schadensersat-z'ansprüche
abzugelten. Nach den Feststellungen des OBH sind dadr¡rch Mehr-
kosten von über 7 Mio DM entstanden.

16.1 Allgemeines

Der ORH hat Ende 1988/Anfang 1989 die Haushalts- und WirEschaftsführung im

Bereich der Datenverarbeltung de¡ Landwirtschafts- und Forstverwaltung,
insbesondere die Vertragsgestaltung und -abwicklung bei der Beschaffung

von DV-Anlagen und -Geräten geprüft. Eine ähnliche Prüñung hatte dort
im Jahr 1979 stattgefunden (vgl. 0RH-Bericht für das Haushaltsjaft Lg77

TNrn. 36 bis 38).

Bei den Haushaltsverhandlungen für den Doppelhaushalt 1989¡/1990 hatte das

Staatsministerium einen zusätzlichen Betrag von 1,6 Mio IIM angefordert.
Aus den Unterlagen ergab sich, daß dj.e Zahlung für den Abschluß eines

außergerichtlichen Vergleichs mit einem Refinanzierungsinstitut zur Abgel-

tung von Ansprüchen wegen rückstãndiger und noch fä11i9 ,rerdender Mieten

für DV-Anlagen und -Ge¡äte sowie für Schadensersatz benritigt wurde. Wäh-

rend der PrÜfung wurden von einem anderen Refinanzierungsinstitut eben-

falls Forderungen in Millionenhöhe gegen den Freistaat Bayern erhoben.

f:6.2 Vertragsgestaltung

Bei de¡ Beschaffung von DV-Anlagen und -Geräten für das Hechenzentrum der

Landwirtschafts- und Forstverwaltung wird schon lange statt der Miete oder

des Kaufs beim Hersteller die Miete bei einem Nichthersteller (operatio-
nal }easing) gewählt. Der Vermieter (Leasinggeber) kauft die Geräte beim
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Hersteller und über1äßt sie dem Mieter (Leasingnehmer) für die Dauer der
verbragsraufzeit gegen eine fest vereinba¡te Mietzahtung zur Nutzung, rn
vielen Fä1len werden die künftigen Mietforderungen aus dem vertrag vom

Vermieter an ein Refinanzierungsinstitut gegen eine entsprechende Einmat-
zahlung abgetreten. Die Höhe dieser Einmalzahlung richtet sich nach dem

abgezinsten hlert (Barwert) a11er Mietforderungen und ist damit direkt von
der Laufzeit des Vertrages abhängig.

Die vom Staatsministerium immer mit demselben Vermiete¡ abgeschlossenen
verträge bestanden seit 1979 aus dem Rahmennrietvertrag vom 1. Juni 1g79,
in dem die allgemeinen Rechte und Pflichten des Mieters und Vermieters,
die Gewährleistung, die hJartung der Anlagen und Geräte, die Haftung bei
verLust und Beschädigung, die Kündigung, das Eigentum, die übe¡tragbarkeit
der Rechte und auch die Mögrichkeit von Zusatzvereinbarungen geregelt wur-
den, und aus einzelnen Gerãteplãnen, in denen jeweils die überrassenen
Anlagen und Geräte, der vertragsbeginn, die monatliche Miete und die Miet-
dauer festgelegt waren. AIs Mietdauer wurde dabei sowohl für die Zentral-
einheit al-s auch für wíchtige periphere Geräte ein für die verhärtnisse
auf dem DV-sektor ungewöhnlich langer Zeitraum von 120 Monaten festge-
schrieben, obwohl auch dem Staatsministerium selbst wegen des rasch fort-
schreitenden technologischen wanders und der zukünftigen Anforderungen
de¡ Benutzer sowie aus haushaltsmäßigen Gründen eine über 4g Monate hin-
ausgehende Mietdauer nicht akzeptabeL erschien. Für fast alLe Gerätep1äne
schloß das Staatsministerium deshalb jeweils getrennte Zusatzvereinbarun-
gen ab, durch die die in den Gerätep1änen festgelegte extrem lange ver-
tragsdauer entsprechend den tatsächlichen Bedürfnissen des Staatsministe-
rj-ums zum Teil erheblich verkürzt werden konnte. Obwohl die Gerätepläne
und die Zusatzvereinbarungen durchwegs gleichzeitig vorbereitet und am

selben Tag unterzeichnet wurden und zum selben Zeitpunkt in Kraft traten,
wurden sie auf Wunsch des Vermieters nicht in derselben Verbragsurkunde,
sondern in getrennten urkunden festgeharten. Die Gerätep1äne selbst ent-
hielten keine Hinweise auf bestehende Zusatzvereinbarungen. Der Vermieter
legte in einer Beihe von FäIlen bei den Befinanzierungsinstituten nu¡ den
Rahmenmietvertrag und die jeweiligen Gerätepläne, nicht aber die zusatz-
ve¡einbarungen vor. Dadurch ge].ang es ihm, die von der verwartung nicht
gewollte lange Mietdauer zur Grundlage der Befinanzierung zu machen. hlegen

der in den Geräteplänen vereÍnbarten langen Mietdauer zahl-ten die Refinan-
zierungsinstitute fÜr die Abtretung der Mietfo¡derungen entsprechend hohe
Beträge. An den ungewöhnlich langen Laufzeiten nahmen sie keinen Anstoß,
da die Verträge mit einem solventen Geschäftspartner, nämlich mit dem

Freistaat Bayern, abgeschlossen b,aren.
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16.3 Vertragsabricklung

16.3.1 Schon am 31. Juli 1978 waren ohne Mitwirkung der nach der Geschäftsordnung

des Staatsministeriums zu beteiligenden Referate ein Bahmenmietvertrag und

ein Geräteplan über eine DV-Anlage IBM 3033 mit einer monatlichen Miete

von 155 000 DM und mit einer Laufzeit von 120 Monaten dhne vorzeitige

KündigungsmöglichkeÍt abgeschlossen worden. Ebenfalls ohne Beteiligung der

anderen Referate wurde der Abtretung der Mietforderungen aus diesem Ver-

trag an ein Refinanzierungsinstitut zugestimmt und auf verschiedene Bechte

aus diesem Rahmenmietvertrag ohne Gegenleistung verzichtet. Insbesondere

wurde das Einverständnis erkl-ärt, den Mietzins "uneingeschränkt und unab-

hängig von der Nutzung des Mietgegenstandes" zu zahlen.

In Unkenntnis hierüber wurde am 1. Juni 1979 ein im üblichen Geschäftsgang

vorbereitetes Vertragswerk Über dieselbe DV-Anlage IBM 3033 abgeschlossen,

das aus einem Rahmenmietveltrag, einem Geräteplan mit genauer Bezeichnung

der DV-Antage und Festlegung einer Vertragsdauer von 120 Monaten sowie

einer Zusatzvereinbarung Über díe Möglichkeit der VerkÜrzung der Vertrags-

dauer auf 48 Monate bestand. Dieses Vertragswerk sollte nach seinem Wort-

laut alle früheren Vereinbarungen mit dem Vermieter elsetzen; es wurde je-
doch gegenüber dem Refinanzierungsinstitut nicht wi¡ksam '

Das Refinanzierungsinstitut wurde nicht darüber unterrichtet, daß der Ver-

trag vom 31. Juli 1978 durch den Vertrag vom 1. Juni 1979 ersetzt lvurde,

der Zusatzvereinbarungen über vorzeitige Kündigungsmöglichkeiten zuließ

und daß eine solche Zusatzvereinbarung zum vorliegenden GeIäteplan tat-
sächlich abgeschlossen wurde. AIs dem Befinanzierungsinstitut vom Vermie-

ter im Jahr 1982 erstmals der Rahmenmietvertrag vom 1. Juni 1979 mit einem

neuen Geräteplan Über eine neue DV-Anlage IBM 3081 zu¡ Refinanzierung vor-

gelegt wurde, war es der Meinung, es handle sich um einen weiteren Miet-

vertrag über eine zusätzlich installierte DV-AnIage, den es ohne Bedenken

refinanzierte. Tatsäch1lch wurde abe¡ die bisherige DV-Anlage nur durch

eine leistungsfähigere neue Anlage ersetzt. fn seine¡ Meinung wurde das

Refinanzierungsinstitut noch durch ei-n Schreiben aus dem Staatsministerium

vom November 1982 bestärkt, in dem ihm mitgeteilt wurde, daß "die beiden

Mietverträge sich auf zwei unterschiedliche Benutzerbereiche beziehen und

aus haushaltstechnischen GrÜnden nicht gemeinsam abgewickelt werden kön-

nen". Auch der Umstand, daß vom September bis Dezember 1982, a1s die bis-
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herige Anlage bereits abgebaut und die neue DV-Anlage in Betrieb war, noch
die Miete fÜr die alte Anlage bezahlt wurde, mußte den Eindruck beim Re-
finanzierungsinstitut verstärken, daß auch die alte Anlage noch instaL-
liert und eingesetzt war.

Ab Januar 1983 wurde die Miete vom Staatsministerium dann für die neue

Anlage Überwiesen. Das Befinanzierungsinstitr¡t mahnte daraufhin die Bezah-
lung der Miete fÜr die alte Anlage an und wies in der Folgezeit in zahl--
reichen Schreiben darauf hin, daß das Staatsministerium aus beiden Miet-
verträgen nicht entlassen we¡de, auch wenn vorübergehend die Miete für die
alte Anlage vom Vermiete¡ selbst bezahlt werde. Auch auf diese Schreiben
hin erfolgte fast zwei Jahre lang kein einziger Hinweis, daß aus der Sicht
des Staatsministeriums nu¡ ein Mietvertrag bestehe und nur eine DV-Anlage
installie¡t sei.

Statt die AngeJ-egenheit mit dem Refinanzierungsínstitut zu klären, hat das

Staatsministerium die Schreiben lediglich mit dem Vermieter erörtert, wo-
rauf diese¡ imme¡ wieder die jeweils aufgelaufenen Mietforderungen für die
alte Anlage beglich. Nachdem der Vermieter Ende 1987 zahlungsunfähig ge-
worden war, hat das Befinanzierungsinstitut für die bereits 1982 seitens
des Staatsministeriums abgemietete und an den Vermieter zurückgegebene An-
lage noch Mietforderungen samt Zinsen in Höhe von insgesant 4,4 Mio DM er-
hoben. In einem Vergleich mit dem Refinanzierungsinstitut vom 31. JuIi 19Bg

wurde diese Forderung gegenÜber dem Staatsministerium auf 3,016 Mio DM

ermäßigt.

16-3.2 fm Jahr 1985 wollte der Vermieter die RefÍnanzierung vom bisherigen auf
ein anderes Refínanzierungsinstitut übertragen. Am 18. April lg8b stellte
ihm das Staatsministerium eine schriftliche Bestätigung aus, daß de¡ Frei-
staat Bayern "im Rahmen des Mietabkommens vom 01.06.1979 EDV-Maschinen und

Geräte mit einem monatlichen Mietwert von j-nsgesant 34t 315 DM mit einer
du¡chschnlttlichen Bestlaufzeit von rd. 72 Monaten gemietet hat,'. Dabei
unterließ es aber einen Hinweis darauf, daß eine vorzeitige Kündígung in
allen Fäl1en möglich wa¡. So konnten beispielsweise die Zentraleinheit und

die wichtigsten peripheren Geräte (monatlicher Mietwert 218 000 0M) - wie
später auch tatsächlich geschehen - bereits nach 16 Monaten abgemietet
werden.
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fm anschließenden Schriftwechsel zwischen dem Staatsmini.sterium, dem Ver-
mieter und dem neuen Refinanzierungsinstitut mit dem Vermieter wegen der

ÜberLragung der Refinanzierung war die Laufzeit der entsprechenden Geräte-
pläne jeweils ausdrücklich mit 120 Monaten ohne jeglichen Hinweis auf zu-
sätzliche Vereinbarungen angegeben. Obwohl dem Staatsministerium somit be-

kannt urar, daß das neue Refinanzierungsinstitut davon ausging, daß die
Lavfzeít des Mietvertrages 120 Monate betrug und "wei-tere Absprachen"

nicht bestanden, hat es der Übertragung de¡ Rechte und rPflichten aus dem

Mietvertrag zugestimmt, dabei abe¡ nicht darauf hingewiesen, daß die Lauf-
zeit durch eine Zusatzvereinba¡ung auf 48 Monate verkürzt werden konnte.

Im Jahr 1986 solIte entsprechend der Zusatzvereinbarung die seit 1982

eingesetzte DV-Anlage IBM 3081 wiederum vorzeitig du¡ch eine leistungs-
fähigere An1age IBM 3090 auf der Grundlage des Bahmerrnietvertrages vom

1. Juni 1979 ersetzt werden. Das Staatsministerium machte den Abschluß der

entsprechenden neuen Gerätepläne von der Vorlage einer Bestätigung des

Refinanzierungsinstitutes über die Beendigung der bisheri-gen Gerätepläne
abhängig. Als der Vermieter eine derartige Erklärung übergab, wurde die
bisherige Anlage abgebaut und abtransportierb. Wie sich jedoch später her-
ausstellte, war die Erklärung vom Vermlster - wie er selbst zugegeben

hat - gefälscht worden. Dieses Vorgehen wu¡de ihm dadurch,erleichtert, daß

ein Großteil des Schriftverkehrs durch ihn persön1ich übermittelt wurde.

Das Staatsministerium tej.lte dazu mit, daß auch das Refinanzierungsinstj--
tut seinerseits den Ve¡rnieter "ab dem Jahr 1983 als den zur ErfüIlung von

vertraglichen Verpflichtungen Beauftragten und Bevoltmäohtigten bezeichnet
hatte und in der Folgezeit viele Schreiben über... (ihn).... an das Staats-
mj-nisterium gerichtet hatr' .

Daß das Befinanzierungsinstitut in der FolgezeJ-t davon ausging, daß neben

der neuen auch noch die bisherige Anlage i¡ Einsatz war, hrätte das Staats-
ministerj-um der lt|ahnung des Refinanzierungsinstituts v,,egen des Ausbleibens

der Mietzahlungen für die bisherige Anlage für die Monate 0ktober und No-

vember 1986 entnehmen können. Statt nunmehr mit dem Befi.nanzierungsinsti-
tut unmittelbar in Verbindung zu treten, wurde ein klä¡.endes Schreiben an

das Refinanzierungsinstitut wieder nur dem Ve¡mieter 'itbergeben, der es

nicht weiterleitete. Darüber hinaus bat das Staatsmini-sterium in diesem

Zusarunenhang sogar noch "dringend darum, künftig Schreiben im Zusammenhang

mit dem Mietvertrag und den daraus resultierenden Gerätepllãnen ausschließ-
lich über den Leasinggeber abzuwickeln". Dieser e¡hielt dadurch endgültig
die Möglichkeit zu mittlerweile zugegebenen weiteren Fãlschungen und Un-

terdrückungen von Unterlagen.
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Das Staatsministerium begründet diese Vorgehensweise damit, daß es nicht
mit mehreren Geschäftspartnern zu tun haben wollte und daß das Befj.nanzie-
rungsinstitr-rt in MÜnchen nicht präsent war. Es räunt allerdings ein, "daß
die damalige Entscheidung sich nachteilig auf die Rechtsposition des Frei-
staates Bayern" ausgewirkt, das Bisiko eines Prozesses erhöht und den Ab-
schluß eines Vergleichs wesentlich beeinflußt hat.

Das Staatsmini.sterium hat deshalb im Dezember 1988 einen Vergleich mit dem

Befinanzierungsinstitut abgeschlossen, nach dem über die während des
Nutzungszeitraumes fÜr die Anlage IBM 3081 vertragsgemäß gezahlte Miete
hinaus ein schadensersatz in Höhe von r,77o Mio DM geleistet wu¡de.

16.3.3 Die Bechte aus den am 1. und 12. August 1986 abgeschlossenen Geräteplänen
für eine Anlage IBM 3090 samt Peripherie wurden vom Vermieter ebenfalls an
dasselbe Befinanzierungsinstitut übertragen. Diese Gerätep1äne wurden je-
doch nicht wirksam, weil für die frühere Anlage IBM 3081 keine ordnungs-
gemäße Freistellungserklärung des Befinanzierungsinstitutes vorlag. Da das
Staatsministerium die Anlage IBM 3090 seit August 1986 genutzt hatte und
sie auch nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit des Vermieters weiter nut-
zen wollte, hat es in dern mit dem Refinanzierungsinstitut abgeschlossenen
Vergleich auch das Nutzungsentgelt für die zurückliegende Zeit sowie die
kÜnftig zu zahlende Miete vereinbart. Außerdem wurden in den VergJ.eich
v',eitere vom Vermieter angemietete und vom Befinanzierungsinstittrt finan-
zie¡te Anì-agen und Geräte einbezogen, für die jeweils wírksame Gerätepläne
und - dem Befinanzierungsinstitut nicht bekannte - ZusatzvereJ.nbarungen
vorlagen.

Nach dem Vergleich sind

- für nicht wirksam gewordene Gerätepläne (Anlage rBM 3090 samt peripherie)
Mietkosten in Höhe von 13,3s0 Mio DM für den Zeitraum vom 1. Oktober 1gg6
bis 31. März 1991 und

- für wirksam gewordene Gerätepräne (weitere periphere Geräte) Mietkosten
in Höhe von 6,240 Mio DM für den Zeitraum vom 1. Mai 1993 bis 31. 0kto-
ber 1991

jeweils bei einem Zinssatz von 6 v.H. und bezogen auf den 1. Januar 19gg

entstanden.

wären die Anlagen und Geräte demgegenübe¡ - wie in der verwaltung seit
Mitte der 80er Jahre allgemein üblich - gekauft worden, wären bei gleich
langer Nutzungsdauer nur Kosten



- 53 -

- für die Anlage IBM 3090 samÈ Peripherie in Höhe von 12"230 Mio DM und

- für die weiteren peripheren Geräte in Höhe von 4,930 Hio DM

ebenfalls bei einem Zinssatz von 6 v.H. und bezogen auf den 1. Januar 1989

entstanden. Die Mehrkosten aus dem Vergleich betragen insoweit
2,430 Mio DM.

16.4 Zusaunenfassurq

Insgesant ergeben sich aus den abgeschlossenen Vergleichen Mehrkosten in
Höhe von über 7 Mio DM. Sie setzen sich zusammen aus

- den Kosten aus dem Vergleich nach INr. 16.3.1 in Höhe von 3,016 Mio DM,

- dem Schadensersatz nach TNr. 16.3,2 in Höhe von 1,770 l"li-o DM und

- den Mehrkosten in Höhe von 2,430 Mio DM nach TNr. 16.3.3, die sich aus

der Miete nach dem abgeschlossenen Vergleich gegenüber dem Kauf der ent-
sprechenden Ge¡äte ergeben.

Das Staatsruinisterium macht j.n sej.ner Stellungnahme insbesondere geltend,
daß die mit dem Vermieter abgeschlossenen Verträge besonders günstig ge-

wesen seien und zu Einsparungen geführt hätten, die bei Mietverträgen mit
marktüblichen Konditionen oder bei einem Anlagenkauf nicht zu erzielen ge-

wesen wären. Zur Frage der Mehrkosten kommt das Staatsministerium deshalb

ztJ dem Ergebnis, daß bei der Wahl eines anderen Vertragsparbners oder

einer anderen Beschaffungsart im Ergebnis von Anfang an höhere Kosten an-
gefallen wären, als nun taÈsächlich entstanden sind.

Hierzu ist zu bemerken, daß der Vermieter dem Staatsmi¡isterium tatsäch-
Iich günstige Mietkonditionen eingeräurnt hat, wie sie da¡raÌs nicht markt-
üb1ich waren und vom Verrnieter auch bei den zahlreichen späteren Verträgen
mit anderen staatlÍchen Anwendern nicht mehr gewährt u¡rden. Das ändert
nach Auffassung des OHH, die auch vom Staatsministerium der Finanzen ge-

teilt wird, nichts daran, daß für die Beschaffungen in den Jahren 1979 und

1982, denen wirksame Verträge zugrunde liegen, a1J-ein diese Verträge den

zutreffenden Maßstab für die Ermittlung der Mehrkosten darstellen. fm

übrigen hat das Staatsministerium eingeräunt, daß die unter TNr. 16.3.1
und 16.3.2 geschilderten Sachverhalte seine Rectrsposition so verschlech-
tert hätten, daB es sich genötigrt sah, die mit zusãtzlichen Zahlungen

verbundenen Vergleiche abzuschließen.
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Hinsichtlich der Besohaffung der derzeit noch eingesetzten Anlagen und
Geräte im Jahr 1986, für die keine wirksamen Mietverträge zustande kamen,
ist der ORH mit dem Staatsministerium der Auffassung, daß bei einer sach-
gerechten Vergleichsberechnung die tatsächlich entstandenen Aufwendungen
den Kosten auf der Basis marktüblicher Kauf-/Mietbedingungen gegenüber_
gestellt werden müssen. Dabei zeigt sich allerdings, daß bei lrJahl der gün-
stigsten Beschaffungsart (Kauf) Mehrkosten in Höhe von 2,430 Mio DM hätten
vermieden werden können.

Das staatsministerium hat ferner mitgeteilt, "aus heutiger Sicht" müsse
festgestellt werden, daß der Vermiete¡ "von Anfang an beim Abschluß und
der Abwicklung der verträge sowohl gegenüber dem staat ars auch gegenüber
den Refinanzierungsinstituten mit unredÌichen Methoden arbeitete, die als
kriminell bewertet werden müssen".

Hierzu weist der ORH darauf hin, daß er das staatsministerium auf die Be-
denklichkeit der Geschäftspraktiken des vermieters im Zug der 1979 durch-
geführten Prüfung (siehe TNr. 16.1) bereits vor vertragsabschruß hinge-
wiesen hatte. Das Staatsministerium hatte sich allerdings diese Bedenken
nicht zu eigen gemecht und in seiner Stellungnahme seinerzeit geantwortet,
daß "der umstand, daß das Kündigungsrecht in einer gesonderten Zusatzver-
einbarung festgelegt wurde, nicht zu beanstanden sei und daß keine An-
haltspunkte gegeben seien, die es rechtfertigen würden, von irgendwelchen
vagen vermutungen auszugehen". Das staatsministerium hat trotzdem die
Verträge abgeschlossen. Damit bestand fü¡ den ORH keine Möglichkeit mehr,
auf die Verbragsgestaltung einzuwirken.
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EINZELPLAN O9

(Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten)

Staat sfor stverwa I tung

t7 lla0lager-ung von Nadelsùann¡holz

(Kap. 09 05 Tit. 12s 01)

Ein Fo¡stamt hat von 1985 bis 1987 11 000 fm Stu¡mwurfholz naß
gelagert. Durch unsachgemäße Behandlung entstand ein Einnahme-
verlust von rd. 300 000 DM.

Im November 1984 kam es bundesweit in den Wäldern zu einem beachtlichen

Sturmwurf. fm'Bereich einer bayerischen 0berforstdirektion ergab sich da-

durch ein Mehreinschlag von 120 000 fm, d.s. 26 v.H. des Einschlagssolls
im Staatswald. An Fichten-Stanmholz fiel damals im gesamten WaId, ein-
schließlich des Privat- und Körperschaftswaldes, das 2,5fache des Jahres-

einschlages an.

Um den HoLzmarkt zu entlasten, entschloß sich die Verwaltung zur NaßIage-

rung von 11 000 fm starken Fichten-Stammholzes.

Die Naßlagerung ist eine bewährte Methode, um Holz länçre Zeit vor Pilz-
befall und damit vor Qualitätsminderung zu schützen. Es ist bekannt, daß

es bei der Naßlagerung besonde¡s auf den Erhalt einer gleichmäßig hohen

Feuchte des Holzes ankomrt. Ist diese gewährleistet, kann das HoIz ohne

wesentlichen Qr¡alitätsverlust auch mehrere Jahre gelagert werden.

Im vorliegenden FaII wurde jedoch nach den Feststellungen eines Bechnungs-

prüfungsamtes eine Beihe von Fehlern begangen, die ÌetÉen Endes zu einer
schwerwiegenden Qualitätseinbuße führten:

- Das Holz wurde zu spät, nachdem es bereits stark ausgetrocknet hra!, zum

Lagerplatz gebracht; so waren bis Ende April 1985 erst 27 v,H., bis Ende

Mai 63 v.H. der 11 000 fm eingelagert.

- Mit der Beregnung wurde sehr spät, nämlich e¡st ab Mai 1985 begonnen.

- fn den ersten Wochen der Beregnung fiel mehrmals die Punpe aus. Bis zur
Reparatur vergingen zum TeiI bis zu 3 Tage, an denen das gelagerte HoIz

nicht beregnet wurde.

Es ist deshalb nicht gelungen, das Holz in seiner Qua1itãt zu ertlalten.
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Das Holz wurde erst i-m Dezember 1987 verkauft. t',leiI es mittlerweile qua].i-
tätsgemindert war, mußte gegenüber dem Marktwert von mindestens 114 DM/fm

ein erhebliche¡ Preisnachlaß gewährt werden. Die gesamte Holzmenge wurde

zu einem durchschnittlichen Preis von 85,32 DM/fm verkauft. Das ergibt
einen Einnahmeverlust von rd. 300 000 DM.

Die verwaltung macht geltend, daß örtlich keine Erfahrungen mit der Naß-

ragerung unter den besonderen Bedingungen einer Katastrophenbewärtigung
vorgelegen hätten. Die gesamte Maßnahme sei deshalb a1s Versuch anzusehen,
mit dem Erfahrungen da¡über gesammert werden sollten, ob di-e Naßlagerung
unter den erschwerten Bedingungen des Katastrophenfalles zur Marktentl-a-
stung und PreÍsstabilität genutzt werden kann. Dabei habe sj.ch gezeigt,
daß es schwierig sei, größere Holzmengen zeitgerecht und sorgfältig aus-
gewäh1t einzulagern, zumal wenn keine vorbereiteten Lagerplätze vorhanden
seien. Die wesentliche Ursache für die eingetretenen Qualitätseinbußen des
eingelagerten Horzes werde darin gesehen, daß während der k¡itischen An-
fangsphase die Beregnungsanlage nicht vo1I funktionsfähig war. Diese stö-
rungen seien -jedoch auf Konstruktions- bzw. Montagefehler der Anrage durch
eine renommierte - inzwischen aber nicht mehr existierende - Spezialfirma
zurückzuführen; sie könnten dem ForstamE kaum angelastet we¡den.

De¡ ORH weist demgegenüber darauf hin, daß auch unter den besonderen Be-
dingungen einer Katastrophe eine NaßIagerung ohne wesentl-iche Qualitäts-
einbußen möglich ist, wie sich auch andernorts gezeigt hat. von einem
ve¡such kann deshalb nicht ausgegangen werden. vietmehr hat das Fo¡stamt
bei der Naßlagerung nicht die notwendige sorgfalt warten lassen und nicht
rechtzeitig steuernd eingegriffen. Die Qualj.tätsverluste des Holzes wären
weitgehend vermeidbar gewesen, uJenn das Forstant das für die Naßragerung
vorgesehene Holz sorgfältiger ausgewährt, rasch geragert, mit größerem

Nachdruck für eine rechtzeitige und stetige Beregnung gesorgt und den Zu-
stand des Holzes laufend überwacht hätte.
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Befõrderungen in mittJ.eren Fc'stverralturgsdi-enst
(Kap. 09 04 und 09 05)

Im mittleren Forstverwaltungsdíenst wurden neun Bearrùe zu Antsin-
spektoren (Spítzenanrt des mittleren Dienstes) beförderE, ohne daß
hierfür die entsprechenden Beförderungsstellen vorùanden waren.

Seit jeher waren bei Kap. 09 05 (Forstämter), das durch einen umfassenden

Inanspruchnahmeverrnerk mit Kap. 09 04 (Oberforstdi¡ektionen) verbunden

ist, Stellen für die Laufbahn des mittferen Forstdienstes (Forstwarts-

J-aufbahn) und des mittleren Forstvervaltungsdienstes ausgebracht. Nachdem

im Zuge der Reform der forstlichen Ausbildung und der forstlichen Ge-

bietsreform die Laufbahn des mittleren Fo¡stdienstes auslaufen sollte,
wurden ab dem Haushaltsjahr !977 die Stellen des mittleren Fo¡stdienstes

mit kw-Vermerken versehen; die vom mittleren Forstdienst wahrgenorrnenen

Aufgaben sollten nach und nach auf Beanrte des gehobenen technischen

Forstdienstes (Forstinspektorlaufbahn) übertragen werden.

Bei einer zum Stichtag 1, März 1987 durchgeführten StellenplanprÜfung des

EpI. 09 hat der 0ßH festgestellt, daß bei den Oberforstdirektionen und

Forstämtern im mittleren Forstverralturgsdienst insgesamt 20 Beante zu

Amtsinspektoren (BesGr. A 9 bzw. A 9 + AZ) hefördert worden waren, obwohl

der Stellenplan insgesanb nu¡ elf Planstellen für Anrtsinspektoren vo¡sah.

Bei den über das StellensoJ-l hinausgehenden Beförderungen wurden insgesanrt

neun Stellen in Anspruch genommen, die dem kÛnftig wegfallenden mittleren
Forstdienst zugeordnet uraren.

Dies ve¡stieß gegen zwingendes Haushalts¡echE, wei't

- alle Stetlen der Laufbahn des mittleren Forstdienstes als kÚnfbig weg-

fallend bezeichnet sind (Art. 21 und 47 Bayffi) und darrit auf ihnen nur

noch Befö¡derungen von bereits vorhandenen Beanrten des mittleren Fo¡st-
dienstes zulãssig waren und

- im Haushalt ausgebracffi,e Planstellen nur mit Beamben besetzt werden

dürfen, die der Laufbahn angehören, de¡ die ertsprechenden Planstelfen

zugeordnet sind (Art. 49 Bayll{l i.V. mit VV Nr. 1.4 hierzu).

Diese Befõrderungspraxis haÈ zur Folge, daß i¡l mittleren Forstrertltrrqs-
ti¡nst dgrzeit lil v.H. aIler Beamhen ein SpitzenanÈ der Bes€r- A 9 bæ.

A I + AZ innehaben, obr¡ohl $ ZG Bundesbesoldungsgesetz nur einen Anteil
von I v.H. vorsiefü (Stellenobergrenze).
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Das staatsministerium für .Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hatte
seine Beförderungspraxis zunächst damit begründet, daß es die Fürsorge-
pflicht geboten hätte, für eine Angleichung der Beförderungsmöglichkeiten
des mittleren Forstverwaltungsdienstes an die des auslaufenden mittle¡en
Forstdienstes zu sorgen. Auch der Hauptpersonalrat und die Berufsverbände
hätten dieses vorgehen unterstützt. rnzwischen hat es aber die dagegen-
sprechenden GrÜnde anerkannt und die beanstandete Beförderungspraxis auf-
gegeben.
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EINZELPLAN 10

(Staatsrninisterium fÍ.jr Arbeit und Sozialordnung)

itrztliche Dienste der Versorgungsvervaltung
(Kap. 10 20, tO 21., tO 23)

Der OBH hat festgestellt, daß die Ä¡ztlichen Dienste der Ver-
sorgungsverwaltung nicht ausgelastet vúaren. Daraufhin hat das
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung Leistungszahlen
festgelegt und die Stellenausstattung in diesem Bereich um ins-
gesamt 15 Stellen verringert. Weitere fünf Stellen solllen nach
Auflösung der Röntgenstationen entfallen.

Der ORH erb,artet, daß die Erhöhung der Leistungszahlen fü¡ den
Arztlichen Dienst zu einer wesentlichen Senkung der Kosten für
die Außengutachter führen wird.

19.1 Allgemeines

Die Versorgungsverwaltung hat im wesentlichen die Aufgabe, das soziale
Entschädigungsrecht (Bundesversorgungsgesetz mit Nebengesetzen) und das

Schwerbehindertenrecht zu vollziehen. Dazu werden regelmäßig ärztliche
Beurteilungen benötigt. Hierfür sj.nd in Bayern bei den acl¡t Verso¡gungs-

ämtern, den zwei Versorgungsärztlichen UntersuchungssLellen und beim

Übergeordneten Landesversorgungsaflrt Bayern "ärztliche Diensten mit Ärzten
verschiedener Fachrichtungen und - ausgenommen d¡ei Verssrgungsämter und

das Landesversorgungsanrt Bayern - nedizinisch-technischem Personal einge-
rj.chtet. Der Schwerpunkt der ärztlichen Tätigkeit liegt darin, Gutachten
aufgrund von Untersuchungen zu erstellen oder Stellungnahmen nach Akten-
Iage abzugeben. Das medizinisch-technische Personal führt Labor- und Rönt-
genuntersuchungen sowie sonstige technische Untersuchungen durch.

De¡ ORH hat in den Jahren 1984 bis 1987 in Zuge seiner Präfung der Ver-
sorgungsverh,altung (vgl. ORH-Bericht 1988 TNr. 24.1 Fußnoüe 1) auch den

Einsatz der ärzte und des medizinisch-technischen Personals geprüft. Die
Prüfung hat im einzelnen folgendes ergeben:
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19.2 Aufgabengebiet der ¡irzte

t9.2.1 Versorgungsãl¡ter und Versorgungsãrztliche Untersuchungsstellen

19.2.1.1 Die Versorgungsämter braren im 0rganisationszeitraum 1985/1gBB

104 StelLen für Ärzte 1) ausgestattet.

Daneben wurden rd. 300 Ä¡zte außerhalb der verso gungsämter als Außengut-
achter in Anspruch genommen. Die an die Außengutachter gezahlten vergütun-
gen betrugen durchschnittlibh 7 Mio DM jährJ_ich.

Nach den bei den Prüfungen vorgefundenen Daten haben die Ärzte der Versor-
gungsämter und die Außengutachter in den Jahren 1982 und 1gB3 (neuere

Daten standen nicht zur Verfügung) folgende Beurteilungen abgegeben:

Zahlenübersicht 1

r) Durchschnittliche Istbesetzung ohne leitende ä¡zte und Ärzte im Aufgabengebiet grÈhopädi-
sche Versorgungsstellen sowie abzüglich PersonaLausfallzeiten

Hiernach wurden von den lirzten der Versorgungsämter im Landesdurchschnitt
etwa ein Gutachten (mit untersuchung) und sieben stelJ.ungnahmen nach

Aktenlage pro Arzt und Arbeitstag angefertigt. Dabei flel- besonders auf,
daß die Arbeitsleistungen bei den einzeLnen versorgungsämtern beträcht-
lich auseinander lagen. Die Spannbreiten reichten von durchschnittlich
0,1 Gutachten und drei stellungnahmen pro Arzt und Arbeitstag bei einem

Amt bis zu durchschnittrich rd. drei Gutachten und fünf stelrungnahmen
pro Arzt und Arbeitstag bei einem ande¡en Amt.

Diese durchschnittriche ArbeÍtsleistung der ärzte hält der OBH für unbe-
friedigend.

mit

Jahr Arzte Außen-
gut-
schter

Gutschten Stellungnahmen nach Aktenlage

vom ärzt]. Dienst von Außen-
gutachtern

vom ärztL. Dienst von Außen-
gutachternrns9e-

samt
pro Arzt u.
Arbeits-
tâo

]'nsge-
samt

pro Arzt u.
Arbeits-
tao

1982

1983

56, 25

s8, 50

313

293

Lt 279

13 773

0, 98

L,L5

35 048

27 971.

79 039

79 402

6, 85

6, 62

175 678

t52 045

1) einschließlich leitende lirzte und Ãrzte im Aufgabengebiet Ofühopãdische Versorgungsstellen
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Der ORH hat ferner festgestellt, daß die ä¡ztliche Statístik nicht hin-
reichend gegliedert war und daß es keine al.lgemeinen Mengenvorgaben des

Staatsministeriums für die Erbringung der ä¡ztlichen Leistungen gab. Er

hat deshalb zunächst die leitenden i\rzte über die von ihnen für angemes-

sen gehaltenen Sollarbeitsmengen befragt und - auch wegen der sehr unter-
schiedlichen Auskünfte - auf Erfahrungen in anderen Bereichen zurückge-
griffen, z.B. auf die Leistungszahlen in Bentenverfahren wegen Berufs-
oder Erwerbsunfähigkeit bei den Sozialärztlichen Diensten der Landesver-

sicherungsanstalten (LVA) und auf Feststellungen bei der Prüfung von Ne-

bentätigkeiten der iirzte.

Der OBH hat auf dieser Grundlage dem Staatsministerium folgendes vorge-
schlagen:

- Die versorgungsänztliche Statistik sollte verbessert und dem tatsäch-
lichen Informationsbedarf angepaßt werden.

- Für die ärztlichen Tätigkeiten bei den Versorgungsämtern sollten Richt-
werte festgesetzt werden, die etwa bei- fünf Gutachten pro Arzt und Ar-
beitstag bzw. bei 25 Stelfungnahmen nach Aktenlage liegen sollten.

- Es solIte geprüft werden, in welchem Umfang versorgungsärztliche Dienste
weiterhin erforderlich sind; hie¡bei hat er darauf hingewiesen, daß

wegen der verschiedenen Fachrichtungen und bei Arbeitsspitzen ein nicht
unerheblicher Teil von Aufträgen in jedem Fall an Außengutachter ver-
geben werden muß.

79.2.1.2 Den beiden Versorgungsärztlichen Untersuchungsstellen standen im 0rgani-
sationszeitraum 1985/1988 zusammen 23 Stellen fü¡ lirzte zur Verfügung. Im

Zeitpunkt der Prüfung waren 18 Stellen besetzt.

In den Jah¡en 1982 bis 1984 haben diese
erstellt:

ilrzte folgende Beurteilungen

Zahlenübersicht 2

Jahr ärzte 1)
Gutachten Stellungnahmen nach AktenJ.age

]-nsge-
saflÌt

pro Arzt und
Arbeitstag

]-nsge-
samt

pro Arzt und
Arbeit,stag

1982

1983

1984

Durch-
schnitt

16,50

14,50

t4,75

15,25

5 579

5 280

s 438

5 433

1,65

7,78

1,80

1,74

t 472

1 091

1 208

t 257

0,44

0,37

0,40

0 ,40

1) Durchschnittliche Istbesetzung ohne leitende Arzte und Röntgenärzte



-62-

Daneben sind noch Beratungs- und sonstige Tätigkeiten angefallen, die im

Verhältnis zur Gesamtarbeitsmenge jedoch unwesentl-ich waren.

Der ORH hat geprüft, ob die Ärzte der Versoigungsärztlichen Untersuchungs-
stellen mit diesen Arbeitsmengen ausgelastet waren. Das ist anhand von

mittleren Sollzahlen geschehen, die ihm anläßlich einer früheren Prüfung
vom Landesverso¡gungsant Bayern vorgegeben worden waren (2 bis 2,4 Gutach-
ten pro Arzt und Arbeitstag). Außerdem wurden díe von den leitenden iirzten
der Versorgungsärztlichen Untersuchungsstellen jeweils für ihren Geschäfts-
bereich festgelegten Arbeitsvorgaben berücksichtigt (2,4 bis 3,2 Gutachten
pro Arzt und Arbeitstag). Daran gemessen waren dj.e lirzte im Prüfungszeit-
raum durchschnittlich zu 65 v.H. bis B0 v.H. ausgelastet.

Dem Staatsministerium wurde .rna"tä vorgeschlagen, grundsätzlich ent-
sprechend den Vorschlägen des ORH zu den Ärztlichen Diensten der Versor-
gungsämter zu verfahren (v91. TNr. 79.2.!.t). Ferner wurde angeregt, an

den beiden 0rten, an denen Arztliche Dienste von Versorgungsamt und Ver-
sorgungsärztlicher Untersuchungsstelle nebeneinander eingerichtet sind,
diese bal-dmöglichst zusammenzulegen.

1:9.2.1.3 Das Staatsministerium hat zu den TNrn. 19.2.1.1 und 79.2.1.2 eingeräumt,
daß die vom ORH dargesteltten Leistungszahl-en der versorgungsärztlichen
Dienste nicht befriedigend seien. Es hat aber die Auffassung vertreten,
daß die vorliegenden Informationen für konkrete Stellenneuberechnungen
noch nicht ausreichten. Es hat deshalb zunächst eine aussagekräftige Sta-
tistik eingefÜhrù und darauf aufbauend eine eingehende Organisationsunter-
suchung durchgefÜhrt, bei der zwischen den einzelnen Tätigkeiten nach dem

sozialen Entschädigungrecht und dem Schwerbehindertenrecht unterschieden
und die ej-nzeLnen Tätigkeitsbereiche weiter untergliedert wurden.

Dle Organisationsuntersuchung des Staatsministeriums wu¡de im Januar 1989

abgeschlossen. Sie hat zu folgendem Ergebnis geführt:

- Das PersonalsoLl der Ärzte wurde für den Organisationszeitraum 1989/1992

bei den Versorgungsänrtern um 16 Stellen vermindert und bei den Versor-
gungsärztlichen Untersuchungsstellen um zwei Stellen erhöht.

- Zur Arbeitsverteilung wurden Zeitwerte und Zeitanteile ermittelt und

daraus verbindliche tägriche Arbeitspensen abgereitet. Diese wu¡den bei
den Versorgungsämtern auf zwei bis vier Gutachten je nach Art der Begut-
achtung oder 7 bis 19 Stellungnahmen festgelegt. Das Arbeitspensum der
Ii¡zte der Versorgungsärztlichen Untersuchungsstellen hrurde auf zwei bis
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drel Gutachten oder fünf Stellungnahmen pro Tag je nach ArE der Begut-
achtung festgelegt.

Zu dem Vorschlag des OBH, versorgungsärztliche Dienste zusammenzulegen,

wurde ausgeführt, daß die bestehende 0rganisationsfo¡m de¡ bundesweit
vorgegebenen Aufgabenteilung entspräche. Das Staatsministerium beabsich-
tige deshalb zunächst keine Veränderungen in der Struktur der ärztlichen
Dienste.

L9.2.2 LandesversorgungsarnÈ Bayern

19.3

Die Abteilung "lirztlicher Dienst," des Landesversorgungsamtes Bayern war

im Zeitpunkt der Prüfung mit Sachgebieten fü¡ medizinische Grundsatzfra-
gen, Krankenhaus- und Kurklinikangelegenheiten sowie Begutachtungsmedizin
ausgestattet, Das Personalsoll für Ärzte betrug neun stell-en (einschh.eß-
Iich des leitenden Arztes). Davon waren 6,5 Stellen besetzt.

Der ORH hat anhand der Leistungszahlen des Jahres 1985 festgestellt, daß

die im Sachgebiei Begutachtungsmedizin eingesetzten A¡zte durchschnittlich
nur zwei bis drei Stellungnahmen nach Aktenlage pro Arzt und Arbeitstag
angefertigt haben. Er hat deshalb gebeten, die ErJ_edigungsquoten durch
geej-gnete Maßnahmen deutlich zu verbessern und zwei seit mehr als sechs

Jahren nicht besetzte Arztstellen abzubauen.

Das staatsministerj-um hat bei der zum 1. April 1g88 wirksam gewordenen

Neuorganisation des Landesversorgungsamts Bayern ein ärztLiches Sachgebiet
aufgelöst; dj-e Aufgaben wurden auf die ve¡bliebenen Sachgebiete aufgeteilt.
Der Dienstposten eines Leitenden Medizinaldirektors wurde eingespart.

t{edizinisch-technische Dienste

rm Zeitpunkt der Prüfung waren die Versorgungsämter mit 21 und die versor-
gungsärztlichen Untersuchungsstellen mit 18 medizinisch-technischen Ange-
stellten besetzt.

Der ORH hat diese Personalausstattung anhand der für das Jahr 19BS erho-
benen Leistungszahlen und unter Zuhilfenahme der i¡ Bahmen von Beratungs-
und PrÜfungstätigkeiten bei Krankenhäusern gewonnenen Anhaltszahlen und

Erfahrungswerte überprüft. Dabei wurde festgestellt, daß die medizinisch-
technischen Angestellten im Jahr 1985 nur zu etwa E0 v.H. ausgelastet hra-

ren. Daraus er¡echnet sich ein Personalüberhang von etwa 20 Beschäftigten.
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Der OBH hat die Auffassung verEreten, daß so große Personalüberhänge durch
verbesserte Arbeltsleistungen in den ä¡ztLichen Aufgabengebieten a11ein
nicht aufgefangen werden könnten, sondern daß auch Personal abgebaut wer-
den mÜsse. Dazu hat er vorgeschlagen, freiwerdende Stellen erst nach sorg-
fältiger PrÜfung des Bedarfs wieder zu besetzen, Teilzeitkräfte zu be-
schäftigten und ggf. Personal an andere Stellen abzugeben.

Das Staatsministerium hat eine 0rganisationsuntersuchung durchgeführt und

beabsichtigt, die Böntgenstationen der Versorgungsämter bei sich bietender
Gelegenheit aufzulösen. In diesem Fall- könnten fünf Stellen für medizi-
nisch-technische Angestellte eingespart werden. Ferner wurde das Landes-
versorgungsamt Bayern angewiesen, den Bedarf an medizj-ni-sch-technischen
Angestellten der Aufgabenentwicklung anzupassen.

t9.4 Ergebnis

19.4.L Die Prüfungsfeststellungen des ORH haben Anlaß zu eingehenden 0rganisa-
tionsunte¡suchungen gegeben. Sie füh¡ten beim Landesversorgungsamt
Bayern zun !. April 1988 sowie bei den Versorgungsämtern und Versorgungs-
ärztlichen Untersuchungsstellen für den 0rganisationszeitraum 19B9/1g92
zur Neuorganisation der Ärztlichen Dienste. Dabei wurde das Pe¡sonal-so11
der Arzte wie folgt verändert:

Zahlenübersi-cht 4

Dienststellen SteLlen für li¡zte
vor und nach
der Neuorganisation

Veränderungen

Versorgungsämter

Versorgungsärztliche
Untersuchungsstellen

Landesversorgungsamt
Bayern

LO4

23

I

88

25

I

-16

+2

-t
Summe 136 tzt -15

Ferner sollen durch die beabsichtigte AufLösung der Böntgenstationen fünf
Stellen fÜr medizinisch-technische Angestetlte entfallen. Insgesamt würden
damit 20 Stellen eingespart,

19.4-2 Mit den auf Anregung des ORH getroffenen Maßnahmen hat das Staatsministe-
rium die Aufbau- und Ablauforganisation der versorgungsärztlichen Dienste
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Ì¡/esentlich verbesserb. Insbesondere kann durch die Vorgabe von Arbeitspen-

sen die Auslastung des ärztlichen und des medizinisch-technischen Perso-

nals künftig besser gewährleístet we¡den. Alterdings hält der OBH die

Zeitwerte für die Gutachtenserstellung durch die i\rzte an den Versorgungs-

ämtern für großzügig bemessen, ínsbesondere im Vergleich zu den lirztlichen
Diensten bei den Landesversicherungsanstalten, Der OBH geht davon aus, daß

auch durch die zwischenzeitlichen Verbesserungen der Ablauforganisation

die ZahI der Gutachten noch gesteigert werden kann.

Im übrigen ist der ORH mit dem Staatsministerium der Auffassung, daß neben

den versorgungsärztlichen Diensten weiterhin auch Außengutachter erforder-
1i-ch sein werden. Die noch bestehende relativ hohe Stellenzahl i¡ versor-
gungsärzttichen Dienst macht es unerläß1ich, daß die Kosten fÜr die Außen-

gutachter erheblich gesenkt werden. Der ORH hält ferner daran fest, daß

meh¡ere an einem Ort nebeneinander eingerichtete versorgungsärztliche

Dienste zv einer 0rganísationseinheit zusammengefaßt werden sollten,
sobald und soweit dies räumlich möglich ist.

Unterbringung von Asylbererbern

(Kap. 10 53)

Eine Regierung hat bei der Anmietung von UnterkÜnften fÜr Asyl-
bewerber den G¡undsatz der Wirtschaftlichkeit nicht hinreichend
beachtet.

20.t Allgemeines

Die vom Freistaat Bayern aufzunehmenden Asylbewerber werden Überwiegend in
Gemeinschaftsunterkünften untergebracht.l) DafÜr kommen staatseigene und

angemietete Räume Ín Betracht. Für die Unterbringung sind die Begierungen

zuständig,

fm Auftrag des OBH hat ein Rechnungsprüfungsarnt in den Regierungsbezi¡ken

Niederbayern und Oberpfalz geprüft, ob bei der Unterbringung der Asylbe-

werber auch der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit beachtet wi¡rd. Dabei wur-

de berücksichtigt, daß die Regierungen bei ihren Entscheidungen vielfach
unte¡ Zeitdruck stehen und teilweise einander widerstreitende Anforderun-

gen zu bewältÍgen sind. Insbesondere ist es oft schwierig, - sofern nicffi

20

1) vg1. SS 22, 23 Asylverfehrensgesetz
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ausrei-chend staatliche unterkünf.te zur verfügung stehen - geeignete Miet-
objekte zu finden und diese - vor aflem in Zeiten außergewöhnlichen unter-
bringungsbedarfs - zu angemessenen Bedingungen anzumieten, Im wesentlichen
wurde folgendes festgestellt:

l,liet- und Instandsetzungskosten

Díe beiden Regierungsbezirke haben nach einem im Jahr rg77 festgelegten
AufnahmeschlÜsse1 jeweils 10 v.H. der in Bayern aufzunehmenden Asylbevier-
ber unterzubringen. Ende 1987 waren in beiden Regj.erungsbezirken jevreils
rd, 1500 Personen in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht, und zwar
überwiegend in angemieteten Gebäuden.

rm Begierungsbezirk 0berpfarz lagen die Preise für die j-n den Jahren L9B6

und 1987 angemieteten Unte¡künfte zwischen 2,30 und 6,80 DM pro m2. Sie
entsprachen im allgemeinen den ortsüblichen Mieten. In lliederbayern cJage-

gen lagen dj-e Mieten mit 5 bis 14 DM pro mz oftmals über den ortsüblichen
Mieten und betrugen in mehreren Fä11en annähernd das Doppelte. Dabei r,¡a¡en

die angemieteten Liegenschaften in Nj-ederbayern aufgrund ihres Alters, der
Bausubstanz und der Auss.battung im vergleich zu den Mietobjekten in der
0berpfal-z insgesamt betrachtet in schleclrterem Zustand. Darübe¡ hinaus v¡ar

ein Teil der angemieteten Gebäude in Niederbayern mit beachtlichem Kosten-
aufwand aus staatsmitteln hergerichteb vrorden, ohne daß dies ganz oder
teilweise bei den Mieten berücksichtigt vlurde. rn der 0berpfalz wurden

derartige Kosten stets auf die Miete angerechnet.

Die gesamten Miet-, Bauunterhalts- und Bewirtschaftungskosten für die Ge-

meinschaftsunterkÜnfte beliefen sich filr die Jahre 1986 und 1987 in Nieder-
bayern auf 7 Mio DM, während sie in der Llberpfalz bei 4,Zl{l-.o DM lagen.

Die Regierung von Niederbayern war über mehrere Jahre ihren Verpftichturr-
gen zut Übernahme von Asylbewerl¡ern nur unvol-ls-b,ändi-g nachgekommen und

mußte deshalb im Jahr 1986 rd. 500 Asylbewerber zusätzlich unterbringen.
sj-e war daher gezwungen, jede sich bietende Mögrichkeit zur unterbringung
aufzugreifen, ohne daß sie alle Verhandlungsmöglichkei-ten ausschöpfen bzl.
überhöhte Mietforderungen ablehnen konnte " rnfotgedessen hat sie auch ent-
gegen den Bestimmungen in mehreren Fäl1en die zur Begutachtung des Miet-
werts zuständige Bezirksfinanzdirektiolr entweder gar nicht oder ersb nach

Abschluß der Mietverbräge beigezogen. Das Rechnungsprüfungsamt hat das

verhalten der Regierung beanstandet und gefordert, bei künftigen Anmie-
tungen die Gesichtspunkte de¡ t¡lirtschaftlichkeit besser zu beachten.
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Die Begierung von Niederbayern und das Staatsministerium für Arbeit und

Sozialordnung haben im wesentlichen eingewendet, daß sie generelle Ver-
gleiche mit eine¡ anderen Begierung nicht für zulässig hielten. Es könne

nur bej- einer Einzelfallprüfung beurteilt werden, ob eine Regierung un-

wirtschaftlich gehandelt habe. fm übrigen sei die höhe¡e Zahl der im Jahr

1986 in Níederbayern unterzub¡ingenden Asylbewerber sowie die höhere Zahl

von Gemeinschaftsunterkünften (24 gegenüber t7 Unterkünften in der 0ber-
pfalz) zu berücksichtigen. Außerdem habe sich die Begierung in einer Not-

lage befunden und sei in einer schlechten Verhandlungsposition gewesen.

Den Vermietern hätten in Kenntnis des großen Unterbringungsbedarfs des

Staates kaum Bedingungen gestellt werden können. Es so11e deshalb auch

nicht überbewertet werden, v'/enn die Bezirksfi,nanzdi¡ektion nicht immer

eingeschaltet worden sej-. Den Vermietern habe teilweise ein überhöhter

Mj-etpreis zugestanden werden müssen, da andernfalls die Unterbringung der

Asylbewerber njcht hätte sichergestellt werden können. Im übrigen sei mit

den höheren Mietpreisen die belegungsbedingte stärkere Abnutzung der Miet-
objekte abgegolten worden. Díe Investitionen seien erforderlich gewesen,

um die Gebäude für Zwecke der Unterbringung von Asylbewerbern herzurich-
ten, was nicht Sache der Ve¡mieter sein könne.

Die Argumente der Begierung von Niederbayern und des Staatministeriums
können den Vorwurf der unwirbschaftlichen Handlungsweise nicht entkräften.
Das Rechnungsprüfungsamt hat im Prüfungsbericht zahlreiche Einzelbeispiele
überhöhter Mieten und ungerechtfertigter sonstiger Vorteile fü¡ die Ve¡-
mieter dargestellt. Im übrigen waren beide Begierungen, die nach der G¡öße

des Bezi.rks, ihrer Abnahmeverpflichtung und den Unterbringungsmöglichkei-
ten vergleichbar sind, grundsätzl1ch j-n ähnlichen Zwangssituationen. Die

besondere Verschärfung ín Niederbayern im Jahr 1986 hat die dortige Regie-

rung im Hinblick auf ihre früheren Versäumnisse selbst zu vertreten. Eine

erhöhte Miete zur besonderen Abgeltung etwaiger belegungsbedingter Abnut-

zungen war nicht gerechtfertigt, weil der Freistaat Bayern ohnehin ve¡-
pflichtet ist, nach Beendigung des Mietverhältnisses die Gebäude wieder

instandzusetzen .
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EINZELPLAN T3

( Al I gemei ne Finanzverwal tung)

21, Steueraufkm¡¡en und Steuereinnalæn
(Kap. 13 01)

Die Steuereinnahmen des Freistaates Bayern waren lggg um
3,2 v.H. höher als im Vorjahr (Zuwachsrate 1gg7: 5,4 v.H.).
Kräftig angestiegen sind die Einnahmen aus der veranlagten Ein-
kommensteuer um 15,3 v.H., während sich der Zuwachs bei der
Lohnsteuer nít 2,7 v.H. gegenüber 1987 (8,7 v.H.) deutlich ver-
langsamte.

zl.t Das in Bayern erzielte Gesa¡¡taufkourpn'an Gemeinschaftsteuern des Bundes

und der Länder (einschließlich de¡ Zerlegungsanteile bei der Lohn- und

Körperschaftsteuer), an den Landessteuern sowie der Anteil Bayerns an der
von der Zollverwaltung im gesamten Bundesgebiet erhobenen Einfuhrumsatz-
steuer haben sich wie folgÈ entwickelt:
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Zahlenübersicht 1

ßu

Mio DM

1985

l,lio DM

1ft86

Mio DM

1!¡87

l4io DH

1988

Mío Dl'l

r9¡q.l€¿Urger

1988 gegen-
i¡ù€r 1987

v. H.

r) Gæi¡schafÈsteue¡n
l-ohnsteuel
Lohnsteuerzerlegung
Veranlagte Ein-

kommensteue¡
nichtveranlagte
Steuern vom Ertrag

Körperschaftsteuer
Körperschaftsteuer-
zerlegung

Umsatzsteuer
0ewerbesteuerumlage

Summe a)

LandessÈeUern
Vermögensteue¡
Erbschaftsteuer
Grunderwerbsteuer
Kraftfahrzeugsteuer
Bennbrett- und

LotteriesteueÌ
Feuerschutzsteuer
Biersteuer

Summe b)

Summe a) und b)

c) Anteil an der Ein-
fuhrl.Esatzsterrer

b)

23 3s1,0
400, 3

4 886, r.

936, 1
4 7Or,4

283,7
10 200,8

724.O

25 492,4
4!g,L

5 327,2

1 066,6
5 527,6

2L6,9
I 995,3

805. 2

26 538,3
577,7

5 365,9

1 199,0
4 902,9

855, 9

10 518,1
832,4

28 832,6
644,4

5 345,4

1 336,9
4 87r,6

382,r
t2 092,9

750,0

29 598,7
663, 5

6 164,9

1. 387,2
4 773,7

258, 9

!2 177,3
866, 3

+ 2,7
+ 3r0

+ 15,3

+ 3,8
- 2.O

- 32,2
+ O,7

+ 15,5

45 4A2,8

840,9
296, s
581, 5

1 365,1

2L5 tO
67,9

325,4

48 8s0,9

763,4
295, 8

585, 4

1 376,6

242,O
75,2

336, 0

50 784,2

815, 6

336, 9

587, 8

L 728,3

263, 5
73,r

332.2

54 255,9

1 0s8,1
410,0
6t4,7

1 567,6

284,2
80, I

326, 5

55 890,5

990, 3
497, 5
692, 3

1 531,0

303,8
85, 1

329. s

- 614

+ 2I,3
+ 12,6
- 2.3

+ 6,9
+ 5,2
+ 0.9

30+

3 692,3

49 175,1

3 413_5

3 674,4

52 525,3

3 610.4

4 L37,4

54 921,6

3 298,3

4 342tO

58 597,9

3 225,9

4 429,5

60 320,0

3 521.3

+ 2,0

+ 2,9

+ 9.0

Gesùtsnftæn
(Summe a bis c) 52 588,6 56 135,7 58 219,9 6! 827,8 63 841,3 + 3,3

21.2

Das gesamte Steueraufkommen ist im Haushaltsjahr 1988 um 2 013,5 Mio DM

(d.s. + 3,3 v.H.) gegenüber dem Vorjahr gestiegen.

Vom Gesamtaufkommen an Steuern (einschließlich des Anteils an der Einfuhr-
umsatzsteuer) verblieben dem Freistast Bayern nach Abzug der jeweiligen

Anteile des Bundes und der Gemeinden in den Haushaltsjahren 1984 bis 1988

folgende Steuereinnahmen :
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Zahl-enübersicht 2

Jahr SolI laut
Haushal-ts-
plan

Mio DM

Ist-
Einnahmen

Mio DM

Veränderung der Ist-
Einnahmen gegenüber

dem

Steuerfleckungs
quote '/

v.H.

Haushalts-
plan
v.H.

Vorj ahr

v.H.

r984

1985

1986

1987

r.988

25 601,9

27 t82,O

28 806,0

29 558,0

30 220,5

26 002,2

27 349,8

28 709,3

30 269,1

31 234,2

+ 1,6

+ 0,6

- 0,3

+ 2r4

+ 3r4

+ 7rO

+ 5,2

+ 5,0

+ 5r4
+ 3,2

73,3

73,2

73,7

76,0

76,3

1) Die steuerdeckungsquoten de¡ Gesamtheit de¡ Länder ergeben sich aus TNr. 4.2.

Die steuereinnahmen des staates im Jahr lg8g sind gegenüber dem vorjahr um

965'1 Mio DM (+ 3,2 v.H.) gestiegen und lagen um 1013,7 Mio DM (+ 3,4 v.H.)
deutlich über den im Haushaltsplan veranschragten sollbeträgen.

Folgende l'leh¡- oder llindereinnaluæn wurden 1988 bei den einzelnen Steue¡n
gegenüber dem Vorjahr erzielt:

Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Mio DM v.H.

Gmeinschaftsteue¡n

Lohnsteuer

Veranlagte Einkommensteuer

Nicffiveranlagte Steuern vom Ertrag
Körperschaftsteuer

Umsatzsteuer

Gewerbesteuerumlage

Summe 1

LarÉssteue¡n
Vermögensteuer

Erbschaft- und Schenkungsteuer

Grunden¡erbsteuer

KrafÈfahrzeugsteuer

Bennuett- und Lotteriesteuer
Feuerschr¡tzsteuer

Biersteusr

Sumr¡e 2

Sumne t und 2

333,7

348,1

- 13,3

- rlg,7
270,6

58,2

877,6

- 67,8

87,5

77,6

- 36,6

19,6

4r2
3'0

87,5

965,1

+ ?,7
+ 15,3

- 2r2

- 416

+ 3,6
+ 15,5

+ 314

- 6,4

+ 21,,3

+ t2r6
- 2,3
+ 619

+ 5r2
+ 0r9

+ 2rO

+ 3rZ
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Die nachfolgende Zahlenübersj.cht 3 und das Schaubild zeigen, wie sich die
Einnahmen des Staates aus den rictrigsten Steuerarten im einzelnen ent-
wickelt haben:

Zahlenübersicht 3

Schaubild
Entwicklung der Einnahmen des Freistaates Bayem
aus den wichtigsten Steuerarten (198a bis 1988)

Mio DM

1 4000

1 2000

1 0000

8000

6000

4000

2000

o

Lohnsteuer

UmsaEsteuer

Einkommensteuer
Körperschaftsteuer

Kraftfahrzcugstcuer

Vermögensteuer

Jahr Lohn-
steuer

Mio DM

veranlagte
Einkommen-
steuer

DMMio

Körper-
schaft-
steuer

DMMio

Umsatz-
steue¡

Mi-o DM

Kraft-
fahrzeug-
steuer

Mio DM

Vermögen
steuer

Mio DM

1984

1985

1986

1987

1988

10 094,3

tl 012,4

tl 52t,8
t2 527,7

12 86r,4

2 073,6

2 260,7

2 277,O

2 268,5

2 616,6

2 469,3

2 84]- ,3

2 842,3

2 583,5

2 463,8

6 928,3

6 707,9

6 986,4

7 567 ,4
7 838,0

1 365,1

1 376,6

L 728,2

1 567,6

1 531,0

840,9

763,4

815,6

1 058,1

990,3

1984 1985 198ô 1987 1988



- 72 -

21.2.7 Der Anteil des Staates am Lohnsteueraufkormen des Jahres 1g88 nahm gegen-

iiber dem Vorjahr um 333,7 l4io Dl[ (+ 2,7 v.H.) auf rz 86t,4 Mio DM zu. un-
ter dem Einfluß der zweiten Entlastungsstufe der Steuerreform 1g86/1g88/
1990 hat sich damit die Zuwachsrate gegenüber dem vorjahr (+ 9,7 v.H.)
deutlích verringert; gleichwohl ste1It dj-e Lohnsteuer auch weiterhin die
bei weitem einnahmestärkste Steuer dar.

21.2.2 Erheblich angestiegen sind die kassenmäßigen Einnahmen aus der Einkomnen-
steuer. Sie erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr deutlich um 348,1 Mio DM

(+ 15'3 v.H.). Der Zuwachs an veranlagter Einkommensteuer spiegelt die
gute wirtschaftliche Entwicklung wide¡. Dabei ist zu berücksichtigen, daß

v'/egen der Anrechnung der Lohnsteuer, Körperschaftsteuer und Kapitaler-
tragsteuer sowie der Auszahlung von fnvestitionszulagen das Aufkommen der
Einkommensteuer l¡,esentlich beeinträchtigt wird. Darüber hinaus fä1lt be-
sonders ins Gewicht, daß die Erstattungen an Lohnsteuer im Bahmen der
Einkommensteuerveranlagung rechnerj-sch nicht von der Lohnsteuer, sondern
von der Einkommensteuer abgezogen werden (s. Zahlenübersicht 4).

Die Zahlungen an Investitionszulagen und Lohnsteuererstattungen aus der
Einkommensteue¡ haben sich in den letzten Jahren wie folgt entwickelt:

Zahlenübersicht 4

2L.2.3 Ein Rückgang um 119,7 Mio DM (- 4,6 v.H.) ist bei den Einnahmen aus der
Kõrperschaftsteuer zu verzeichnen. Die Minderung ist mit 58,1 Mio DM auf
einen Rückgang des von den bayerischen Finanzämtern erhobenen Körper-
schaftsteueraufkommens und mit 61,6 Mio DM auf einen Rückgang des Zerle-
gungsanteils an der Kör.perschaftsteuer zurückzuführen.

Die anteiligen Eínnahmen des Freistaates Bayern an der thnsatzsteuer ver-
besserten sich um 270,6 Mio DM (+ 3,6 v.H.) auf 7B3B Mio DM. Geringfügig
abgesunken ist unter Berücksichtigung der Ausgleichszahrungen im Bahmen

1984

Mio DM

1985

Mio DM

L986

Mio DM

1987

Mio DM

1988

Mi-o DM

Investitionszulagen aus
der Einkommensteue¡
( Landesanteil)

Erstattungen nach g 46
EStG (Landesanteil/
Sollbeträge)

245,9

! 255,4

161,9

t 364,2

68,3

1 535,6

78,7

1 629,3

81,2

L 789,8

2t.2.4
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der Abrechnung bei der Steuerverteilung der Anteil an der Umsatzsteuer um

20,8 Mio DM (- 0,5 v.H.), während der Anteil am Aufkommen der Einfuhrum-

satzsteuer deutlich un 291,4 Mio DM (+ 9,0 v.H,) angestiegen ist.

Die dem Land verbliebenen Einnahmen aus de¡ Umsatzsteuer haben sich somit
wie folgt entv,,ickelt:

Umsatzsteueraufkommen der Fi-nanzämter

im vorläufigen Vollzug einbehaltener
Landesanteil

- in v.H.

- in Mio DM

Ausgleichszahlungen bei der Abrechnung
der Steuerverteilung
Umsatzsteueranteil des Staates

vom Bund überwíesener Anteil an der
Einfuhrumsatzsteuer

Landesanteil somit

1987

Mio DM

t2 092,9

(35,0)

4 232,5

105,0

4 337,5

3 229,9

7 567,4

1988

Mio DM

t2 177,3

(35,1)

4 274,3

42,4

4 316,7

3 521,3

7 838,0

27.2.5 Bei den Landessteuern ist unter dem EinfÌuß der steuerlichen Maßnahmen zur
Förderung der schadstoffarmen Pkw die K¡aftfahrzeugsteuer im Jahr 1988 ge-

genüber dem Vorjahr um 36,6 Mio DM (- 2,3 v.H.) gesunken.

Mindereinnahmen bei der Vermögensteuer von 67,8 Mio DM (- 6,4 v,H.) standen

Mehreinnahmen bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer von 87,5 Mio DM

(+ 21,3 v.H.) und der Grunderwerbsteuer von 77,6 Mio DM (+ 12,6 v.H.) ge-

genüber.

22 Beteiligung des Staates an Energieversorgungsuntemehnrcn;
Verbesserung der Unternehrcnsstruktur und fr€iwitlige soziale Leistungen
(Kap. 13 05)

Durch eine Verbesserung der UnternehmensstruktuÌ von zwei Energie-
versorgungsunternehmen könnte die Betriebsführung wirLschaftlicher
gestaltet werden. Zahlreiche freiwillige Sozialleistungen, die
zusätzlich zu den tariflichen bzw. einzelvertragtich vereinbarten
Vergütungen gewährt werden, belasten die Unternehmen jährlich ins-
gesamt mit über 6 Mio DM und erscheinen jedenfalls in ihrer Sum-
mierung nicht vertretbar.

Der OBH hat bei zwei Gesellschaften der Elektrizitätswirtschaft, näm1ich

den österreichisch-Bayerischen Kraftwerken AG (öBK) und der Donaukraft-
werk Jochenstein AG (DKJ), die Betätigung des Freistaates Bayern als Ak-

22.1
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tj.onä¡ geprüft. Zeitglei-ch prüfte der österreichische Rechnungshof dì_e

Gebarung der beiden GeseLl-schaften. Die öBK hat den Zweck, die l¡rlasse¡-

kräfte an österreíchisch-bayerischen Grenzflüssen, insbesondere an rnn
und Salzach auszubauen und zu nutzen. Die DKJ betreibt ein Grenzkraftwerk
in der Donau (Jochensteínkraftwerk).

An der ögK ist der Freistaat Bayern mit 25 v.H., an der DKJ nur mittelbar
beteilígt, überwiegend über eine deutsche Muttergeserlschaft, dj.e

49,5 v.H. der Anteile häIt und die zu 64,49 v.H. dem Bund und zu

32,98 v.H. dem Freistaat Bayern gehört. An bej-den Gesellschaften u,ar zur
Zeit der Prüfung auch die Bepublik österreich mit je 50 v.H. betelligt;
deren Anteile sind i-nzwischen auf die österreichi.sche Elekt¡izitätswirt-
schafts-AG (verbundgeseltschaft) übergegangen. An der öBK ist ferner die
rnnwerk AG mit 25 v.H. beteiì-igt. Die öBK beschäftigte 19gs durchschnitt-
lich 228, die DKJ 112 Mitarbeiter (ohne Geschäftsreitung und AuszublL-
dende) .

22.2 Die Betriebsführungskosten könnten insgesamt gesenkt werden durch eine
verstärkte Kooperation der beiclen Gesellschaften sowie durch die Zusam-

menfassung de¡ zersplitterten Betriebsführungsabschnitte am bayerischen
fnn.

22.2.t FÜr das Jochensteinkraftwerk, das einzige Kraftwerk der DKJ, wird eine
eigene Verwaltung mit einer umfangreichen Führungsebene unterhalten. Sie
bestand 1985 aus zwei nebenamtlichen Vorstandsmitgliedern , zwei Prokuri-
sten und drei Handlungsbevollmächtigten. Mit Ausnahme des zeitanteilig
von der deutschen Muttergesellschaft gestellten kaufmännischen Vorstands-
mitglieds und eines Handlungsbevollmächtigten ist das Führungspersonal
auch bei der öBK tätig, bei de¡ zudem noch ein Vorstandsmitglied eines
weiteren Gesellschafters zeitanteilig eingesetzt ist. Die kaufmännische

Verwaltung, der technische Betrieb und die Geschäftsleitung der DKJ sind
auf d¡ei voneinander entfernt liegende Orte (Jochenstein, Passau, Simbach)

verteilt. Bei beiden GeseLlschaften besteht der Aufsichtsrat aus je zwölf
Mitgliedern.

Der ORH hat vorgeschlagen, die Betriebsführung der DKJ auf die öBK zu

Übertragen. Durch die Konzentration der Verwaltung bei einer Gesellschaft
könnte das Führungspersonar effektive¡ eingesetzt werden. Eì-nsparungen an

Personal- und sachmittern ergäben sich auch im kaufmännischen Bereich. rm
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technischen Bereich könnten die bei der ôBK bereits vorhandenen Speziali-
sÍerungsvorteile besse¡ für dj-e DKJ genutzt werden. Dies ergäbe insgesanrt

eine wirtschaftlichere Betriebsführung.

Auch der 0sterreichische Rechnungshof steht diesem Konzept positiv gegen-

Über. Ergänzend bemerkt er, daß schon bei einer verstärkten Kooperation

ins Gewicht fallende Einsparungen erreichbat sei"n.1)

Das Staatsministerium der Finanzen räumt ein, daß die Zusammenfassung der

Betriebsführung beider Gesellschaften zwal Einsparungen beim Personal

bringen könnte, meint aber, daß das Einsparungspotential nicht über-
schätzt werden sol-le. Die deutsche Muttergesellschaft der DKJ halte je-
doch unternehmenspolitisch eine Unterstellung der Gesellschaft unter die
Verwaltung der ÖBK nicht für hinnehmbar. Angesichts der erhebtichen Vor-
behalte der deutschen Mitgesellschafter gegen eine einheitliche Betriebs-
führung sieht das Staatsministerium keine Möglichkeit für eine solche Lö-

sung, zumal der Staat keine Mehrheitsbeteiligung hat. Die Interessen der

deutschen Muttergesellschaft an einer langfristigen Bestandssicherung ih-
res ei.genen Unternehmens diirften nach Auffassung des Staatsministeriums
höherrangi-g sein gegenübe¡ einer zweifelhaften Ei-nsparung, die den St¡'onr-

p¡:e j-s nur marginal. verbilJ-ige.

Der ORH ist derrrgegenüber der Auffassung, daß sich an dem Aufgabenbestand

der deutschen Muttergesellschaf.t nichts ände¡n würde, weil die Beteili-
gungsverhäItnisse unangetastet blieben; den Betrieb ihrer Tochter führte
sie auch bisher nicht.

22-2.2 Am bayerischen fnn sind die Abschnitte, in denen hlasserkraftwerke betrie-
ben werden, auf zwei Gesellschaften so aufgeteilt, daß Inselabschnitte
entstanden sind. Unterhalb Kiefersfelden Ìiegt das Kraftwerksprojekt Ober-

audo¡f-Ebbs der öBK; es ist, abgesehen von dem Bruchteilseigentum an de¡

nächsten Kraftwerksstufe Nußdorf, das einzige Kraftwerk der Gesellschaft
an dieser Innstrecke. Danach folgt die neunstufige Kraftwerkskette einer
dritten Gesellschaft, nämIich der fnnwerk AG, die auch den Betrieb des

K¡aftwerks Nußdorf führt. Beginnend mit der Stufe Braunau-Simbach tiegen
im G¡enzve¡lauf des Inns bis Passau drei Kraftwerke der öBK lBraunau-Sin-
bach, Schärding-Neuhaus, Passau-fngling). Dazwischen befinden sich die
beiden Kraftwerke Ering-Frauenstein und Egglfing-Obernberg, deren Betrieb
wiederum die Innwe¡k AG führt. Diese beiden Kraftwerke sind im Eigentum

1) Tätigkeitsbericht des österreichischen Hechnungshofs, Verwal-tungqjahr 1986, S, 434
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der Innwerk AG und der österreichischen VerbundgeseLlschaft. Anschl-ießend
an diese rnnkette folgt das Jochensteinkraftwerk der DKJ in der Donau.

Die geographische Lage der eínzelnen Kraftwerke und ihre Zuordnung zu den

ve¡schiedenen Gesellschaften zeigt die folgende übersichtskarte:

1) voq<de¡ Bet¡iebsführung abweichende Eigentunsverhältnisse:

öster¡eichische Verbundgesellschaft S0 v.H_

Egglfino'-0bernberg: fnnv,rerk 50 v.H.,
0sterreichische Verbundgesellschaft S0 v.H.

2) Beteiligungsve¡häItnisse:

Nqgdorf:

Ering-Frauenstein :

Innwerk:

ösK:

Innwerk 53 v.H.,
öBK 47 v.H.

Innwerk 50 v.H,,

VIAG 99,96 v,H,,
Freistaat Eayeln 0,04 v.H.

öste¡reichische VerbundgesellschafÈ 50 v.H.,
Freistaat Bayern 25 v.H.,
fnnwerk 25 v.ll.

DKJ: öste¡reichische Verbundgesellschaft 50 v,H.,
RlÐ 49,5 v,H.,
Bayernwerk 0,5 v.H,

BAY ERN

Eetrlcb¡ftihrono:2)

I lnmÁ
(Sll¿ löslñ9)

El orÍ
(Slu 5ló¡.n)

Ël ox¡
(5it¿ Pa!sàu)
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Der OBH hat angeregt, die Betriebsführungsabschnitte ungeachtet der Eigen-

tumsverhältnisse so zu ordnen, daß die öBK und die fnnwerk AG zusammenhän-

gende Kraftwerksketten steuern können. Dj.ese Neustrukturierung de¡ Kraft-
werksbetriebsführung am bayerischen fnn brächte beiden Gesellschaften
wirbschaftliche Vorteile aus dem Zusammenwirken (Synergieeffekt).

Das Staatsministerium der Finanzen häIt die Vorschläge des ORH für plausi-
bel, sieht aber keine realistische Möglichkeit, sie zu verwirklichen, weil
weder bei der fnnwerk AG noch bei der Verbundgesellschaft dazu Bereit-
schaft bestünde und der Staat nur eine Minderheitsbetej-ligung häIt.

Der Österreichische Bechnungshof ist wie der OBH der Ansicht, daß aus

wirtschaftlichen Gründen die Verwaltung und Nutzung der Kraftwerke Ering-
Frauenstein und Egglfing-0bernberg durch die öBK der bisherigen Betriebs-
führung durch die Innwerk AG vorzuziehen wäre.1)

Die Verbundgesellschaft hat inzwischen wegen der ausl-aufenden Betriebs-
führungsverträge Verhandlungen mit der Innwerk AG aufgenommen.

22.2.3 Nach den Grundsätzen und Zielen der bayerischen Energiepolitik sollen
Kapitalbeteiligungen der öffentlichen Hände dazu genutzt werden, im In-
teresse einer wirtschaftlichen Elekt¡izitätserzeugung auf weite¡e Verbes-

serungen der Unternehmensstruktur hinzuwirken.2) Diesem Zweck dient der

Vorschlag zur Kooperation und Gebietszusammenfassung. Weiteren Rationali-
sierungsmöglichkeiten sollten sich Beteilígungsunternehmen der öffentli-
chen Hand nicht verschließen. Sie sollten das übergeordnete ZieI an einer
wirtschaftlichen Elektrizitätserzeugung vor eigene interne Interessen
stellen.

Zwar hat Bayern nicht die Möglichkeit, diese Entscheidungen allein her-
beizuführen. Es hat aber eine gewi.chtige Stimme und so!-Ite seinen Einfluß
gegenÜber Lden Gesellschaften und den anderen Gesellsohaftern nutzen. Das

Staatsministerium sollte deshalb die Verhandlungen der österreichischen
Seite mit der fnnwerk AG über eine Zusammenfassung der Betriebsführungs-
abschnitte am Inn unterstützen sowie den Beteiligungseinftuß bei der ÖBK

und gemeinsam mit dem Bund bei der Muttergesellschaft de¡ DKJ zugunsten

einer gemeinsamen Betriebsführung geltend machen.

1) Tätigkeitsbericht Ver}altungsjahr 1987 S. 347

2) Vgl. Zielsatz 2,tI der G¡undsätze und Ziele der bayerischen Energiepolitik, Energie-
programm für Bayern 1980 S. 165
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Die beiden Gesellschaften gewähren den Mitarbeitern und Ruhegeldbeziehern

Sozialleistungen, die über die gesetzlichen und tarifvertraglichen.Ver-
pflichtungen erheblich hinausgehen. Die freiwilligen Leistungen machten

im Jahr 1985 insgesamt 6,1 Mio DM aus und beliefen sich bei der öBK auf
29, bei der DKJ sogar auf 54 v.H. der tariflichen oder einzelvertraglichen
Gehalts- und Lohnsumme. Dabei liegt das Lohn- und Gehaltsniveau im fndu-
striezweig Elektrizitätsversorgung ohnehin schon im Spitzenbereich der
industriellen A¡beitnehmereínkomm"n.1) tr,,"nn auch einige dieser freiwilti-
gen Leistungen durchaus vertretbar sein mögen, so hat doch die Summierung

zu teueren Haustarifen geführt, in die Gepflogenheiten aus der Energie-
wirbschaft in Bayern und in österreich sowie aus dem öffentlichen Dienst-
¡echt kumuliert ej-ngegançn sind.

fm wesentlichen handelte es sich um folgende Leistungen (Stand 1985):

- Weihnachtszuwendung in Höhe von 100 v.H. der Oktober-Monatsvergütung

Si-e wurde zusätzlich zum tariflichen. Urlaubsgeld von 40 v.H. der An-

fangsstufe der VergGr. 5 bezahlt.

- Jährliche Treuèprämie

Ab dem zehnten Dienstjahr b,urden 20 v.H.

Juni als Prämie gewährt. Sie stieg für
2 v.H. bis zum Höchstsatz von 80 v.H.

der Vergütung für den Monat

jedes weitere Dienstjahr um

- Jubiläumszuwendungen

Die gestaffelten Jubiläumsgelder betrugen zwischen U4 Monatsgrundbezug

bei 10jähriger und zwei Monatsgrundbezügen bei 40jähriger Betriebszuge-
hörigkeit, jeweils zuzüglich 15 v.H. Daneben wurde noch ein Gutschein

bis zu 200 DM übergeben. Bei unverschuldetem Ausscheiden wurde ab dem

20. Dienstjahr der zeitanteilige Teit des nächstfolgenden Jubiläums-
geldes bezahtt.2)

Mit der Treueprämie und der Jubiläumszuwendung wurde die Treue zum Ar-
beitgeber in zweifacher, ab dem 40. Dienstjahr in dreifacher Vrleise ab-

1) Vgl. Wirtschaft und Statistik, Heft 1U1988

2) Außerdem wurden in f¡üheren Jah¡en aus Anlaß des jeweils 2Ojährigen und 25jährÍgen Fir-
menjubiläums von der öBK 507 000 DM und von der DKJ 310 000 DM an ihre Mita¡beiter aus-
geschúttet.
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gegolten, v,eil dann noch eine tarifliche Zulage für übe¡ 40jährige
Dienstzeit von 5 v.H. der Grundvergütung hinzutritt,l)

- Schichtzulage

Neben den tarifrichen Zeitzuschlägen wurde eine schiohtzulage in Höhe

von 10 v.H. der .jeweiligen tariflichen Vergütung gewährù,.

- Verbilligter Stnombezug

AIle Mitarbeiter, Pensionisten und deren Hinterbriebene erhierten den

strom ohne Mengenbegrenzung zum Preis von 3,s pflkwh zuzüglich Aus-
greichsabgabe und umsatzsteuer. Demgegenüber haben die Tarifpreise im

Bezugszeitraum z.B. 17,9 Pflkhlh für Tagesstrom und Lí-,Z pf/kblh für
Nachtstrom betragen.

- Einkaufsfahrben

Die DKJ führte für Betriebsangehörige zwischen dem Kraftwerk und der
Stadt Passau wöchentlich fünf Einkaufsfahrten durch.

- Betriebsveranstaltungen und Gemeinschaftl.einrichtungen

Hierfür wendeten die Gesellschaften in einem Jahr 263 DM bzw. zOs DM

pro Mitarbeiter auf.

- Mietgünstige Betriebswohnungen

12 000 DM

und zinslose Baudarl-ehen bis ZU

- Leistungen in Krankheits-, Geburts- und TodesfäIlen

Neben dem Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Krankenversicherung ge-
währten beide Geserlschaften Beihilfen in Anrehnung an die allgemeinen
verwaltungsvorsch¡iften des Bundes mit zusätzrichen Leistungen bei
Krankenhausaufenthalt .

- Kollektivunfallversicherung

auch gegen außerbetriebliche Ereignisse.

1) Bemerkenswert e¡scheint in diesem Zusammenhang, da0 die mit õffentlichen l{ítteln Hirt-
schaftende der¡tsche f'lutter der OKJ schon nach 25jähriger Dienstzeit etne Jubilãumsgabe in
Höhe eines Bruttobezugs gewährt und zusätzlich die darauf entfallende Steuer ûbernommen
hst. Dies fÜhrte Ín EinzelfälLen zu Jubiläumsgaben schon nach 2sjährige¡ Dienstzeit bis
Úber 25 000 Dt1. Auf unse¡e Einwendungen wu¡de die Steuerübernahme zbrar fallengelassen;
dafli¡ wu¡de abe¡ die Jubiläunszuwendung auf eineinhalb l.lonatsgehärtæ -erhöht.
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- Schulbeihilfen

Die DKJ zahlte bei Eintritt eines Kindes

die Grundschule und bei jedem übertritt
schalen von I25 bis 480 DM.

ihrer Betriebsangehörigen in
in eíne andere Schularb Pau-

- Großzügige bet¡iebliche Ruhestands-, Di_enstunfähigkeits- und Hinter-
bliebenenzuwendungen.

Neuerdings hat die öBK mit der Gewährung von Darlehen bzw. Zuschüssen zum

Erwerb von Aktien der österreichischen Mutter bzw. eine¡ deutschen AG

wej-tere freiwillige Sozialleistungen eingeführt.

Der OBH ist der Auffassung, daß die Vorstände beider Gesellschaften bei
der Einführung der freiwilligen Leistungen zu großzügig waren. Er hat
angeregt, insgesamt zu einer zurückhaltenden Praxis zu kommen. Bei dem

hohen VergÜtungsniveau und der großen Arbeitsplatzsicherheit würde dies
keine unangemessene soziale Härte bedeuten,

Auch der österreichische Bechnungshof bemerkte, daß die finanziellen Lei-
stungen an die aktj-ven Mitarbeiter das vergleichbare Durchschnittseinkom-
men in der österreichischen Industrie übertreffen. Er stellte bei der öBK

fest, daß die dort bestehenden Bezugsmöglichkeiten zu einzelnen bemerkens-

werben Jahresei.nkünften führten. Bei den freiwilligen Leistungen hielt er
stärkere Kürzungen für erforderlich und auch für zumutbar. Die Altersver-
sorgung bezeichnete er als günstig, sie stehe sonst nur einer kleinen An-

zahl- von Erwerbstätig"n =u.1)

Das Staatsministerium antwortete, daß die meisten freiwilligen Soziallei-
stungen den Gepflogenheiten in der Energiewirtschaft entsprächen und teil-
weise eher an der Untergrenze des üblichen 1ägen. Sie seien du¡ch Be-

triebsvereinbarungen rechtlich verankert, so daß Íhre Abschaffung nur
durch Verhandlungen mit dem Betriebsrat e¡¡eicht werden könne. Bei der
ÖBK habe der Aufslchtsrat den Vorstand aufgefordert, solche Verhandlungen

aufzunehmen. Die Arbeitnehmervertreter hätten Verhandlungsbereitschaft
signalisiert, seien aber nicht bereit, unter den Standard der Energiewirt-
schaft zu gehen. Bei der DKJ seien beim Stromdeputat und bei den Einkaufs-
fahrten schon Einschränkungen erreicht worden, über andere Leistungen

1) Tätigkeitsberichte, Verùrâltungsjahre 1986 S. 433 ff. und 1987 S. 355 ff.
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würde noch verhandelt. Die Vert¡eter des Freistaats Bayern würden künftig
bei jeder Gelegenheit zu einer größeren Sparsamkeit aufforde¡n, doch seí
es unrealistisch, von dem Besitzstand größere Abstriche zu erhoffen.

Der ORH hä1t weiterhin die freiwilligen Leistungen bei diesen Unternehmen

mi-t maßgeblicher staatlicher Beteiligung jedenfalls in ihrer Summierung

für zu weitgehend.

BeteiligunE an einem Energieversorgungsunternehmen (Kap. 13 05);
Zuwendungen zu Èlaßnahmen des Û¡weltschr¡tzes - LufEreinhaltung
(Kap. 14 03 Tit. 893 75)

Der Freistaat Bayern hat die Errichtung einer Rauchgasreinigungs-
anlage durch ein Energieversorgungsunternehmen mit einem zinsver-
billigten Darlehen in Höhe von 30 Mio DM und einem nicht rück-
zahlbaren Zuschuß von 15 Mio DM gefördert; eine lveiter.e Förderung
in Hóhe von 22 Mio DM vrurde in Aussicht gestellt.

Nach Auffassung des ORH hätte das Unternehmen die Anlage aus
eigener Kraft finanzieren können. Um weitere Bisiken, die wegen
des Pilotcharakters der Anlage denkbar waren, abzusichern, hätte
eine bedingte Förderung für den Risikofall ausgereicht. Dj-es
hätte auch dem Gebot der t¡'Jirtschaftlichkeit und Sparsamkeit und
dem vom Haushaltsrecht für solche FäIle vorgesehenen Instrumen-
tarium entsprochen.

Ein Energieversorgungsunternehmen (EVU), an dem der Freistaat Bayern mit-
telbar mehrhej-tlich beteiligt ist, hat im September/November 1984 bean-

tragt, die Errichtung einer Rauchgasreinigungsanlage aus Staatsmitteln zu

förde¡n. Damit so11te vor dem Ink¡afttreten der verschärften Emissions-
grenzÌ,rerte fÜr Abgase nach der Verordnung über Großfeuerungsanlagen
(GFAV0) am 1. JuIi 1988 die gleichzeitige Entfernung von Schwefeldioxid
und Stickoxiden aus den Rauchgasen des Kraftwerks erreicht werden.

Am 5. Februar 1985 hat der Landtag beschlossen, daß auf das EVU eingewirkt
werden soIle, Maßnahmen und Verfahren anzuwenden, die die stärkste Schad-

stoffminderung bewirken. Dabei solle diese Anlage ats Pilotprojekt beson-
ders gefördert werden (Drucksache t0/5922).

Die Art und Weise, wie diese umweltpolitische Vorgabe des Landtags im ein-
zelnen zu verwirklichen war, blieb dem Verwaltungsvollzug,überlassen. Die
Verwaltung hatte danach unter Einhaltung der allgemeinen Rörderungsvoraus-
setzungen den haushaltsmäßig wirtschaftlichsten Weg zu heschreiten. Eine

direkte Förderung mit staatlichen Haushaltsmitteln war demnach nur veran-
laßt, wenn der Zuwendungszweck nicht auf andere Weise zu erreichen war.

23.1
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Die Hegierung hat bei der Antragsprüfung di-e gute wirtschaftliche Lage des

Zuwendungsempfängers in dem Ergebnis zusammengefaßt, daß sich das EVU "aus
bilanzanalytischer Sicht aIs ein gesundes regionales Energieversorgungsun-

ternehmen mit einer geordneten Finanz- und überdurchschnittlichen Erfolgs-
1age" darstelle. Das Staatsministerium für Landesentwicklung und Umwelt-

fragen bemerkte in seiner Zustimmung zu¡ Förderung, daß die Investi-tions-
kosten von ursprünglich ttz,5 Mio DM die Selbstfinanzierungskraft des

Unternehmens übersteigen würden.

Als Ergebnis dieser Prüfung hat die Verwaltung bis Ende 1987 zinsverbil-
Ligte Darlehen von 30 Mio DM und nicht rückzahlbare Zuschüsse von

14,8 Mio DM bewilligt; zusätzlich wu¡den noch Zuschüsse von 15,2 Mio DM in
Aussicht gestellt. Eine weitere Förderung von Mehrkosten (13,5 MÍo DM)

wurde ohne feste Bindung nach Höhe und Zeitpunkt in Aussicht genommen.

Damit stellt sich die Finanzierung wie folgt dar:

Zuschuß Umweltbundesanrb

zinsverbilligtes Staatsdarlehen

bisher bewilligter, nicht rückzahlbarer Staatszuschuß

in Aussicht gestellter, nicht rückzahlbarer Staatszuschuß

in Aussicht genommene weitere Zuwendungen des Staates für
di-e Mehrkosten (50 v.H.)
Zwischensumme

Eigenanteil

Gesamtkosten

Davon waren - ursprünglich veranschlagt

- Kostenerhöhung

10 700 000 DM

30 000 000 DM

t4 798 000 DM

15 202 000 DM

6 750 000 DM

77 450 000 DM

48 550 000 DM

126 000 000 DM

rr2 500 000 DM

13 500 000 DM

23.2

Im Laufe des zweiten Halbjahres 1987 wurde dj-e Anlage in Betrieb genommen,

Die Prüfung des OHH hat ergeben, daß die Finanzierungskraft des EVU auch

unter Berücksichtigung künftiger Erfordernisse in der Zeit der Investi-
tionsentscheidung sehr gut war, Sie zeigte sich in einer guten Ertragslage
und einer Eigenkapitalquote von über 30 v.H. Die Fínanzkraft hat sich in
den darauffolgenden Wirtschaftsjahren bis zum 30. September 1987 durch Zu-

nahme der liquiden Mittel sowie der Forderungen an verbundene Unternehmen

und du¡ch Bückführung der Verbindlichkeiten noch um mehr a1s 130 Mio DM

verbesse¡t. Auch der Cash Flow (im wesentlichen Gewinn + Abschreibung) hat
sich sehr positiv dargestellt und lag seit dem Geschäftsjahr 1983/84 bei
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jährlich 150 Mio DM. Betriebswlrtschaftlich gilt er a1s Maßstab für die
Beurteilung der fnnovationsfähigkeit und der Selbstfinanzierungskraft
eines Unternehmens. Steuerliche Förderungen über Sonderabschreibungen kön-

nen bei dieser Ertragslage vo1I in Anspruch genommen werden.

Bei seiner guten Finanzsituation war das Unternehmen in der Lage, in Höhe

des am 13. Dezember 1985 ausgezahJ.ten Darlehens von 30 Mío DM, das für den

Bau der Pilotanlage zinsverbilligt gewährt wurde, wenige Monate später
Namensschuldverschreibungen zu kaufen.

Ausgehend von der eigenen Einschätzung, daß die Pilotanlage gegenüber her-
kömmlichen Anlagen wirtschaftlich günstiger sei, hatte das Unternehmen in
der Planungsphase (März 1984) noch vorgesehen, daß für die Finanzierung
vornehmlich die vorhandenen Finanzreserven veru,endet werden so11en, und

gab lediglich der Hoffnung Ausdruck, daß die geplante Anlage auch mit öf-
fentlichen Mitteln gefördert werde.

Von den beteiligten Staatsministerien wurde zur Förderung im wesentlichen

wie folgt Stellung genommen:

23.3.L Bei konventionellen Anlagen sei eine Förderung von Unternehmen mit aus-

reichender Finanzkraft in der Rege1 ausgeschlossen. Es wird aber die Be-

deutung der Pilotanlage für die Umwelt hervorgehoben und der politische
Wi11e betont, in der kürzestmöglichen Zeit die größtmögliche Emissionsmin-

derung zu erreichen. Das EVU sei nur aufgrund des ausdrücklichen Wunsches

des Staates, verbunden mit de¡ Zusage staatlicher Unterstützung, zur Ver-
wirklichung des Pilotvorhabens bereit geh/esen. Wegen des hohen staatlichen
Interesses, das auch im Landtagsbeschluß zum Ausdruck gekommen sei, habe

daher die staatliche Förderung das mangelnde Eigeninteresse des EVU aus-
gleichen müssen. Die geringe Bereitschaft des EVU beruhe auf den schwer

abschätzbaren Risiken der Pilotanlage. So sei dem Unte¡nehmen ein hohes

technisches Risiko verblieben (Produktionsausfall), die Betriebskosten
seien höher aIs bei herkömml-ichen Anlagen und seine Finanzkraft habe nicht
ausgereicht. Die Lieferfirma habe die Risiken nur hinsichtfich des eigenen

Auftragswertes von 84 Mio DM und eines Betriebskostenrisikos von 8,4 Mio DM

abgesichert, nicht aber wegen Lieferungen anderer Unte¡nehmen und eines
Kraftwerkstillstandes .

23"3.2 Die Förderbedürftigkeit des EVU sei nicht allein entscheidend, da sonst
leistungsfähige Firmen a1s Träger eines vom Staat initiierten technischen
Fo¡tschritts ausscheiden müßten. Dies wäre jedoch das Ende einer progres-
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siven technischen l¡leiterentwicklung im Bereich des Umweltschutzes. Die
Pflicht zum Bau von Abgasreinigungsanlagen sei verbindlich, die erforder-
liche Investition nicht mehr zu vermeiden gewesen. Es sol1te nun nachge-
wiesen werden, daß die Entschwefelung und Entstickung von Kraftwerksab-
gasen im geforderten Umfang möglichst vor fnkrafttreten der GFAVo tech-
nisch und wirtschaftlich lösbar sein würde. Ein weiteres Ziel sei es ge-
ì¡/esen' Anlagekosten zu mj-nimieren und Endprodukte ohne Entsorgungsprobleme
zu erhalten' Solche Anforderungen habe nach damaligem Kenntnisstand das
geförderte Verfahren in besonderem Maße erfüllen können. Die Möglichkeit,
durch die Förderung die Entwicklung in Bichtung einer leistungsfähigen und
fÜr die Zukunft wirtschaftlj-ch bedeutsamen Simultananlage zu lenken, sei
daher zu nutzen geb/esen'.

23.3.3 Es habe sich zwischenzeitlich herausgestelJ-t, daß sich ein Risikopotential
von erheblicher Größenordnung verwirklicht habe. Zwar habe ein vom EVU

eingeholtes Gutachten die fnvestitionskosten für die Pilotanlage um durch-
schnittlich 50 bis 60 Mio DM niedrige¡ veranschlagt a1s für konventionelle
Verfahren. Das Gutachten habe aber gleichzeitig bescheinigt, daß simultane
Entschwefelung und Entstickung bis dahin nur in einer Versuchsanlage er-
probt worden seien und sonst keinerlej- Erfahrungen vorgelegen hätten.

Nach heutigen Erkenntnissen lägen die tatsächlichen Gesamtkosten erheblich
höher als ursprünglich veranschlagt. wenn auch von den Mehrkosten, soweit
derzeit bekannt, 140 Mio DM die Lieferfirma treffen solIen, so stehe damit
doch fest, daß die Gesamtkosten der Maßnahme nj-cht unter, sondern weit
Über den fÜr konventionel-1e Anlagen zu veranschlagenden Investitionskosten
1ä9en. Wie hoch die Mehrkosten letztlich seien und wie sich diese auf die
Lieferfirma und das EVU verteilen würden, sei derzeit noch nicht abschätz-
bar. Die geförderte Simultananlage habe nach der Inbetriebnahme im zweiten
Halbjahr 1987 wiederholt für Nachbesserungen und Umbaumaßnahmen außer Be-
trieb genommen werden mÜssen. Dadurch seien Ausfallzeiten von mehreren
Monaten entstanden. Die Kosten der Ausfallzelten seien noch nicht bekannt.
Auch Über die gegenÜber den ursprüngh-chen Annahmen erhöhten Betriebsko-
sten 1ägen bisher noch keine endgültigen Info¡mationen vor.

Trotz der aufgetretenen, zu erwartenden Schwierigkeiten sei das Förderziel
erreicht worden, eine simultananlage zur Entschwefelung und Entstickung
von Kraftwerksabgasen zu schaffen, die einen hohen Reinigungsgrad gewähr-
Ieiste und Entsorgungsprobleme vermeide.
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Demgegenüber hält der OBH die Fö¡derung in dieser Fo¡m für problematisch.

23"4.L Durch die GFAVO wurden zum 1. JuIi 1988 verbindlich besti.mmte Emissions-

grenzwerte mit dem Ziel festgelegt, umgehend Verfahren der Luftreinhaltung
anzuvtenden. Die EVU stehen hier aufgrund ihrer energíev,,irtschafts¡echtli-
chen Stellung in besonderem Maße in öffentlicher Verantwortung. Dies gilt
erst recht für die vom Staat beteiligungsmäßig mitgetragene Energiewirt-
schaft. Das Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr vertritt hierzu

auch die Auffassung, daß das Beteiligungsinteresse an Energieversorgungs-

unternehmen des Freistaats Bayern in erster Linie dem Ziel diene, nEinfluß

auf die Unternehmenspolitik ... im Interesse einer ... umweltfreundlichen
Stromversorgung Bayerns zu nehmen" (Landtagsdrucksache 7U70076 von !2./
18. Mai 1989).

Nach de¡ zur Zeit der Antragstellung vorhandenen Erkenntnis war die allge-
meine Risikosituation aufgrund der Investitionsentscheidung zugunsten der

Pilotanlage nicht e¡höht. Das EVU hat sich frühzeitig intensiv beraten und

informieren sowie ei.ne gutacffiliche Studie eines international anerkannten

Unternehmens erstellen lassen,. Diese kommt nach den Ausführungen des Un-

ternehmens im Aufsichtsrat zu dem Ergebnis, daß die Pilotanlage die wirt-
schaftlich und technisch günstigste Arb der Rauchgasreinigung für das EVU

da¡ste}le. Die Investitionskosten seien um etvJa 60 Mio DM günstiger als
bei herkömmlichen Ve¡fahren. Ein Vergleich zeige, daß die zusätzlichen
Betriebskosten der Pilotanlage mit 2,5 Pf je KÍlowattstunde deutlich nied-
riger als bei anderen Verfahren (4 Pf je Kilowattstunde) Iägen. Ferner

versicherte das EVU, daß es bei den Vertragsverhandlungen allen denkbaren

Bisiken durch entsprechende Garantien und Garantieabsicherungen Rechnung

getragen habe. Den Bisj.ken stünden ganz gewichtige Vorbej-le gegenüber:

- hoher Reinigungsgrad

- gute Verkäuflichkeit der Endprodukte (keine Entsorgungsprobleme beim

Endprodukt; kein Abwasser)

- keine Aufheizung der gereinj-gten Rauchgase, keine zusätzliche Naßwäsche

- geringer Eigenbedarf an elekt¡ischer Energie.

Auch sei die Lieferfirma der Pilotanlage mit ihren Garantiezusagen an die
Grenze dessen gegangen, was für einen Anbieter von Industrieanlagen gerade

noch vert¡etbar sei.
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23.4.2 Nach dieser gÜnstigen BeurteiLung des Pilotvorhabens im Entscheidungszeit-
raum traten im weiteren Verlauf erhebliche Mehrungen der Investitions-
kosten auf. Diese wurden aber vertragsgemäß weit überwiegend von der Lie-
fe¡firna getragen. Die Kostenmehrung von 13,5 Mio DM beruht im wesentli-
chen auf der vergrößerten Anlagendimension. Das Unternehmen berichtete am

5. Oktober 1987/6.0ktober 1988, daß sich die der Rauchgasreinigungsanlage
direkt zuzurechnenden Investitionen auf L23,2 l4i-:o DM belaufen werden und

der vorgesehene Kostenrahmen somit nicht überschritten werde. Einschließ-
lich 7,6 Mio DM fÜr die ErstfüIlung mit Aktivkoks belaufen sich damit die
Gesambkosten auf 130,8 Mio DM (gegenüber ursprünglich t!2,s Mio DM). Die
vom Unternehmen selbst zu tragenden Investitionskosten bewegen sich damit
in der Größenordnung herkõmmlicher Anlagen. Im Vergleich zu ihnen hat sich
damit kein entscheidend erhöhtes Investitionsrisiko verwirklicht.

Bei den zusätzlichen Betriebskosten, die bei der Antragstellung im Ver-
gleich zu herkömmlichen Anlagen sehr günstig beurbeilt lvurden, wurde noch

im März 1986 eine Reduzierung auf 2,3 Pf je Kilowattstunde erwartet; sie
wurden auch noch im 2. Halbjahr 1987 (Inbetriebnahme) günstig dargestellt.
Die Betriebskostenerhöhung, wj-e sie demgegenüber von den Ministerien vor-
getragen wurde, steht in ihrem endgüItigen Umfang noch nicht fest. Zwar

liegen die Betriebskosten während des Probebetriebs vor alIem wegen des

höheren Aktivkoksverbrauchs (einem entscheidenden Kostenfaktor) un 1,,2 Pf
je Kilowattstunde höher als ursprünglich angenommen. Nach Abschluß der
Nachrüstung werden sie aus heutiger Sicht ohne Berücksichtigung der Förde-
rung nur um 0,5 Pf je Kilowattstunde höher liegen. Das Unternehmen nimnt
ôf,, daß die Wirtschaftlichkeit des Verfahrens noch nachhaltig bewiesen
werden kann. Daher kann bis jetzt noch kein deuttich höheres Betriebs-
risiko festgestellt werden.

Die von den Staatsministerien genannten Schwierigkeiten (Nachbesserungen

und Umbaumaßnahmen) traten vorwiegend im konventionellen Bereich auf; nach

Darstellung des EVU von 22. März 1988 hat sich das chemische Verfahren be-
reits bewährt und funktionierÈ hervorragend.

23.4.3 Es wäre Aufgabe der Verwaltung gewesen, den besonderen politischen t¡lillen
des Landtags, wie er in seinem Beschluß vom 5. Februar 1985 zum Ausdruck
gekommen ist, auf möglichst wirtschaftliche Weise umzusetzen.

Angesichts der vo¡handenen Finanzreserven des unternehmens, seiner guten

ErÈragslage und der unternehmerischen umweltverantwortung, wie sj.e in der
GFAVO festgeregt ist, hätte es nahegeregen, den Landbagsbeschluß durch



-87-

eine bedingte Förderung für den FaIl zu erfüllen, daß entgegen der ur-
sprünglichen Annahme sich tatsächlich entscheidende Bisiken gegenüber her-
kömmlichen Anlagen realisieren.

Im übrigen hätte der Staat mit dem Einfluß sei.ner mittelbaren Meh¡heitsbe-

teiligung auf das Unternehmen einwirken sollen, daß es auch ohne die ge-

wäh¡te Form der staatlichen Finanzhilfe seine Umweltverantworbung durch

Errichtung ej.ner besonders umweltfreundlichen Anlage wahrnimmt.

23.4.4 Aufgrund der Erfahrungen aus diesem Förderfall sieht de¡ ORH die Notwen-

digkeit, den üblichen Förderweg zu überdenken, um mit dem geringsten Mit-
teleinsatz den gewünschten Erfolg zu erzielen. fnsbesondere bei Förderun-

g€n, die wegen spezieller Bisiken von großtechnischen Investitionen ge-

währt werclen, soflten dle Förderinstrumentarien flexibler gehandhabt und

künftig anstelle von Zuschüssen oder Darlehen auch andere, für den Staat

kostengünstigere Förderungsmöglichkeiten eingesetzt werden.

Dies entspricht auch geltendem Haushaltsrecht, wonach aus Mitteln für Zu-

weisungen und Zuschüssen auch Darlehen oder Geyãhrleistungen übernonmen

werden dürfen, wenn hierdurch der beabsichtigte Zweck ebenfalls erreicht
werden kann (Art.39 Abs.5 BayHO). Diese Begelung entspricht dem Grund-

satz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die Verwaltungsvorschriften
zur BayH0 ordnen ausdrücklich an, daß davon soweit möglich Gebrauch gemacht

werden soll und Zuwendungen nur bewilligt werden soJ.1en, wenn der Zweck

durch die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewähr-

lej-stungen, wie etwa Verlustdeckungszusagen, nicht erreicht werden kann.

fm vorliegenden Fall sollte zumindest die in Aussicht genommene Förderung

von Mehrkosten nach diesen Maßstäben überdacht werden,
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24 Fõrderung von Krankenhäusern;
Verændung der pauschalen Fõrde¡mittel
(Kap. 13 10 TitGr. 72)

Die PrÜfung bei mehreren Bezirkskrankenhäusern hat ergeben, daß
wiederholt pauschale Fö¡dermittel auch für nicht férderungs-
fähige Maßnahmen verwendet wurden. Darüber hinaus wurde ð""
Grundsatz der hlirtschaftlichkeit und Sparsamkeit bei Beschaf-
fungen häufig nicht beachtet. Insgesarnt sind 1,4 Mio DM an
Fördermittel.n zu unrecht in Anspruch genommen worden. Dieser
Betrag wurde teils zurÜckbezahlt, teils auf andere Fördertei-
stungen angerechnet.

24.L Allgemeines

Krankenhäuser, die in den Krankenhausplan des Freistaats Bayern aufgenon-
men sind, erhaLten zur Abgeltung der Kosten für die WÍeder- und Ergän-
zungsbeschaffung kurzfristiger AnJ-agegüter sowie des sog. "kleinen Baube-
da¡fes" nach $ 9 Abs. 3 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (KHG) i.V.m.
At-t'. t2 des Bayerischen Krankenhausgesetzes (BayKrG) feste jährliche Be-
träge (Jahrespauschalen). Die Höhe der pauschalen Fördermittel richtet
sich nach der G¡öße des Krankenhauses und nach der ZahL der geförderten
Betten (derzej-t zwischen 2750 und 4460 DM pro Bett). Bewilligungsbehörde
ist die jeweilige Regierung.

Über die zweckentsprechende Verwendung der Fördermittel ist jewei-1s für
einen Zeitraum von drei Jahren ein Verwendungsnachweis zu führen. Zu den
geförderten Krankenhäusern gehören auch die von den Bezirken betriebenen
Fachkrankenhäuser für Psychiatrie (Bezirkskrankenhäuser).

Die PrÜfung bei mehreren Bezirkskrankenhäusern hat folgende wesentliche
Feststellungen ergeben :

24.2 Abgrenzung zrischen gefõrderten und nicht gefõrderten Bereichen

In den Bezirkskrankenhäusern sind neben den geförderten Betten (im Akutbe-
reich) auch Betten in nicht geförderten Berej.chen aufgestellt. Es handelt
sich hierbei um Betten für Pflegefälle sowie für Personen, die im Maßre-
gelvollzug aufgrund strafrechtliche¡ Bestimmungen untergebracht sind.

Ein Bezi¡kskrankenhaus hat über meh¡ere Jahre hinweg nicht oder nur teil-
weise zwischen geförderten und nicht geförderten Bereichen unterschieden
und in den Ve¡wendungsnachweis zahlreiche Beschaffungen aufgenommen, die
dem nicht geförderten Teil zuzurechnen sind.
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Aufgrund der Beanstandungen eines Bechnungsprüfungsanrtes hat sich die Be-

willigungsbehörde nachtröglì-ch zusammen mit dem Bezirkskrankenhaus bemüht,

die Beschaffungen den verschiedenen Bereichen zuzuordnen und hat die fõr-
derfähigen Aufwendungen im Venvendungsnachweis um über 400 000 DM gekürzt.

24.3 Ausgaben flir eine nichb fõrderfãhige Apotheke

Bei demselben Bezirksk¡ankenhaus wurde in den Jahren 1982 und 1983 eine

Krankenhausapotheke errichtet. Eine derartige Maßnahme ist nur dann för-
derfähig, vrenn die Arzneimittelversorgung durch eine krankenhauseigene

Apotheke wirtschaftlicher ist als die Mitversorgung durch eine andere

Apotheke. Noch vor Beginn der Bauarbeiten hatte der Krankenhausträger be-

schlossen, fÜr die genannte Maßnahme keinen Antrag auf Einzelförderung
nach Art. 11 BayKrG zu stellen, da er davon ausging, daß de¡ Nachweis der
Wirtschaftlichkeit nicht zu erbringen sei und dahe¡ "die Regierung mit
einer an Sicherheit grenzenden !'lahrscheinlichkeit" den Förde¡antrag ab-
lehnen werCe. Stattdessen wurden die Aufwendungen für die Einrichtung der
Apotheke in Höhe.von 280 000 DM in den Verwendungsnachv,,eis für die Pau-

schalförderung nach Att. t2 BayKrG aufgenommen. Dies war sowohl wegen der
fehlenden allgemeinen Voraussetzungen (kein kurzfristiges Anlagegut) als
auch wegen der Unwirtschaftlichkeit der Maßnahme unzulässig.

Aufgrund der Hinweise des Bechnungsprúfungsaflrtes hat die Bewitligungsbe-
hörde die Aufwendungen für die Apotheke von 280 000 DM für nictr förder-
fähig erklärt.

24.4 Sanierung der Küche und llãscherei ei¡es Bezi-rkskrankenhauses

Ein anderes Bezi¡kskrankenhaus hat die Küche und die Wäscherei saniert
und die Kosten von 1,1 Mio DM in vollem Umfang im Vervendungsnachweis fûr
die Pauschalförderung nach Art. 12 BayKrG geltend gemacht. Die auf Veran-
lassung des ORH durchgeführte nachträgliche Prüfung der Maßnahme durch
die Begierung hat ergeben, daß teilweise unwi-rlschafttiche Aufuendungen

getätigt worden !ìraren; ferner werden die Küche und die Wãscherei auch für
den nicht förderfähigen Pflegebereich genutzt. Insgesarût r,úar die Maßnahme

um 570 000 DM zu hoch gefördert worden; dieser Betrag wu¡de zwischenzeit-
lich vom Bezirk zurückbezahlt-
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24.5 Unwi¡tschaftliche Beschaffungen

Die Bezirkskrankenhäuser haben bei der verwendung der pauschaten Förder-
mittel den Grundsatz von Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit nicht in allen
FãLlen beachtet.

Hierzu einige Beispiele:

a) Ausstattung von Dienstzimmern

Ej.n Bezirkskrankenhaus hat mit den pauschalen Fördermitteln aufwendige

Dienstzimmer-Ausstattungen finanziert. so wu¡de z.B. das Dienstzimmer
eines Chefa¡ztes fü¡ 33 600 DM. sowie dessen Vorzimmer (mit zwei Ar-
beitsplätzen) für 22 ?OO DM ausgestattet.

fm Zuge des PrÜfungsschriftwechsels hat sich der Krankenhausträger da-
mit einverstanden erklärt, daß der, für die Ausstattung dieser und wei-
terer Dienstzimme¡ geltend gemachte Betrag um b0 000 DM reduziert und

die Förderung in dieser Höhe gekürzt wird.

b) Mehrere Bezj.rkskrankenhäuse¡ haben zu aufwendige DÍenstkraftfahrzeuge
(2.8. Mercedes 280 SE, BMhJ 738 i) in den Verwendungsnachweis über die
pauschalen Fördermittel aufgenommen. Aufgrund de¡ Beanstandungen clurch

die Bechnungsprüfungsbehörden wurden die förderfähigen Beträge in den

verwendungsnachweisen entsprechend gekürzt. rn einem Fatr wurde das

Fahrzeug ganz aus der Förderung herausgenommen, weiL es fast aus-
schließlich für Zwecke der Bezirksvervaltung verwendet worden war.

Das Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung hat die wiederholten
Feststellungen der Bechnungsprüfung zu den unwirtschaftlichen Beschaffun-
gen aufgegriffen. Es beabsichtigt, alle Krankenhäuser auf die Einhaltung
der Grundsätze von Sparsamkeit und lrlirtschaftlichkeit bei Beschaffungen

alrer Art nachdrückLich hinzuweisen und für bestimrnte Anschaffungen (2"8.
für Geschäftszimmerausstattungen und für Dienstkraftfahrzeuge) Kosten*
riehtwerte vorzugeben, die sich aus den Bichtrinien für Beschaffungen im

staatlichen Bereich ableiten,
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I'lachtrag zum Jatrresbericlrt 1988

Pauschalzuveisungen zu den Kosten der Schiilerbefõrderung
(Kap. 13 10 Tit. 653 01)

Eine weitere Überprüfung der Pauschalzuweisungen zu den Kosten
der SchüIerbeförderung hat die gleichen Mängel gezeigt, die
bereits im Jah¡esbericht 1988 dargelegt ururden. 5,3 Mio DM zu
Unrecht gewährter Pauschalzuweisungen wurden zurückgefordert.

In seinem Jahresbericht 1988 (TNr. 29) hatte der ORH dargestellt, daß für
die Jahre 1985 bis 1987 aufgrund unrichtiger Abrechnungen insgesamt

8,3 Mio DM an Zuweisungen zu Unrecht ausgezahlt worden sind.

Die SchülerbeförrJerungskosten wurden vom OBH und von den staatlichen
Bechnungsprüfungsämtern im Jahr 1988 bei anderen Trägern geprüft. Dabei

wu¡de ebenfalls festgestellt, daß de¡ überwiegende Teil der Aufgabenträger

die Beförderungsaufwendungen nicht ordnungsgemäß ermittelt hatte. Ursäch-
lich hierfür b,aren di-e bereiss im o.g. Bericht festgestetlten Mängel.

Insgesamt sind in den 1988 geprüften Fäl1en fü¡ den Dreijahreszeit¡aum
1985 bis 1987 Pauschalzuweisungen von weite¡en 5,3 Mio DM zu Unrecht ge-

währt worden. Die Beträge wurden von den Aufgabenträgern zurückgefordert
und mit den ab 1989 zu gewährenden Pauschalzuweisungen verrechnet.

EINZELPLAN 14

(Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen)

siehe TNr. 23
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EINZELPLAN 15

(Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst)

Vollzug der Ausbi-Ldungsfõrderungsgesetze durch das funt fúr Ausbildungs-
fõrdervng bei der Landeshauptstafü l'lûnchen

(Kap. 15 03 Tit. 681 03, 681 05, 681.80, 681 81 und 863 81)

Die Erledigung der BAföG-FälIe durch das Amt für Ausbildungsför-
derung der Landeshauptstadt München mußte beanstandet werden.
Die Stadt hat inzwischen organisatorische und personelle Ve¡bes-
serungen vorgenommen,

Die Aufwendungen des Bundes für den vollzug des BAföG in Bayern betrugen
1988 insgesamt knapp 245 Mio DM. Der Freistaat Bayern leistete für die-
sen Zvleck annähernd 132 Mio DM; zusätzlich brachte er für Förderungsmaß-

nahmen nach dem Bayer. Ausbildungsförderungsgesetz (BayAföG) und den

Rj-chtlinien über die schülerbegabtenförderung im Jahr lgBB insgesamt

knapp 17 Mio DM auf.

Durch die Förderungsmaßnahmen sollen nach dem hlillen des Gesetzgebers in
den genannten Bereichen der Grundsatz der Chancengleichheit und das So-

zialstaatsprinzip verwirklicht werden. Die Hilfe des Staates greift a1-
lerdings nur dann voll, b/enn sie ohne unnötige Verzögerung durch die
hierfür eingerichteten Ämter für Ausbildungsförderung einsetzt. Desharb

sieht $ 51 Abs.2 BAföG vor, daß in den Fä11_en, in denen bei der erst-
maligen Antragstellung nicht binnen sechs Wochen entschieden werden

kann, Abschlagszahlungen geleistet werden.

Das Amt für Ausbildungsförderung bei de¡ Landeshauptstadt München bear-
beitete die Anträge der Förderungsberechtigten zum Teil_ sehr schleppend.
Die nach S 51 Abs. 2 BAföG erwartete Entscheidungsfrist von sechs Wochen

wu¡de häufig weit überschritten; Wartezeiten bis zu sechs l{onaten von

der Antragstellung bis zur Bewilligung waren keine Seltenheit. Abschlags-
zahlungen wurden in der Begel erst nach massiven Beschwerden geleistet.
Dazu kam eine vergleichsweise hohe Fehlerquote von t2 v.H.: Von rd. 500

im Jahr 1988 geprüften FäIIen waren 60 unrichtig verbeschieden worden.

26.1

26.2
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Diese Unzulänglichkeiten, die in deutlichem Gegensatz zum Vollzug der

Ausbildungsförderung bei anderen Bewilligungsstellen stehen, beruhten

nicht etrr¡a auf einer unzureichenden personellen Besetzung des Amtes. Nach

den ministeriellen Bichtzahlen kann ein Sachbearbej.ter jährlich 520 För-

derungsanträge bearbeiten. Bei de¡ Landeshauptstadt München entfielen
aber z.B. in den letzten Jahren zunächst 492 und dann sogar nur 444 An-

träge auf einen Sachbearbeiter. Ursächlich für die demnach quantitativ
wie qualitativ unbefriedigende Arbeitsweise war im wesentlichen, daß bis-
her etwa die Hälfte der Sachbearbeiter des Amtes für Ausbildungsförderung

der Landeshauptstadt für ihre Aufgaben unzureichend qualifiziert war.

Auf entsprechende Hinweise des ORH hat das Staatsministerium die Landes-

l'rauptstadt aufgefordert, durch organisatorische Maßnahmen eine ordnungs-

mäßige SachbehandLung sicherzustellen. Nach längerem Zögern hat die Lan-

deshauptstadt schließIich im Laufe des BewiÌligungszeit¡aums 1988/1989 im

Rahmen einer Umorganisati-on des Amtes fü¡ Ausbildungsförderung die gebo-

tenen personellen Veränderungen eingeJ-eitet. Zunächst sind jedoch bei
zwei von neun A¡beitsgruppen des Amtes noch erhebliche Bückstände aufge-

laufen.

Das Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst weist darauf hin, daß

die nunmehr eingeleiteten organisatorischen Maßnahmen immerhÍn zu einer
rascheren Behandlung der Förderungsanträge geführt hätten: Während im

Bewiltigungszeitraum des Schuljahres 1987/1988 zum Stichtag 31. Dezem-

ber 1987 noch 1169 Anträge (35 v.H,) unerledlgt geblieben seien, hätten

im Bewilligungszeitraum des Schuljahres 1988/1989 zum 31. Dezember 1988

nur noch 529 (15 v.H.) unbearbeitete Anträge vorgelegen. Dies bedeute

einen Rückgang der unerledigten Anträge um etu,a 55 v.H. Das Staatsmini-
sterium werde sich bei der Landeshauptstadt mit Nachdruck für die Zutei-
lung eines qualifizierten Sachbearbeiters einsetzen. Sobald diese erfolgt
sei, könne davon ausgegangen werden, daß die Anträge künftig ordnungs-

gemäß und frlstgerecht bearbeitet we¡den, Das Staatsministerium glaubt,
daß damit die von der Bechnungsprüfung festgestellten Mängel der Vergan-

genheit angehören dürften.

Obgleich die Bearbeitung der Förderungsanträge des BewilLigungszeitraums

1988/89 nunmehr praktisch abgeschlossen ist und dem Anb tatsächlich eine
qualifizierEe Sachbearbeiterin zugeteilt wurde, so1lte nach den bisheri-
gen Erfahrungen dem Vollzug des BAföG bei der Landeshauptstafü weiterhin
besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden.
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Einsotz der Überlastmittel fûr den Studiengang Betriebs-
wirtschaftslehre an den Landesuniversitäten
(Kap. 15 07, 15 19, 15 28 TitGr. 79)

fm Studiengang Betriebswirtschaftslehre ist die Zahl der Studen-
ten in den letzten acht Jahren von 6 000 auf über 18 000 ange-
wachsen. Die zur BewäItigung dieses Studentenbergs bereltge-
stellten Mittel werden nicht immer effektiv genug eingesetzt.

Da die hohen Studentenzahlen auch darauf beruhen, daß die Stu-
dierenden immer länger an der Universität bleiben, hält der ORH
Maßnahmen zur Angleichung der tatsächlichen Studiendauer an die
schon seit 15 Jahren gesetzlich vorgesehene Begelstudienzeit für
e¡forderlich.

An zwei großen Universitäten mußte festgestellt werden, daß
keine zuverlässigen eigenen Statistiken und Analysen des tat-
sächlichen Studienverlaufs der Absolventen vorlagen und daß die
erforderlichen Prüfungsordnungen erst 1988, die entsprechenden
Studienordnungen noch gar nicht erlassen wurden. Zu lange
Studienzeiten bergen die Gefahr, daß staatliche Hilfsprogramme
wirkungslos verpuffen.

Die Zahl der Studj-erenden an den bayerischen Landesuniversitäten ist vom

Wintersemester (!\,S) 1980/81 nirt I72 402 bis zum WS 1988/89 auf t72 832,

somit auf knapp 154 v.H. des Ausgangssemesters angestiegen. fn einigen
Fächern, so insbesondere im Diplomstudiengang Betriebswirtschaftslehre,
ist ein besonders hohe¡ Studentenzustrom festzustellen: In der Betriebs-
wirtschaftslehre verdreifachte sich vom lrls 1980/81 bis zum hJS 1988/89 so-
wohl die Zahl der Studenten insgesamt (6186 : 18 516) a1s auch die ZahI

der Studienanfänger (1186 : 4009). Die hohe Belastung, der die Universi-
täten durch den starken Studentenandrang ausgesetzt sind, hat zusätzliche
Hilfsprogramme des Staates ausgelöst:

Seit 1980 haben dÍe Universitäten für die besonde¡s belasteten Fächer zu-
sätzliche Stellen und Mittel aus dem Bayer. überlastprogramm (Kap. 15 28

TitGr. 79) erhalten. fm Haushalt 1989 wurde zudem ein Sofortprogramm

wirksam. Ferner sollen weitere Sondermittel aus einem Bund-Länder-Programm

bereitgestellt werden.

Für das Bayer. Überlastprogramm h,urden von 1980 bis einschließIich 1990

insgesant 164 Mio DM bewitligt, davon Mittel für Hilfskräfte- und Sachbe-

darf in Höhe von 38,9 I'lio DM sowie 184 Stellen für wissenschaftliche Mit-
arbeiter und 51 Stellen für nichtwissenschaftliche Mitarbeiter mit einem

Aufwand von rd. 125 Mio DM. Für die Betriebswi¡üschaftsleh¡e wurden den

Uni-versitäten allein aus dem Jahresansatz 1988 30 Stellen für wissen-

27.7
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schaftliche Mita¡beiter mit einem Aufwand von rd. 2,t14ío 0M sowie weitere
Personal- und Sachmittel i¡ Betrag von 490 000 DM zugewiesen.

Der OBH hat 1988 im Hinblick auf den Einsatz zusätzlicher Stellen und

Mittel die Situation im Studiengang Betriebswirtschaftslehre an den urirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultäten der Landesunive¡sitäten untersucht.
Zusätzlich wurden 1989 an den beiden Universitäten Erlangen-Nürnberg und

München Erhebungen zu Studiendauer und Studienverlauf angestellt.

Seit den Erhebungen des ORH hat sich die Situation im Studiengang Betriebs-
wirtschaftslehre j-nsofern verändert, als zum Sommersemester (SS) 1989 ab-

solute Zulassungsbeschränkungen (Auswahlverfahren) eingeführt wurden. Es

werden also nur mehr so viele Studienanfänger zugelassen, a1s es der Auf-
nahmekapazität der Universität entspricht. Vorher waren alle Studienbewer-

ber bundesweit auf die Universitäten verteilt worden (Verteilungsverfah-
ren), auch wenn dadurch die rechnerische Aufnahmekapazität der einzelnen
Universitäten nach der Kapazitätsverordnung (KapVO) überschritten wurde.

Bayern hat überproportj-ona1 viele Studienplätze fû¡ Studierende der Be-

triebswirtschaftslehre zur Verfügung gestellt.

Wenn sich auch das Problem der überlast für Studienanfänger durch die Ein-
führung von Zulassungsbeschränkungen nicht mehr stellen wird, bleiben die
mit den hohen Aufnahmequoten der früheren Semester zusammenhängenden Über-
lasterscheinungen noch so lange für die Situation im Studiengang Betriebs-
wirtschaftslehre bestÍmmend, bis diese Anfängerjahrgänge den Studiengang

durchlaufen haben. Dies wird erst in einigen Jahren der Fall sein. Die

nachstehende ZahlenÜbersicht 1 steltt die nach dem Auswahlverfahren ver-
ringerten strikten Zulassungszahlen für das l,'lS 1989/90 den tatsächlichen
Aufnahmezahlen des U'lS 1988/89 gegenüber.



27.2-1

- 96 -

Zahlenübersicht 1

Universität Studienanfänger
tÁJS 1988/89

Zula ssungszahlen
für Studienanfänger

h,s 1989/90 3)So11 2) fst

Augsburg 1)

Bamberg

Bayreuth

Erlangen-Nbg.

München

Passau

Begensburg

Würzburg

283

165

404

237

248

412

133

548

396

1040

553

531-

665

276

666

340

325

559

327

360

508

304

1) Die Universität Augsburg bot die Ausbildung in einer anderen
Form an und war dahet am bundesweiten Verteilungsverfahren nicht
beteiligt

2) berechnete Aufnahmekapazität laut Mitteilung des Staatsministe-
¡iums fú¡ Wissenschaft und Kunst

3) nach Ëinführung des Auswahlverfahrens festgesetzte Zulassungs-
zahlen gemäß V vom 14.8,1999, GVBÌ 1989 S, 419

Die Überlastung in der Betríebslvirtschaftslehre hat sich in den letzten
Jahren insgesamt und besonders an den universitäten Bayreuth, Erlangen-
NÜrnberg und MÜnchen verschärft und differie¡t zwischen der "günstigsten"
und der höchsten Quote um 100 Prozentpunkte. Die überlast trifft die uni-
versitäten somit in sehr unterschiedlichem Maße. Die nachstehende Zahlen-
Übersicht 2 zeigt fÜr die WS 1986/87 bis 1988/89 die Unterschiede bei der
Überschreitung der rechnerischen Kapazität nach der KapvO durch die Zahl
der tatsächlich zugelassenen Studienanfänger (überlastquote) zwischen den

Landesuniversitäten auf .
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Zahlenûbersicht 2

Universität Überlastquoten der Wintersemester

in v-H-1)

1986/87 7987 188 1988/89

Augsburg 2)

Bamberg

Bayreuth

Erlangen-Nbg.

München

Passau

Begensburg

hlürzburg

roo, o

tzo,0
90,0

80,0

140 ,0

40,0

LzO,0

93,5

170,7

109,1

tlo,t
139,1

35 ,9

76,8

94,0

140,0

157,9

133,8

t13,7
61,9

109,0

1) Iaut I'litteilung des Staatsministe¡iums fûr l,lissenschaft und
Kunst

2) Die Universität Augsburg bot die Ausbildung in einer anderen
Forrn an und war daher am bundesweiten Verteilungsverfahren
nicht beteiligt.

27.2-2 Nach den Feststellungen des OHH haben die Universitäten schon die ihnen
zur VerfÜgung stehenden regulären Bessourcen (Stellen und Mittel) nicht
immer in der Weise eingesetzt, die zur Bewältigung der überlast geboten

erschien.

so bestehen teirweise erhebliche unterschiede in der Berastung durch
Diplomarbeiten zwischen den wirEschaftswissenschaftlichen Lehrstühlen:
Während z.B. an einer Unive¡sität betriebswi-rtschaftliche Lehrstühle in
Zeit¡aum von vier Semestern durchschnittlich sechs bis zehn Diplomarbeiten
je Semester zu betreuen hatten, entfielen auf die vol.kswi-rtschaftlichen
LehrstÜhle dieser Universität nur eine bis höchsùens drei Diplomarbeiten
je semester. Ein mögricher Ausgleich de¡ unterschiedlichen Berastung
unterbrieb; vielmehr wurde die früher einmal vorgenomnene Aufteilung der
sog. Fakultätsstellen unverändert beibehalten.

Auch soweit die übertast zu Engpässen bei der Bereitsterrung der grund-
stãndigen Studienliteratur geführt hat, haben úie universitäten und fnsti-
tuÈe den mit zuneh¡nenden Studentenzahlen steigenden Bedarf an l{ehrfach-
exemplaren bei der Aufteilung der f{ittel für Literaturerwerb zugunsten

anderer P¡ioritäten nicht i¡nmer ausreichend berücksichtigt. wenn die uni-
versitäten 1988 (ohne die Mittel für den Erwerb des Büchergrundbestandes
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von 15,3 Mio DM) fast 25 Mio DM für Literaturbeschaffung aufwenden konn-

ten, so kann nicht anerkannt werden, daß in allen FäIlen erst die Zuwei-
sung zusätzlicher Mittel aus dem Überì-astprogramm die Möglichkeit zum Er-
werb der notwendígen Studienliteratur in Übe¡lastfächern brachte, fnsbe-
sondere hätte bei de¡ Universität München, wo der weit überwiegende Teil
der Mittel fÜr Literaturerwerb den Instituten zur Verfûgung steht, der
studentischen Literaturversorgung stärker Rechnung getragen werden soIlen.

In verschiedenen Fäl1en hat der ORH festgestellt, daß Akademische Räte

auf Lebenszeit wegen sonstiger Dienstaufgaben nur eine verminderte Lehr-
verpflichtung erfülIen und daß - bei einer Universität 2.8.27 von 29 -
Akademische Bäte auf Zett (.jetzt "wissenschaftl. Assistenten") nicht mit
vo11er Lehrleistung eingesetzt werden, während aus dem Überlastprogramm

zusätzliche Stellen für die Lehre bewilligt wurden.

27.2.3 Neben dj-esen Mängeln beim eigenverantwortlichen Einsatz der regulären
Bessourcen der Universitäten wurden aþer auch die Mittel des Überlastpro-
gramms selbst nicht immer effektiv eingesetzt. Sie dürfen innerhalb der
Überlasteten Fächer von den Universitäten nicht nach dem Gießkannenprj.nzip

verteilt werden.

Aus dem Überlastprogramm wurden den Unj.versitäten im Jahr 1988 30 Stellen
für wissenschaftliche Mitarbeiter zugewiesen, für die eine RegeJ.lehrve¡-
pflichtung von acht Semesterwochenstunden festgelegt wurde, Ferner waren

im Überlastprogramm beträchtl-iche Mittel für zusätzliche Lehraufträge ent-
hal-ten. Tatsächlich ste11t aber nicht mehr das Lehrangebot im Hörsaa1,

sondern die Prüfungsbelastung durch Klausuren und Diplomarbeiten sowie

mÜndlichen PrÜfungen den eigenttichen aus der Überlast resultj-erenden Eng-

paß dar. Zur BewäItigung solcher überlastspezifischer Belastungen tragen
zusätzliche wissenschaftliche Mitarbeiter, die Lehrveranstaltungen abzu-

halten haben und Gelegenheit zur Promotion erhalten solLen, nicht im er-
forderlichen Maße bei. Der ORH hat daher darauf hingewiesen, daß im über-
lastprogramm insbesondere Stellen fehlen, die speziell für nicht kapazi-
tätswirksame lehrbezogene Überlastaufgaben (2.8. Korrekturarbeiten) bei
besonders betroffenen Lehrstühlen herangezogen werden können. So können

z,B. KLausurkorrektu¡en nicht nur vom Stammpersonal, sondern auch von zu-
sätzlichen Kräften bewältigt werden.

Nach Ansicht des ORH sollten die Mittel aus dem überlastprogramm nicht
der allgemeinen Kapazitätssteigerung, sondern gezielt dem Abbau de¡ über-
last dienen, wo diese besonders drückend erscheint.
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27.2,4 Das Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst hat inzwischen das Über-

lastprogramm im Hlnblick auf die Bedenken des OBH teilweise korrigierE:

27 -3

So hat es die zusätzlichen Lehrauftragsmittel für den Studiengang Be-

triebswirtschaftslehre um 20 v.H. vermíndert und im Gegenzug die Mitte1
für Korrektur- und sonstige Hilfskräfte erhöht. Auch der Auffassung

des OBH, daß eine vol1e Ausschöpfung del Lehrverpfllchtung des Stammper-

sonals der Fakultäten und Lehrstüh1e Voraussetzung für die Zuweisung zu-

sätzl-icher Stellen für die Lehre sein muß, hat das Staatsministerium zu-

gestimmt und die Landesuniversitäten entsprechend angewiesen.

Zu der Ansicht des OBH, daß ein effektiver Einsatz zusätzlicher Haushalts-
rnj-ttel aus Überlast- und anderen Sonderprograrnmen nur dann gewährleistet
r'rerden kann, wenn die Uni-versitäten selbst nachhaltige Veränderungen der

Belastungsentw:icklung zlischen den Lehrstühl-en und Faku1täten bei der Auf-

beilung der reguJ-ären Bessoulcen stärker al-s bisher berücksichtigen, ver-
tritt das Ministerium eine ableichende Auffassung. Die Universitäten soII-
ten híernach zwar alle Möglichkeiten einei=Umverteilung der Stellen und

Mittel nutzen, diese Möglichkeiten seien aber durch die "fachliche Gesanrt-

struktur, die inte::cliszÍp1inären Zusammenhänge sowie die notwendige Min-

destausstattung der einzelnen Fächer und Lehrstüh1e" stark beschränkt.

DemgegenÜber ist fesbzustellen, daß den Hochschulen j-nzwischen beträcht-
liche Haushaltsmittel fúr' Lehre und Fo¡schung zur Verfügung stehen. Ange-

sichts des unverändert starken Studentenzustroms muß den veränderten Aus-

bildungsbedürfnissen auch bei der inneruniversitären Verbellung de¡ Stel-
l-en und Mittel Rechnung getragen werden. Der 0ßH sieht deshalb hier noch

Defizite bei der inneruniversitären Entscheidungsfindung. So hat auch der

Beirat für llissenschafts- und Hochschulfragen des Staatsminlsters für
Wissenschaft und Kunst in seinen Empfehlungen vom März 1989 zum Ausbau

der Betriebslirtschaftsleh¡e festgehalten, daß sich die "Umwidmung von

Stellen innerhalb der Universitäten als schwierlg und tangwierig erwiesen"

habe (S. 34 a.a.0.), Der ORH häIt es für unerläßlich, daß Abhilfe bei
Überlasterscheinungen nj-cht a11ein von zusätzlichen Mitteln aus neuen Pro-
grammen erh,arbet wird, sondern daß schon auf einen entsprechend gezielten
Einsatz der vorhandenen Bessourcen hingewirkt wird,

Ein effektiver Einsatz zusätzlicher Haushaltsmittel kann jedoch nicht
allein in der Linderung der durch hohe Studentenzahfen bedingten Unzuträg-
lichkeiten im universitären Betrieb gesehen werden. Vielmehr stellt sich
nach Auffassung des OBH in diesem Zusammenhang vor allem auch die Frage,
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ob der verstärkte Mitteleinsatz zu einer dringend erforderlichen Annähe-

rung der tatsächh-chen Studiendauer an den gesetzlj-ch vorgegebenen Rahmen

beitragen kann. Nach dem BayHSchG liegt die Verantwortung für die Gestal-
tung des Studienablaufs und die Sicherstellung des Lehrangebots im Hin-
blick auf die jeweilige Regelstudienzeit bei den Universitäten.1)

27.3.L Untersuchungen des ORH an den bej-den größten Landesuniversitäten Erlangen-
NÜrnberg und MÜnchen haben die - auch vom Wissenschaftsratz) dargestellte -
Erkenntnis bestätigt, daß die Studienzei-ten im Studiengang Betriebswirt-
schaftslehre erheblich von der Regelstudienzeit abweichen. Hervorzuheben

ist, daß - worauf auch das Staatsministerium ausdrücklich hinweist - die
beiden Universitäten die (der Hechtslage entsprechenden) Prüfungsordnungen

erst Ende 1988 in Kraft gesetzt haben. Die Studienordnungen, die zusammen

mit den PrÜfungsordnungen die Einhaltung der Begelstudienzeit fördern
sollen, stehen nach wie vor aus.

Die Hegelstudienzeit fü¡ das Studium der Betriebswirtschaftslehre beträgt
grundsätzlich acht Semester. Nach der Prüfungsordnung gliedert sich der
studiengang in Grundstudium und Hauptstudium von jeweils vie¡ semestern,
wobei das Grundstudium durch die vorprüfung abgeschlossen wird. Eine wei-
tere sachliche Begrenzung der studienzeit ergibt sich aus der Höchstför-
derungsdaue¡ nach dem Bundesausbitdungsförderungsgesetz (BAföG), dj.e

ihrem !,Jesen nach auf durchschnittliche und damit zumutbare Anforderungen
an den studienabschluß abstelrt und für diesen studiengang auf neun se-
mester festgesetzt ist.

Der arntlichen PrÜfungsstatÍstik lassen sich die durchschnittlichen Stu-
dienzeiten (in Fachsemestern) der erfolgreichen Absorventen des studien-
gangs Betriebswirtschaftslehre entnehmen. Danach liegt die Durchschnitts-
studienzeit schon seit langem wesentu.ch über der Begerstudienzei-t und

hat im letzten Jahrzehnt um ein Fachsemester zugenommen. Die nachfolgenden
Zahlenübersichten 3 bis 5 zeigen die Entwícktung im Durchschnitt alre¡
universitäten und an den universitäten Erlangen-Nürnberg und München für
die Prüfungsjahre (WS und folgendes SS) 1983/94 bis 1986/87 auf.

1) vgl. Art.7f Abs. 4 Satz 2, 36 Abs. 2Sâtze 2 und 3 BayHSchG
2) Empfehlungen des Wissenschafts¡ats zu den Perspektiven der Hochschulen in den 90e¡ Jahren,

1988, S. 127 ff.
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Diplomprüfungen der Prüfungsjahre 1983/84 bis 1986/87
Absolventen mít Studiendauer nach Fachsemestern (FS)

und Durchschnittsstudienzeh

Alle Universitãten Zahlenribcrsicht 3

Universitát Erlangen-Nürnberg Zahlenùbersicht 4

FS

I
o

10
'I 

1

12
>12

Summe

Durch-
schnitt

Universitåt Münchenr
HG
l-t--"*l
I schnitt I

Geringfügige Abueichungen in den Konmastellen sind rundungsbedingt.

Quelle: Bayer, Landesant fÛ¡ Statistik und Datenveralbeitung, lilünchen, Prüfungen an den

HochschuLen in Bayern im Prtifungsjahr ...

Zahlcnùbersicht 5

1 983/84
absolut I inv.H.

1 984/85
absolut I inv.H.

1 985/S6
absolut I inv.H.

19e6,/87
absdlut'l in v.H.

5
17
66

105
83
93

114
4,6

.l7,9

28,5
22,5
25.2

11

l9
61
88
71

139

2,4
419

15,7
22,6
18,3
35,7

4
20
76

100
73

108

1,0
5,2

19,9
26,2
19,2
28,3

.2

23
56
94
63

129

0,5
6,3

15,3
25,6
17,2
35- l

369 'I 00 389 100 381 100 36V 100

1 1,7 FS 12 FS 1 1.7 FS 12,,1 FS

FS I 983/84
absolut I inv.H.

1 984/85 t

absolut I in v.H.
1 985/86

absolut I inv.H.
1 986/87

absolut I inv.H.

8
o

10
11

12
>12

24
152
249
254
131
136

2,5
16,1
26,3
26,8
13,8
14,4

25
154
253
247
165
1S9

214
14,9
24,5
23,9
16,O
't 8,3

25
152
325
315
18'l
206

2,1
12,6
27,O
26,2
15,0
17,1

25
160
325
285
205
242

2,O
12,9
26,2
22,9
16,5
19,5

Summe 946 'I 00 1 033 .t o0 1204 too 1242 100

Durch-
schnitt 1 1,4 FS 11,6 FS I 1,6 FS 12 FS

1 983/84
absolut I inv.H.

1 984/85
absolut I inv.H.

1 985/8ô
absolut I in v.H.

1 986/87
absolut I inv.H.

6
37
61
58
30
28

2,7
16,8
27,7
26,4
13,6
't2,7

5
40
60
57
25
26

2,3
18,9
28,2
26,S
'11,7

12,2

4
44
72
65
37
44

1,5
'I 6,5
27,1
24,4
13,9
16,5

6
35
67
67
46
53

2,2
12,8
24,5
24,5
16,8
19,3

220 t00 213 100 266 lo0 274 100

10,8 FS 10,7 FS 11 FS I 1,2 FS
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Die Durchschnittsstudienzeit wird auch durch die ZahI von Absolventen mit
einer überrangen studiendauer (sog'. Bummelstudenten) beeinfLußt. Für über-
legungen zur VerkÜrzung der Studiendauer wesentlicher ist daher die Fest-
stellung, in welcher zeit de¡ überwiegende Teil der Absorventen den stu-
dienabschluß erreicht und in welcher Weise Grundstudium und Hauptstudium
an der studiendauer beteitigt sind. Da die amtliche statistik für die
neueste Entwicklung bis 1988 noch nicht verfügbar war und diese im übrigen
eine ve¡knüpfung der Dj-plomprüfungen mit den entsprechenden vorprüfungen
nicht ermögIicht, hat der ORH diese Daten bei den beiden universitäten
e¡hoben. Hierzu waren Sonderauswertungen der Studenten- und Prüfungsdaten
erforderlich, so daß die Erhebung auf wenige Prüfungstermine beschränkt
we¡den mußte. Die Zahrenübe¡sichten 6 und 7 sterlen das Auswertungsergeb-
nj-s der bej-den Universitäten jeweils für das SS 19BB dar.

Diplomprütung SS 1988
Absolvenlen mit Vor- und Diplomprüfung nach'Fachsemestern (FS)

Universitåt Erlangen-Nürnberg

Univeisitåt München

Zahlenübersicht 6

Zahlenübersicht 7

Geringfûgige Abweichungen in den Kommastellen sind rundungsbedingt.

0uelle: tlnive¡sitäten Erlangen-Nürnberg, München und eigene Berechnungen
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Die Auswertung bestätigt auch fÜr die aktuelle Situation bis SS 1988 den

Trend zu immer Iängeren Studienzeiten: Von den 144 erfolgreichen Teilneh-

mern an der Diplomprüfung im SS 1988 an der Universität Erlangen-NÜrnberg

wurden nur 4,2 v.H. innerhalb von neun Fachsemestern fertig, knapp 40 v.H.

benötigten zehn, aber mehr als die Hä1fte aller Teilnehmer (50,7 v.H.)

zwölf und mehr Fachsemester. Im entsprechenden PrÜfungstermj.n an der Uni-

versität München erreichten von den 197 Teilnehmern gar nur 2,5 v.H. den

AbschLuß Ínnerhalb von neun Fachsemesteln und nu¡ 6,1 v.H. wurden nach

zehn Fachsemestern fertig, aber 72,6 v.H. benötigten zwö1f und mehr Fach-

semester bis zum Abschluß. Für die beiden Universitäten ergibt sich aber

auch, daß in München etwa die Häl-fte und in Erlangen-NÜrnberg knapp 60 v.H.

der Absolventen die Vorprüfung fristgerecht spätestens mit dem 4. Semester

abgelegt hatten. Zugleich zeigt sich jedoch auch, daß trotz einem nach

vj-er Semestern abgeschlossenen Grundstudium offenbar keine Gewähr fÜr

einen ebenso zügigen Verlauf des Hauptstudiums besteht: Von den Studenten

mit rechtzeitiger Vorprüfung schÌossen in Erlangen-Nürnberg und in München

jeweils nur 6 v.H. ih¡ Studium innerhalb de¡ Höchstförderungsdauer (neun

Fachsemester) ab. Welche Gründe dafür ausschlaggebend sind, war bei den

Universitäten nicht feststellbar. !{ie die Zahlen zeigen, war für 40 bis
50 v.H. der Absolventen ein Studienabschluß wenigstens innerhalb der

Höchstförderungsdauer schon deshalb unwahrscheinlich, weil sie die Vor-
prüfung erst im 5. oder einem höheren Fachsemester ablegten und somit das

Hauptstudium hätten verkü¡zen müssen, um doch noch innerhalb von neun

Semestern fertig zu werden. Diese Verzögerungen bei der VorprÜfung lassen

sich nach Auffassung des oBH nicht mit der erst ab dem l¡,lS 1985/86 im

Grundstudium zutage getretenen Überlastung des Studiengangs erklären. Die

in der Erhebung erfaßten Studenten haben nämlich das Grundstudium vor

diesem Einschnitt begonnen.

Ungeachtet der zun Teil schmalen Datenbasis ]äßt sich nach Auffassung des

ORH feststellen, daß an den beiden geprüften Universitäten Erlangen-Nürn-

berg und München nur noch ein verschwindend geringer Anteil der Absolven-

ten im Diplomstudiengang Betriebswirtschaftslehre den StudienabschLuß we-

nigstens innerhalb der Höchstförderungsdauer nach dem BAföG von neun Se-

mestern er¡eicht. Die Begelstudienzeit hat in der Studienpraxis keine Be-

deutung. Für den überwiegenden Teil (in München fast drei Viertel) der

Absolventen ist eine Studiendauer' von zwöl-f und mehr Fachsemestern die

Regel geworden. Ein erheblicher TeiI der Absolventen hat bereits die Vor-
prüfung nicht fristgerecht abgelegt. Die gesetzlichen Ziele, wonach ins-
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besondere ermöglicht werden soll, daß bei geordnetem Studium die Prüfun-
gen innerhalb der Begelstudienzeit abgelegt werden (vgl, Art.36 Abs.2
Satz 3, 71 Abs. 6 Satz 1 BayHSchG), werden jedenfalls weit verfehlt.

27.3.2 Das Staatsministerium bestreitet die statistischen Daten und Feststellun-
gen zur Studiendauer nicht. Die Tatsache der ansteigenden Fachstudiendauer
sei allgemein bekannt. Unter den derzeitigen Studienbedingungen könne

niemand erwarten, daß die Studienzeiten gerade jetzt kürzer werden. De¡
Gesetzgeber strebe zwar ein Studium innerhalb der Begelstudienzeit an und

insbesondere mÜßten die Universitäten das Studienangebot entsprechend
organisieren; andererseits werde den Studenten jedoch ein Freiraum von

vier Semestern belassen, um den der Student die Regelstudienzeit ohne

Rechtfertigungszlvang überschreiten dürfe. Ein Großteil der Studenten

orientiere sich daher bei seine¡ Studienplanung an dieser um vj-er Semester
längeren Zeít. Bei jedem Prüfungstermin werde zudem eine Viel-zahl von

Anträgen auf Verlängerung der Meldefristen (2.8. bregen Krankheit) einge-
reicht. Der nicht unerhebliche Teil der Studenten, die - insbesondere in
Erlangen-NÜrnbetg - das Studium in enger Anlehnung an die Regelstudienzeit
bewältigten, und die gesetzlichen Rahmenbedingungen belegen nach Ansicht
des Staatsministeriums, daß die Studienorganisation einem zügigen Studien-
abschluß grundsätzlich nicht im Wege stehe, daß die Studenten aber auch

nicht gehindert werden könnten, den ihnen e¡öffneten zeitlichen Spielraum
voll auszuschöpfen. Abschließend weist das Staatsministerium darauf hin,
daß die Bedeut'ungslosigkeit der Regelstudienzeit fü¡ dle durchschnittliche
Studiendauer kein spezifisches Problem der beiden geprüften Universitäten
sei, sondern eine bundesweite Erscheinung mit dort teilweise viet schlech-
teren !ìlerten.

27.3.3 Nach Auffassung des OBH genügt es nicht, daß die Studienorganisation an

den Universitäten neinem zügigen Studienabschluß grundsätzlich nicht im

Wege stehtr', !'/enn sich dies in der Studien-Wirklichkeit an den Universi-
täten nur unzureichend niederschtägt. Das Staatsminj.sterium nennt keine
GrÜnde, die es ausschließen würden, daß sich die Universitäten stärker
und gezielter als bisher um die Verwirklichung eines zügigen Studiums bei
der Mehrzahl der Studenten kümmern.

Wie der ORH am Beispiel des gegenwärtig besonders nachgefragten Studien-
gangs Betriebswi¡tschaftslehre an den beiden großen Landesuniversitäten
aufgezeigt hat, reichen die !'lurzeln de¡ eingetretenen Entwicklung in die-
sem studiengang lange zurück; mit erheblichen Zusatzmitteln aus sofort,-,
Sonder- und Überlastprograrnnen soll nunmehr in dieser durch das Ausbteiben
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des vorausgesagten Studentenrückgangs zugespitzten Lage geholfen werden.

Es liegt auf der Hand, daß sich trotz des erheblichen Einsatzes staat-
licher Mittel die Studienbedingungen ve¡schlechtern, wenn die tatsächLiche
Verweildauer der Studierenden an der Universität imme¡ mehr über die de¡

Planung und der berechneten Aufnahmekapazität zugrunde gelegte Hegelstu-

dienzeitl) hinausgeht.

Aus dem Hinweis des Staatsministe¡iums auf die allgemein bekannte Tatsache

des Ansteigens der Fachstudiendauer darf nicht der Sch1uß gezogen werden,

daß es sich um eine bisher und künftig nicht beeinflußbare Entwicklung

handele. Die Feststellung, daß an den beiden größten Landesuniversitäten

die maßgeblichen Prüfungsordnungen, mit denen eine Begelstudienzeit fest-
gelegt worden ist, erst Ende 1988 erlassen wurden, unterstreicht die Aus-

sage des Vrlissenschaftsrats2), daß sich die Hochschufen in der Konzeption

de¡ Studiengänge, in der Auswahl der Studieninhalte sowie in der Organi-
sation des Studien- und Prüfungslvesens nicht hin¡eichend auf die mit der

Hochschulexpansion seit den 70er Jahren veränderten Gegebenheiten einge-
stellt haben; hierin mag auch eine Erklärung für die vom Staatsministe-
rium bescheinígte bundesweite "Bedeutungslosigkeit" der Begelstudienzeit
für die durchschnittliche Studiendauer liegen,

Wenn - wie das Staatsministerium meint - das in den Hochschulgesetzen seit
1973 verankerte Bestreben des Gesetzgebers nach einer Studiendauer inner-
haÌb der Begelstudienzeit deshalb Ieerl.äuft, weil ein Großteil der Studie-
renden nunmehr die Freiräume zur Überschreitung der Regelstudienzeit (um

ímmerhj.n 50 v.H.) ausschöpft, dann steIlt sich um somehr die Frage, ob

die Bereitstellung zusätzlicher Mittel für nübe¡lastete" Studiengänge
allein ausreicht, um ein effektives und im internationalen Wettbewerb er-
folgreiches Ausbildungssystem zu gewährleisten.

Der Zusammenhang zwischen dem durch die Studentenzahlen beeinflußten
Finanzbedarf der Hochschulen und der die Studentenzahlen beeinflussenden
tatsächlichen Studlendauer an den HochschuLen sol]te jedenfalls Anlaß

geben, den Einsatz zusätzlicher Haushaltsmittel in den Hochschulen vor
a1lem mit wj.rksameren inneruniversitären Maßnahmen zur Begrenzung der

Studi.enzeiten zu ve¡knüpfen.

1) vgJ.. $ 10 Abs. 2 S. 2 HßG; Art. 71, Abs. 4 S. 2 EayHSchG 1988 und die entsprechendan
Bestirmungen in den vo¡ausgegsngenen Gesetzen seit 1973

2) a.a.0., S. 150



28

_106_

Überschneidungen der Schichtdienste i-m Stationsbereich der
Universitãtskliniken
(Kap. 15 08, 15 13, 15 18 und 15 20)

Die Schichtdienste des Pflegepersonals j.m stationären Be¡eich
der Universi-tätskliniken weisen zum Teil erhebliche, voneinander
abweichende überschneidungen auf. Der ORH hat angeregt, diese
zeitlichen überlappungen auf das notwendige Maß zu beichränken
und die dadurch freiwerdenden Pflegekräfte dort einzusetzen, wo
sie wegen nicht besetzbarer Stetlen fehlen.

Der ORH hat bei den Kriniken der bayerischen universi.täten im Rahmen

einer Querschnittsprüfung untersucht, in welchem umfang sich die Dienst-
schichten des Pflegepersonals im stationären Bereich zeitlich überschnei-
den. Ziel der untersuchung h,ar es festzusterren, ob auch durch interne
organisatorische Maßnahmen zu einer verbesserung der personellen situa-
tion im Bereich des Pflegedienstes der Universitätskliniken beigetragen
werden kann.

rm Bereich der stationären Krankenpfrege muß die Arbeitszeit des pftege-
personars so über den Arbeitstag und die Arbeitswoche verbeilt werden,
daß den im Tages- und Wochenablauf unterschiedtichen Bedürfnissen der
Patienten nach pflegerischer Betreuung entsprochen wird. um dj-esen Be-
dÜrfnissen Bechnung zu tragen, haben die Universitätskliniken die Dienst-
zeiteinteilung im stationären Pfì.egebereich fast ausschließlich in Form

des schichtdienstes organisiert, wobei jeweils drei schichtzeiten (Früh-,
spät- und Nachtdienst) mit unterschiedricher personeller Besetzung fest-
gelegt wurden. Daneben gibt es in einigen wenigen Bereichen eine soge-

nannte Zwischenschicht.

wie die untersuchung ergeben hat, weisen diese schichtdienste, insbeson-
dere von der Früh- zur spätschicht, zum Teil erhebliche und stark vonein-
ander abweichende zeitu.che überschneidungen auf. so betrug die über-
lappung der personelren Besetzung der F¡üh- und spätschicht zum Zeitpunkt
der Prüfung (Herbst 1988)

- beim Klinikum der Universität Erlangen-Nürnberg zwischen 30 Minuten und

3 Stunden 50 Minuten,

- beim Krinikum GroBhadern der universität München in der Normalpflege
1 Stunde 30 !4inuten und in de¡ fntensivpflege 1 Stunde,

- bei den Innenstadtkli¡iken der Universität Hünchen zwischen 30 Minuten
und 4 Stunden,

28.1

28.2
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- beim Klinikum der Technischen Unive¡sität München in der Norrnalpflege

1 Stunde 15 Minuten und in de¡ Intensivpflege zwischen 30 Minuten und

1 Stunde 30 Minuten,

- beim Klinikum de¡ Universität Würzburg zwischen 30 Minuten und

2 Stunden 30 Minuten.

Selbst in Klinikstationen, die hinsichtlich ihrer medÍzinischen Aufgaben-

stellung, der Arb der pflegerisch zu betreuenden Patienten, der 0rganisa-
tionsform ihrer Pflegedi.enste, der Größe der Stationen und der Personal-
besetzung weitgehend vergleichbar sind, bestanden zum Teil erheblich von-

einander abweichende zeitliche überschneidungen der Früh- und Spätschicht.
Sie betrugen in vergleichbaren Stationen z.B. bei

- den Medizinischen KLiniken der einzelnen Universitäten zwischen 30 Mi-
nuten und 1 Stunde 30 Minuten,

- den Chirurgischen Kliniken zwischen 30 Minuten und 1 Stunde 30 Minuten,

- den Frauenkliniken zwischen 1 Stunde und 2 Stunden 30 Minuten,

- den Neurologischen Kliniken zwischen 30 Minuten und 2 Stunden,

- den Dermatologischen Kliniken zwischen 45 Minuten und 2 Stunden 30 Mi-
nuten,

- den Zahn-, Mund- und Kieferkliniken zwischen 2 Stunden und 4 Stunden,

- den Neurochirurgischen Kliniken zwischen 30 Minuten und 1 Stunde 30 Mi-
nuten.

Nach den Feststellungen des OBH fällt in die überlappungszeit der Früh-
und Spätschicht hauptsächlich die Übergabe der in einer Krankenstation
vorhandenen Patienten vom Personal der übergebenden an die übernehmende

Schicht mit mündlichen Erläuterungen und Ergänzungen zur medizinischen
Dokumentation. Soweit die Übertappungszeiten über 30 Minuten hinausgehen,
werden sie auch mit zusätzlichen Tätigkeiten begründet, die wegen zu knap-
per Personalbesetzung während der Frühschicht nicht erledigt werden kön-
nen (vgl. TNr. 28.3). trlenngleich aufgrund besondere¡ Umstände in Einzet-
fäl-len längere Überlappungszeiten berechtigt sein können, zeigt doch die
Praxis, daß bei den Normal- und Intensivpflegestationen überschneidungen

des Früh- und Spätdienstes von 30 Minuten zur ordnungsgemäßen Abwicktung

afler vom Pflegepersonal in dieser Teit zu erbringenden Tätigkeiten im

allgemeinen ausreichen, So ist im Bereich der Uni-versität t¡lürzburg für den

größten Teil aller Krankenstationen des Klinikums eine überLappungszeit
des F¡üh- und Spätdienstes nur in dieser Höhe festgelegt. Auch bei de¡
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Universität Erlangen kommen einzelne Kliniken mit eine¡ Überschneidung des

Früh- und Spätdienstes von 30 Minuten aus.

Der ORH haÈ diese in der Praxis vorgefundene Mindestdauer von 30 Minuten

zum Vergleich herangezogen und rechnerisch das Gesamtvolumen der diese
Zeitdauer übersteigenden Überlappungszeiten des Früh- und Spätdienstes
ermittelt. Hierbei wurde von der tatsãchlichen Besetzung der Normal- und

der Intensivpflegestationen aller Kliniken und bettenführenden Institute
der bayerischen Universitäten mit geprüftem Pflegepersonal ausgegangen

und ej-n Vergleichszeitraum von vier Wochen bzw. einem Monat im September/

0ktober 1988 zugrunde gelegt. In der Berechnung wurden die Schichtdienst-
überschneidungen je zur Hälfte auf die Pflegekräfte des Früh- und Spät-
dienstes aufgeteilt, um die unterschiedlichen Besetzungsstärken der Früh-
und Spätschicht gleichmäßig zu berücksichtigen. Beim Klinikum Großhadern

wurden wegen der dort teilweise langen Wege zusätz1j-che Zeiten eingerech-
net. Unberücksichtigt blieben dagegen bei allen Kliniken wegen des insge-
sarnü geringeren Ausmaßes die Überschneidungszeiten der Spät- und Nacht-

schicht und der Nacht- und Frühschicht.

Hochgerechnet auf ein volles Jahr ergaben sich
gende Überhänge an Überlappungszeiten der Früh-

densschwestern) :

- für das Klinikum der Universität
Erlangen-Núrnberg

- für das Klinikum de¡ Universität
München

- für das Klinikum der Technischen

Universität München

- für das Klinikum der Universität
t{ûrzburg

Diese Zeiten entsprechen rerûnreri,sctr

- bei der Universitãt Elangen-Nämberg

- bei der llniversitfü llänchen

- bei der Technischen Unive¡sitäË München

- bei d€r thivesitãt lCürzburg

insgesæù

hiernach rechnerisch fol-
und Spätschicht (ohne 0r-

102 850 Stunden,

85 591 Stunden,

38 738 Stunden,

31,377 Stunden.

einem Gesamtvolumen von

61 Pflegekräften
51 Pflegekräften
23 Pflegekräften

'18 Pflegekräften

153 Pflegekräften
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Diese¡ Gesarrtwert erhöht sich rechne¡isch durch die Beduzierung der

l¡rlochenarbeitszeÍt auf 39 bzw. 38,5 Stunden ab 1. April 1989 auf 157 und

ab 1. April 1990 auf 159 Pflegekräfte.

Der OBH sieht angeslchts dieses Ergebnisses eine Möglichkeit, der derzeit
schwierigen personellen Situation im Pflegedienst der Universitätsklini-
ken zu begegnen. So könnten die du¡ch den Abbau von langen überlappungzei-
ten freiwerdenden Kapazitäten zur Verstärkung solcher Dienstschichten
herangezogen werden, die wegen nichtbesetzbarer Stellen personell unte¡-
besetzt sind.

Den Universitäten wurde deshalb empfohlen, die überschneidungen des Früh-

und Spätdienstes im stationären Pflegebereich j-hrer Kliniken regelmäßig

auf 30 Minuten zurückzuführen, sofern nicht besondere Umstände in Einzel-
fä1Ien eine längere Überlappungszeit erfordern. Soweit vereinzelt Ìängere
mittägJ.iche Überlappungszeiten durch die in diese Zeit hineinreichenden
ärztlichen Visiten verursacht sind, wurde angeregt, durch eine entspre-
chende Dienstplanänderung für den Ärztlichen Dienst sicherzustellen, daß

Visiten künftig möglichst außerhalb-der überlappungszeit der F¡üh- und

Spätschicht des Pflegedienstes stl;'lÊfinden. Wegen des großen Einflusses
der Dienstplangestaltung sowohl auf die Qualität der Patientenversorgung
als auch auf den Personalbedarf wurde ferner angetegt zu prüfen, ob in
die Arbeitszeiteinteilung und die Dienstplangestaltung des Pflegedienstes
kÜnftig die Zentralverwaltungen der Universitäten einbezogen werden soll-
ten.

Die Iängeren Überlappungszeiten des Früh- und Spätdienstes wurden - wie
bereits erwähnt - auch damit begründet, daß infolge der ungünstigen Per-
sonalsituation im Pflegebereich und der da¡aus resultierenden verminder-
ten Besetzung der Dienstschichten einzelne in den Krankenstationen anfal-
lende Arbeiten nach Mögtichkeit in die überlappungszeiten der Dienst-
schichten verlegt werden müßten.

Daß gleichwohl die Abwicklung der vom Pflegedienst in der Früh- und Spät-
schicht zu erbringenden Aufgaben auch bei rnanspruchnahne kürzerer über-
lappungszeiten möglich ist, zeigen nj.cht nu¡ die in einer Reihe von Klini-
ken schon bishe¡ festgelegten überlappungszeiten von 30 Minuten, sonde¡n

auch die nunmehr in mehreren Kliniken veranlaßten, zum Teil erheblichen
Reduzierungen dieser überschneidungszeiten.
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So wurde im Be¡eich de¡ Universität t'',Iürzburg, bei der der überwiegende
Teil alle¡ Kliniken ohnehin nur eine überlappungszeit der Früh- und spät-
schicht von 30 Minuten aufweist, nunmehr auch für einen Teir der restri-
chen Kliniken eine Reduzierung der Dienstschj.chtüberschneidungen vorgenom-
men. Diese verminderungen betragen im Einzelfarl - selbst unter Einrech-
nung von wege- und umkreidezeiten - mehr als 1 stunde. Die universität
tdürzburg hat entsprechend den Prüfungsanregungen im übrigen auch den KIi-
nikvorständen empfohlen, die ärztlichen visiten so zu organisieren, daß

sie nicht zu einer Verrängerung der mittäglichen überrappungszeiten des
Pflegedienstes führen.

Soweit im Bereich der Universität Erlangen-Nürnberg die überschneidungen
des Früh- und spätdienstes mehr als 30 Minuten betragen, haben die Krini-
ken die Anregung zur Verminderung der mittägrichen überlappung der Dienst-
schichten unter Hinweis auf den umfang der in dieser zei:t, zu erledigenden
pflegerischen und organisatorischen Tätigkeiten sowj.e der anfallenden t¡,le-

ge- und umkleidezeiten weitgehend abgelehnt. Ej-ne Klinik hä1t jedoch eine
Kürzung der bisherigen überlappungszeit der Früh- und spätschicht von
3 Stunden 20 Minuten auf 1 Stunde zuzügtich lrlegezeiten für vert¡etbar.
Die Lej.tung einer weiteren Krinik hat erklärt, daß sie eine Höchstdauer
der mittäglichen überrappung der Dienstschichten von 30 Minuten für aus-
reichend erachte. sie befürchte aber, daß selbst eine Kürzung der über-
schneidungszeit von bishe¡ 3 stunden 20 Minuten auf 1 stunde 30 Minuten
zu Kündigungen des Personals Anlaß geben könne.

Die Technische Universität München hält bei der derzeitigen Personalaus-
stattung eine Änderung der überlappungszeiten nicht für mögtich. sie be-
absichtigt jedoch, diese Frage zum !. April 1gg0, dem Zeitpunkt der näch-
sten Arbeitszeitve¡kürzung, erneut zu prüfen.

Bei der universität München hat eine Klinik die bisherige mittägliche
schichtdienstüberrappung stark vermindert. Die übrigen Kliniken haLten
wegen des umfangs der in dieser überlappungszeit zu erledigenden pfrege-
rischen und organisatorischen rätigkeiten eine Kürzung nicht für möglich.

Das staatsministerium hat, eingewendet, daß eine arlgemeine Begrenzung der
Überschneidungen der Früh- und Spätschichten auf 30 Minuten nicht durch-
fÜhrbar sei. Es verr¡leist hierzu auf die Notwendigkeit einer eingehenden
und umfassenden Informationsweitergabe vom Pflegepersonal der übergebenden
an die übernehmende Dienstschicht. Hierbei sei bei den Universitätsklini-
ken die Überdurchschnittlich große Zahl an schwer ode¡ mehrfach erk¡ankten
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Patienten, die durchschnittlich kurze verweitdauer der Patienten, die aus

Kapazitätsgründen oft frühzeitige verlegung von Patienten von den rnten-
sivpflege- auf die Allgemeinstationen und die hohe Personalfluktuation
besonders zu berücksichtigen. Außerdem ließe sich inforge der Personar-
knappheit und wegen des teilweisen Fehlens zentraler Dienste nicht immer

vermeiden, daß im Einzelfall auch andere Arbeiten als die Patientenüber-
gabe während der überlappungszeit ausgeführt werden müssen.

Das staatsministerium befürchtet, daß die Bealisj.e¡ung der vorschläge des

ORH, die nach Meinung des Staatsministe¡iums wohl nicht die Zustimmung

der Personalverbretungen finden würden, zu einer erheblichen Minderung

der PflegequaLität führen und den Bemühungen um eine Entlastung des

PfLegepersonals und die Gewinnung ausreichenden Nachwuchses zuwiderlaufen
könne. Auch könnten sich nach Meinung des Staatsministeriums aus einer
Umgestaltung der Dienstpläne des Pflegepersonals in dem vom OBH angereg-
ten Umfang fÜr den Freistaat Bayern als Träger der Universitätskliniken
Haftungsprobleme ergeben, falls díe Krankenhausorganisatíon den Schutz

der Patienten nicht mehr in bestmöglicher hleise gewährleiste.

Nach Auffassung des Staatsministeriums sollten die übe¡schneidungszeiten
jeweils gesondert nach den Verhältnissen der einzelnen Kliníken festgelegt
werden. Von einer Einbeziehung der Zentralverwaltungen der Universitäten
in die Arbeitszeiteinteilung und die Dienstprangestaltung des pflegedien-

stes soIIte abgesehen werden, weir sich die Gestartung der Dienstpräne an

den örtlichen Besonderheiten der jeweitigen Krinik orientiere und die
Zentralverwaltungen der Universitäten mit diesen Gegebenheiten nicht in
ausreichendem Maße vertraut seien.

Hierzu ist zu bemerken, daß bei einer größeren Zahl von Krankenstationen
díe Überschneidung des Früh- und spätdienstes nur 30 Minuten beträgt und

für weitere stationen die überlappungszeit mittrerueile verkü¡zt wu¡de.
unter dem Gesichtspunkt der gebotenen wirtschaftrichen Führung der uni-
versitätskriniken kann es nicht angehen, daß die überlappungszeiten der
Früh- und spätschicht des Pflegepersonals nicht nur bei Ktiniken mit
gleicher medizinischer Aufgabenstellung, sondern selbst in vergleichbaren
Krankenstationen solcher Kliniken landesweit stark voneinander abweichen.

rm übrigen hat der ORH nicht in Abrede gestellt, daß aufgrund besonderer
umstände in Einzelfäl1en eine längere überlappungszeit erforderlich sein
kann.
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Da zu lange Schichtdienstüberschneidungen personeJ-le Kapazitäten binden,

die effektiver eingesetzt werden könnten, erschei.nt es auch im Interesse
der Sicherstellung einer bestmöglichen pflegerischen Versorgung der
Patienten erforderlich, die Überlappungszeiten auf das gebotene Maß

zurÜckzufÜhren. Die Universitäten sollten alle Anstrengungen unternehmen,

um die in zu langen Überlappungszeiten liegenden Personalreserven aufzu-
lösen und die dadurch freiwerdenden Arbeitskräfte z.B. dorb einzusetzen,
wo wegen nicht besetzbarer Stellen Pflegekräfte fehlen.

Unbegründet ist die vereinzelt geäußerte Befürchtung, daß die Anregungen

des ORH als Versuch gewertet werden könnten, die Situation sowohl der
Patientenbetreuung als auch des Pflegepersonals zu verschlechtern. Der
()RH hat vielmehr stets unmißverständlich darauf hingewiesen, daß seine

Empfehlungen nicht auf eine Personaleinsparung abzielen, sondern Personal-
reserven aufzeigen solfen, die effektiver verwendet vrerden könnten. Um

dies zu erreichen, solLten die Zentralverwaltungen der Universitäten und

Übergeordnet wohl auch das Staatsministerium ftir die Schíchtdiensteintei-
lung des Pflegedienstes vergleÍchbarer Kliniken und Krankenstationen zu-
mindest einen einheitlichen Rahmen vorgeben, von dem nur in besonders be-
gründeten Fällen abgegangen werden da¡f.
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c. BAUI.IESEII

Ver¡eidbarer Auñrand bei staatlichen HochbaumaBnal¡æn

Bei zwei vom ORH geprüften Hochbaumaßnahmen sind die Grundsätze
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nicht ausreichend beach-
tet worden. So wurde eine Fußgängerbrücke gebaut, für die auf
absehbare Zeit kein Bedarf besteht. Die Ausgaben hie¡für in Höhe
von 400 000 0l'l hätten zumindest zurückgestellt werden müssen.
Beim Umbau eines Fachhochschulgebäudes hätten 400 000 DM bis
500 000 DM eingespart werden können.

Errichtung einer FuBgãngerbrûcke

(Kap. 15 27 Tít. 722 tl)
29.t

29.t.7. Das Gelände der Unive¡sität Passau erstreckt sich entlang des linken Inn-
ufers vom Innsteg unterhalb des Kleinen Exerzierplatzes zwischen Innprome-
nade und fnnstraße etwa 600 m flußaufwärts.

In Verbindung mit der E¡richtung der Zentratbibliothek und der Mensa mit
Studentenhaus wurde von einer erhöht (hochwasserfrei) liegenden Fußgän-
gerplattfonn aus für über 400 000 DM eine Fußgängerbrücke gebaut, die übe¡
die fnnstraße führt. Dieses Brückenbauwerk solL das UniversiÈätsareal mit
dem nordwestlich der Innstraße höher gelegenen Wohngebiet, vor allem je-
doch mit dem nordöstlich an den Kleinen Exerzierplatz anschließenden
stadtkern von Passau verbinden und daneben die gefahrlose überquerung der
Innstraße ermöglichen.

Die Bauverwaltung b,ar bei der Planung davon ausgegangen, daß die Stadt
Passau anschrießend an die Brücke entsprechende Fußgängerwege anlegen
werde. Es ist jedoch nicht damit zu rechnen, daß dies in absehba¡er Zeit
geschieht. Der Bereich nördlich de¡ rnnstraße ist jedenfalls seit 1g81

vom Geltungsbereich des Bebauungsplanes für die universität abgetrennt.
Nach einer Mitteilung des Landbauamts vom September 1988 befürwortet das

stadtplanungsamt zwar grundsätzlich die Einbeziehung des nördlich der rnn-
straße gelegenen "verflechtungsbereiches" zwischen stafü und universität;
eine WeiterfÜhrung des Höhenweges sei jedoch im Moment nicht du¡chsetzbar.
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Eine Aufnahme in den Bebauungsplan finde
stimmung. Damit lagen und liegen nicht
Voraussetzungen für eine Weiterführung des

im Stadtrat derzeit keine Zu-

einmal die planungsrechtlichen

Fußgängerweges vor.

Gleichwohl hat das Bauamt das Brückenbauwerk im Dezember 1987 e¡richten
lassen. Seit diesem Zeitpunkt überspannt die Fußgängerbrücke zwar die Inn-
straße, sie endet jedoch, ohne daß ein Weg wej-terführt, unvermittelt an

einem Steilhang. Es besteht lediglich eine Verbindung mit Treppenstufen
zur' Innstraße. Ihren Hauptzweck, nämlich die Anbindung der Universität
Über den Hang zu den dort liegenden lrrJohngebieten und zum Stadtkern, kann

die Brücke bisher nicht erfüIlen.

Zwar war das BrÜckenbauwerk be¡eits i.n der Haushaltsunterlage-Bau (HU-Bau)

fÜr die Erschließung des Universitätsgeländes enthaLten und der Bau in
Verbindung mit de¡ Errichtung der vorgenannten Universitätsgebäude geneh-

migt worden. Die Genehmigung ging jedoch davon aus, daß das wej-terführende
ldegenetz geschaffen wird. Da dies aber beim Bau der Brücke nicht absehbar

v',ar und auch weiterhin nicht absehbar ist, hätte die Maßnahme zumindest

so lange zurÜckgestellt werden müssen, bis sich konkrete Anzeichen dafür
ergeben, daß die Brücke ihren Zweck auch tatsächlich erfüllen kann.

29.t.2 Die Verwaltung hat hiergegen im wesentlichen folgendes vorgebracht:

- Für die EntscheÍdung, ob eine Baumaßnahme durchgeführt wird, sei nicht
die Bauverwaltung, sondern das jeweilÍge Staatsministerium zuständig.
Die Emichtung der Fußgängerbrücke sei deshalb vorrangig in der Verant-
v',ortung des Staatsministe¡iums für Wissenschaft und Kunst gelegen.

Hierzu bemerkt der ORH, daß das zuständige Staatsministerium eine einmal
getroffene Entscheidung über eine Baumaßnahme nu¡ dann überprüfen kann,

hrenn es die dafür maßgebenden Umstände kennt. Wenn also die Bauverwal-

tung die Brücke schon nicht in eigener Verantwortung zurückstellen
wolIte, so hätt,e sie zumindest das Staatsministerium über die geänderten

Voraussetzungen unterrichten müssen.

- 0BB und Bauanrt weisen sodann auf die nNotwendigkeit einer besonderen Be-

achtung und Fö¡derung fußIäufiger Verbindungen, u.a. von der Altstadt
über einen neu anzulegenden Hangweg (Höhenweg) r als eine wichtige
städtebauliche Forderung hin, die bereits im 1976 durchgeführten ldeen-
und Bauwettbewerb für die Universität enthalten gewesen sei. Dieses

stäfüebauliche Ziel habe jedoch nur dadurch erreicht werden können, daß
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der Freistaat Bayern die Fußgängerbrücke emichtet und die Stadt Passau

damit in Zugzwang gesetzt habe. Oer Erfolg dieses vorgehens zeige sich
darin, daß in dem zur Zeit in Aufsterlung befindrichen neuen Frächen-
nutzungsplan der stadt Passau die beiden Höhenwege im Anschruß an die
Brücke als öffentliche Fußgängerwege ausgewiesen seien. Die stadt habe

im übrigen erneut ihr rnteresse an dieser Planung gezeigt und die bis-
herige Verzögerung auf Schwierigkeiten beim Grunderwerb zurückgeführt.
Dieses ernsthafte rnteresse habe die stadt auch schon bewiesen, als sie
dem staat beim Erwerb des für den nördlichen Brückenkopf benötigten
Grundstücks l¡ehilflich gewesen sei.

Demgegenüber weist de¡ ORH darauf hin, daß in einem Frächennutzungsplan
die beabsichtigte Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürf-
nissen der Gemeinde ledigrich in den Grundzügen darzustelren ist. Die
Aufnahme der Planung in den Flächennutzungsplan spricht zwar für ein
allgemeines rnteresse der stacjt Passau, sie geht aber über eine vorbe-
reitende Maßnahme nicht hinaus. Die Ausführungen der 0BB und der weitere
Hinweis des Bauamts, daß durch die bauaufsichtliche Zustimmung nach

Art. 86 BayBO dem Bau der Fußgängerbrücke keine rechtlichen Hindernisse
mehr entgegengestanden hätten, können keine Begründung für eine Maßnahme

sein, für welche die tatsächrichen voraussetzungen weder im Zeitpunkt
der Bauausführung bestanden noch heute bestehen.

- schließ1ich hebt die Bauverwartung hervor, daß die Fußgängerbrücke
a1lein schon deshalb dringend notwendig sei, um eine gefahrlose über-
querung der stark frequentierten rnnstraße am Zugang zu den zentralen
Einrichtungen der universität zu ermög1ichen. Die Brücke werde inzwi-
schen seh¡ wohl angenommen, vor aIlem seitdem eine Bushaltestelle unmit-
telbar am nördl-ichen Brückenaufgang angelegt worden sei. Auch die Mög-

lichkeit ej-nes hochwasserfreien übergangs wird ',für eine hinreichende
Begründung der Maßnahme,' gehalten.

Hierzu ist zu beme¡ken:

Nach den FeststelLungen des OBH wird die Brücke wegen der für Fußgänger
weni-g einladenden wegeführung auf der Nordseite der rnnstraße und der
nur Über eine steile Treppe zu überwindenden Höhendifferenz zwischen
straße und Brücke nur wenig benutzt. Viermehr bewegt sich der Fußgänger-
strom auch weiterhin hauptsächlich auf den schon bisher benutzten, sehr
reizvoll angelegten Fußgängertrassen. Der Hinweis der Bauve¡wartung auf
die Hochwasserfreiheit des übergangs geht im übrigen insoweit fehl, als
bei einer Überfrutung der rnnstraße die Benutzung der Brücke nur dann
sinnvoll wäre, wenn das weiterführende lrlegenetz nördlich de¡ Innstraße
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zur Verfügung stünde. Selbst bei Unpassierbarkeit des am fnn entlang
führenden weges im Fal1e eines "normaren" (fünfzehnjährlichen) Hochwas-

sers würden die Fußgänger mit Sicherheit den in relativ geringer Ent-
fernung bereits vorhandenen überdeckten steg und die anschließenden
hochwasserfreien Wege bevorzugen, Dies würde ebenso gelten, wenn bei
einer auch nur teilweise Ûberfluteten fnnstraße die öffentlichen Busse

nicht verkehren könnten.

- Der weiter vorgetragenen Meinung der 0BB, daß ,'so langfristige und

komplexe Planungen wie die Einrichtung einer neuen Universität innerhalb
des bebauten Gebietes einer Stadt nicht ohne wechsetseitige Vorleistun-
gen mög1ich" seien, kann sich der ORH hinsichtU-ch der Fußgängerbrücke

nicht anschließen. Eine Zusage des Staates, das Bauwerk in zeitlichem
Zusammenhang mit der Anlage der Höhenwege zu errichten, hätte zurnal an-
gesichts der kurzen Bauzeit für ej-ne solche Brücke ausreichen müssen.

Die vorgriffsweise Errichtung der Fußgängerbrücke und der damit verbun-
dene hohe Kostenaufwand waren zumindest verfrüht, womög1ích sogar gänz-
lich überflüssig. Das Vorgehen der Bauverwaltung steht damit in deut-
IiChem Widerspruch zu den Grundsätzen der l¡{irtschafttichkeit.

'Ltnbau einer Fachhochschule

(Kap. t5 44 rit. 740 3t)

æ.2.L f,n 'den Jahren 1982 bis 1986 wurde für die Fachhochschule Würzburg-Schwein-

f,urt im Altbau am Sanderring in hlürzburg ei-n durchgreifender Umbau mit ge-

nehmigten Gesamtkosten von 9,6 Mio DM durchgeführt, Der A1tbau stammt aus

dem Jahre 1910.

Bei seiner Prüfung hat der ORH festgestellt, daß bei der Materialwahl und

bei der konstruktiven Ausbildung und Gestaltung verschiedener Bauteile
deutlich von den Grundlagen der Kostenberechnung abgewichen wurde. Die

HU-Bau war vom Bauamt bei diesem Umbau schon detaillierter als bei Neubau-

ten üb1i.ch erstellt worden. So wurden bereits Pläne im Maßstab 1:100
- anstatt im Maßstab I : 200 - gefertigt, wesentliche Leistungen schon

ausfÜhrlich beschrieben und hierfür Einzelkostenberechnungen durchgeführt.
Die genehmigten Gesamtkosten wurden zr^rar um 425 000 DM unterschritten;
hätte sich das Bauamt jedoch an die Vorgaben der HU-Bau gehalten und die
dort vorgesehenen Materialien, Konstruktionen und Bauteile verwendet, so

hätten weitere Einsparungen von 400 000 DM bis 500 000 DM e¡zie1t werden

können.
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Einige Beispiele seien hier aufgezeigt:

Zunächst sollte nur ei.n Teil der arten Kiefernholzfenster durch neue er-
setzt we¡den. Entgegen der in der genehmigten HU-Bau beschriebenen Aus-
führung in Kiefernholz mit Kosten in Höhe von 417 000 DM ließ das Bauamt

alle Fenster erneuern, und zwar in Eichenhotzausführung, vJas 268 000 DM

Mehrkosten zur Folge hatte.

- Für das Herstellen, Liefern und Einbauen von 114 Zimmertüren "nach vor-
handenen Mustern" waren in der genehmigten HU-Bau 300 000 DM enthal-
ten, d.s. etwa 2600 DM je Türe. Tatsächlich kostete jedoch eine Tür im
Durchschnitt 4300 DM. statt der veranschragten 300 000 DM wurden so

490 000 DM (= 53 v.H. mehr) ausgegeben. Zu den hohen Kosten trugen auch

die nach alten Mustern neu gestalteten Messingbeschräge bei; hier waren
je TÜr al1ein fÜr die Drückergarnitur 200 DM und fü¡ die Schonschitder
250 DM aufgewendet worden.

- Bei den zwöIf Treppenhausabschlußtüren in Stahl-Glas-Konstruktion sind
aufgrund der aufwendigen, aus mehreren kleinteiligen Profilen zusammen-

gesetzten Metallrahmenkonstruktion statt der vorgesehenen 40 000 DM

schließLich 104 000 DM aufgewendet worden, was einer Kostenerhöhung um

160 v.H. entspricht.

- In der genehmigten HU-Bau v,,a¡en für die Demontage des vorhandenen
Treppengeränders, für die überarbeitung und den wiedereinbau des Ge-

Iänders sowie fÜr das Montieren eines aus baurechtlichen Gründen not-
wendigen neuen Handraufes Kosten in Höhe von 13 800 DM veranschlagt
worden, Entgegen dieser Festlegung und trotz Einwendungen der Fachhoch-
schure wurde jedoch ein völIig neues Treppengeländer mit Kosten von

70 000 DM eingebaut. Auch hier beruhen die hohen Kosten ganz wesentlich
auf de¡ aufwendigen konstruktiven und gestarterischen Ausbildung des

neuen Gelände¡s.

Nach Auffassung des ORH hat das Bauamt in diesem Fa1l zu wenig auf die
wirtschaftliche und sparsame verwendung von Haushaltsmittern geachtet.
Abgesehen davon, daß die Gestaltungsqualität nicht wesentlich beeinträch-
tigt worden wäre, brenn sich das BauarnE an die von ihm in der beschriebenen
Form vorgelegte und so auch genehmigte HU-Bau geharten hätte, wäre ange-
sichts der dringend anstehenden hohen rnvestitj.onen gerade im Fachhoch-
schulbereich ein wirtschaftlicheres vorgehen angebracht gebresen.
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29.2.2 Das Bauamt hat j.n seiner Entgegnung generell auf seine Verpflichtung zu

"besonders sorgfältiger Planung und Durchführung" des Vorhabens angesichts
des vorgefundenen hohen Baustandards des Altbaues hingewiesen. Zu den auf-
gezeigten Beispielen hat es im einzelnen ausgeführt:

- Bei den Fenstern habe man sich aufgrund der Erfahrungen im Bauunterhalt
fÜr das dauerhaftere Eichenhotz entschieden. Auch um die histo¡ischen
Proportionen der Fenster bewahren zu können, habe man bei den firigranen
Konstruktionen das stabilere Eichenholz dem Kiefernholz vorgezogen.

- Bei den Türen hätten handelsübriche Türblätter und profilrose Bekrei-
dungen "Ín keiner l¡'leise mit den gestarterischen, historischen Vorgaben
in Übereinstimmung" gebracht werden können. Deshalb hätten gegliederte
Fürrungstüren verwendet werden müssen. Bei den Beschlägen hätten im

übrigen "lediglich die unbedeutend höheren Materialkosten" eingespart
werden können; wo es mögrich war, habe man ohnehin nur vermesslngte bzw.

messingfarbene Türbänder verwendet -

- Die Konstruktion der Treppenhausabschlußtüren sei "bewußt einfach gehal-
ten", die damaligen Treppenhausabschlüsse seien wesentlich kleinteili-
ger ausgeführt gewesen.

- Nach eingehenden untersuchungen sei man zu dem Ergebnis gekommen, daß

die wiedervervendung des alten Treppengeländers teurer gekommen wäre

a1s die dann ausgeführte Konstruktion.

rnsgesant ist das Bauant der Meinung, es wöre t'unvertretbar gewesen, den

Standa¡d der Ausstattung noch weiter zu dezimieren".

Hierzu ist festzustellen:

Die vom Bauamt vorgebrachten GrÜnde für die Abweichungen mußten im wesent-
lichen schon während der Vorbereitungen der Maßnahmen erkennbar sein, über
unabweisbar aufwendigere Leistungen hätte dann mit entsprechenden Begrün-
dungen bereits in der HU-Bau entschieden werden müssen. Dies gilt um so

mehr, als das Bauamt in seiner stellungnahme serbst von seiner "verpflich-
tung zu besonders sorgfältiger Planung .,. des vorhabens" spricht. so aber
entsteht der Eind¡uck, daß sich das Bauarît erst im Laufe der Bauausführung
angesichts beträctrlicher Einsparungen an anderen stetlen zu den besagten
aufwendigeren Bauausführungen entschlossen hat. Die Hinweise der 0BB, daß

die heute geltenden Normen und Regeln der Technik weitaus höhere und damit
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kostspieligere Ansprüche an Fenster und Türen stellen als zur Erbauungs-

zeit, daß die Treppengeländer und Treppenhausabschlüsse anstelle der frü-
he¡en Holzkonstruktionen aus feuerschutztechnischen Gründen als Stahlkon-
struktion ausgeführt werden mußten, gehen insoweit feht, als dies vom Bau-

amt bereits bei der Aufstellung der HU-Bau zu klären war.

Auch die vom Bauamt angeführte Begründung für den hohen Gestaltungsaufwand

kann nicht unwidersprochen bleiben:

Die Abweichungen b,ären zumindest zum großen Teil nicht unbedingt erforder-
lich gewesen, um die Maßnahme "wirtschaftlich und technisch zweckmäßig"

(vgI. BLBau) herzustellen. So wären zur Erreichung einer "Mindestidenti-
tät' (so das Landbauamt) des Gebäudes auch einfachere Konstruktionen und

Materialien ausreichend gevresen, z.B. bei den Türen, bei den Treppenhaus-

abschlüssen und den Treppengeländern.

æ.2-3 Die 0BB ist in ihre¡ Stellungnahme ausführlich auf die "Angemessenheit der

Detailgestaltung" - nicht nur des Gebäudes der FHS frJürzburg, sondern gene-

re1I bei denkmalwürdigen Gebäuden - eingegangen. Sie weist darauf hin, daß

das nach einem Entwurf von Dipt.-Ing. Gablonsky 1908 - 1910 errichtete Ge-

bäude entsprechend seiner baulichen Qualität ein Zeitdokument sei, dessen

Charakteristikum vor allem in einer handwerklich besonders soliden Ausfüh-

rung liege. Beim Umbau und bei der Sanierung dieses im letzten Krieg
schu,er beschädigten und danach nur notdürftig wieder aufgebauten Gebäudes

hätten diese Fakten berücksichtigt werden r¡ässen. Die Ausbildung der De-

tails hatte deshalb soweit wie möglich in Anlehnung an den Entwurf von

Gablonsky zu erfolgen. Die Wirtschaftlichkeit der Gesanrtmaßnahme sieht, die
0BB im vorliegenden Fall dadurch gegeben, daß "der Umbau und die Sanierung

insgesamt bei Verwendung solider Materialien und Ausführung einwandfreier
Konstruktionen ... durchgeführt (und) insgesanrt Einsparungen von rd.
425 000 DM gegenüber den vom Landbag genehmigten Kosten erzielt" worden

seien.

Dieser Argumentation vermag de¡ ORH nicht zu folgen:

Zum einen muß die Vertlendung :solider Materialien und die Ausführung ein-
lvandfreier Konstruktionen als selbstverständliche Grundvoraussetzung für
die Durchfûhrung staatlicher Baumaßnahmen angesehen werden, zum anderen

wird dem Grundsatz der þJirtschaftlichkeit nicht allein schon dadurch ent-
sprochen, daß eine Maßnahme im Rahmen der genehmigrten Kosten bleibt.
Grundsätzlichen Bedenken begegnet die Stettungnahme der 0BB aber vor allem
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insoweit, ars sie schlechthin für die vörlige wiederherstelrung der ge-
stalterischen und handwerklichen Qualität eines denkmalgeschützten Gebäu-

des eintritt, sei es in der Rekonstruktj-on verlorengegangener originaler
substanz oder Neuschaffung in einer diese¡ Quarität adäquaten Form. Der

G¡undsatz der lrlirtschaftlichkeit und Sparsamkeit wilrde mißachtet, woIlte
man in a1I diesen Fällen die frühere Qualität ohne sachU.che Notwendi.gkeit
bis in die kleinsten Details wiederherstellen.

Die jahrerangen Erfahrungen, die der ORH bei der Prüfung der pranung und

Durchführung staatlicher Bauten gewonnen hat, zeigen, daß qualitätvol1e
Gestaltung auch mit verÈretbarem Aufwand erzielt werden kann. Diese Fest-
stellung schrießt wertvorre, schützenswe¡te historische Bauwerke ein, ohne

daß dort ein verlust an "Mindestidentität" beklagt werden müßte. wir sehen

vielmehr häufig, daß bei umbauten und sanierungen denkmalgeschützter Ge-

bäude in den Fä1Ìen, in denen die Erhattung oder die Rekonstruktion aIler
alten Bauteile nicht von vornherein unbestreitbares denkmalpflegerisches
E¡fordernis ist, die Bauänrter es durchaus für vertretbar halten, neue Bau-

teiIe, neue Konstruktionen bewußt schlichter als das Originar zu gestal-
ten; zum einen, weil sie dies gestarte¡isch für eine gute Lösungsmögrich-
keit harten, zum anderen aber auch in dem Bemühen, gerade bei mit öffent-
lichen Mitteln finanzisrten Gebäuden dem Grundsatz der Wi-rtschaftlichkeit
und sparsamkeit zu entsprechen. Der ORH würde es bedauern, wenn diese Be-
trachtungsweise bei den Bauä¡ntern künftig einer Einstellung weichen würde,

die hohe Gestaltungsqualität in jedem Fall mit hohem finanziellen Aufwand
gleichsetzt. De¡ ORH eri¡nert in diesem Zusammenhang an die von der 0BB

selbst den Regierungen und Bauãrrtern im Jahr 1g81 gegebenen Hinweise, wo-

nach auf "komplizierte Kqnsbruktionen, teuere oder wenig erprobte ve¡fah-
ren und Materialien .., grundsätzlich zu verzictren" ist, "um auñr¡endige
Planungen und kostenträcffiige Bauweisen zu ve¡tindernn.

Ffuurq fu nictrtstastlichen ]bchbaus
(Kap. 05 03 Tit. 893 71, Kap. 13 10 Tit. 883 11 ff., BB7 11, 899 71)

Die schwerpunktmäßige Prûfung der bestirunungsmäßigen und wi-rt-
schaftlichen Vertrendung staatlicher Fõ¡dermittel bei nicfrstaat-
Iichen Hschbaumaßnafu¡en führte j¡ Jahr 1988 zu einer Kürzung vqn
Fö¡denritteln i¡ Htitle von 5,8 Hio 0M.

litzul&sige hefruqg

Bei ei¡em nach de¡r KllG geförde¡ten Krankenhaus, das zugleich akademisches

L€futrar*enta.is fi¡r eine Universiüät ist, wurde eine I'lutzfläche von 80 mz

xt.1
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zvrej.mal voll- gefördert. weil es sich hier um eine Nutzfräche für das Lehr-
krankenhaus handelte, hatte das damals zuständige Staatsministerium für
Unterr'ícht und Kultus dem Krankenhausträger dafür über die Universj.tät
einen Betrag von 385 000 DM zugewiesen. Dennoch hatte der Krankenhausträ-
ger dieselben Kosten zwei Jahre später im Verwendungsnachweis für die För-
derung nach dem KHG noch einmal geltend gemacht. Die Begierung hatte bei
der Prüfung des Verwendungsnachhreises diesen Betrag nicht abgesetzt.

Der ORH hat bei seiner Prüfung die unzulässige Doppelförderung beanstan-
det. Darüber hinaus wa¡en noch weitere Kosten in Höhe von 115 000 DM dop-
pelt im Verwendungsnachweis enthalten und auch doppelt gefördert worden.

Aufgrund der Feststellungen des OBH hat die Regierung den schlußbescheid
geändert und den Förderbetrag um 500 000 DM gekürzt. Oer Krankenhausträger
hat den Betrag inzwischen zurückgezahlt.

Fehlerhafte Ermittlungen der zuwendungsfãhigen Hauptnutzflãche

Bei Hochbaumaßnahmen, die nach dem FAG gefördert werden, werden die zuwen-

dungsfähigen Kosten meist als Kostenpauschale festgelegt. Diese wird nach

der zuwendungsfähigen Hauptnutzfläche (ZHI{F) und dem Kostenrichtwer! be-
rechnet. Der richtigen Ermittrung der ZHNF komrnt daher eine besondere Be-
deutung zu. hlir haben dabei wiederholt Fehler festgestellt.

30.2.1 Beim Erweiterungsbau fü¡ eine Berufsschule braren die zuwendungsfähigen

Kosten nach einer ZHNF von 472O n2 be¡echnet worden. Der ORH stellte fest,
daß diese Fl-äche fehle¡haft ermittelt worden war. Sie wurde daraufhin von

der Begierung noch einmal überprüft und auf 44ZO n2 berichtigt.

Die zuwendungsfähigen Kosten minderten sich dadurch um 1,2 Mio DM, was zu

einer KÜrzung der Zuwendung um 780 000 DM führbe. 0b dieser Betrag aller-
dings vom Schulträge:: zurückgezahlt werden muß, ist noch offen, weil der
ORH außerdem festgestellt hat, daß die Regierung die Kosten für zwei ge-
nehmigte Umbauvorhaben im Bestand zu Unrecht aus der Förderung ausge-

schlossen hatte. Der Vorgang ist insoweit noch nicht abgeschlossen.

30.2.2 Bei einem Schulzentrum war die ZHNF von zwei Gebäuden um insgesarnt 202 m2

zu hoch errechnet worden. Die zuwendungsfähigen Kosten waren deshalb um

insgesamt 660 000 DM zu vermindern und die Zuwendung um 400 000 DM zu kür-
zen. Die KÜrzung wird mit den noch ausstehenden Restzuwendungen ve¡rechnet,
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30.2.3 Bej- der PrÜfung eines anderen Schulzefitrums hat der ORH allerdings auch

festgestellt, daß die Regierung die zuwendungsfähigen Kosten zuungunsten
des Schulträgers festgetegt hatte. Sie hatte di-e Flächenanteile von !'land-
nj.schen fÜr Einbauschränke, Garderobe und lrlaschbecken nicht in der ZHNF

berÜcksichtigt, obwohl sie nach DIN 277 zur Hauptnutzfläche gehören.

rnsgesamt wu¡den dadurch 46 mz zu unrecht nicht gefördert, was einer zu-
wendungsfähigen Kostensumme von 140 000 DM entspricht. Die dem schulträger
zustehende Zuwendung erhöhte sich so um 74 000 DM.

30.3 Nicht genetunigter vorzeitiger Baubeginn

Mit dem Neubau eines Gymnasiums war vorzeitig begonnen worden, ohne daß

die dafü¡ erforde¡Iiche Genehmigung vorgelegen hatte. Erst fünf Monate

später wurde der vorzeitige Baubeginn genehmigt. Zu diesem Zeitpunkt war
die Bohrpfahlgründung bereits fertiggestellt.

Zuwendungen zur Projektförderung dÜrfen nur für solche Vorhaben bewilligt
werden, die noch nicht begonnen worden sind. Dagegen wurde verstoßen. Ars
förderrechtliche Konsequenz beabsichtigt die Regierung, die Kosten für die
Bohrpfahlgründung von der Förderung auszuschließen.

Dies wird die zuwendungsfähigen Kosten um 800 000 DM und die Zuwendung um

450 000 DM mindern.

Fõrderung nicht zuuendungsfãhiger Kosten

Ein Schulverband hatte eine neue Volksschule mit Sportstätten errichtet.
Bereits die PrÜfung des Vervendungsnachweises durch die Vert¡altung hatte
zu einer Minderung der zuwendungsfähigen Kosten um 1 Mio DM geführt.
Die anschließende Prüfung du¡ch ein staatriches Rechnungsprüfungsamt er-
gab, daß weitere nicht zuwendungsfähige Kosten von 1,1 Mio 0M zu unrecht
in die Förderung einbezogen worden h,aren, und zwar

- Baukosten eines Hausmeisterwohnhauses

- Kosten für Erschließung, bewegliche Einrichtung,
Gartenanlagen sowie für änderungs- und Reparatur-
arbeiten

- Baunebenkosten für die pauschal geförderte Tu¡nhalle

- Sonstiges

30.4

288 000 DM

507 000 0M

155 000 DM

150 000 DM
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Soweit Zuwendungen für nicht zuwendungsfähige Kosten gewährt worden ì^,aren,

wurden die Bewilligungsbescheide zurückgenommen, Die P¡üfung führte so zu

einer Kürzung der Zuwendungen um rd. 600 000 DM.

Abveichungen von den genehnigten Plãnen

Bei einer Sonderschule, deten Baukosten voll- vom Staat zu ersetzen !úaren,
war abweichend von der genehmigten Planung u.a. eine 100 mz große Ter¡asse
unterkellert worden, wodurch ein zusätzliches Bauvolumen von 340 m3 ent-
stand.

Aufgrund der Prüfungsmitteilungen hat die verwaltung unter Einbeziehung
weiterer Feststellungen des ORH einen Betrag von 300 000 DM vom schulträ-
ger zurÜckgefordert. Dieser hat hiergegen widerspruch erhoben, über den

noch nicht entschieden ist.

De¡ ORH hat auch bei anderen Maßnahmen nicht- genehmigte Planungsänderungen

festgestellt, die zu einer nachträglichen Erhöhung der staatlichen Förde¡-
mittel führten. Bei der verwaltungsprüfung brieb dies in vielen Fällen
ohne förderrechtl-iche Konsequenzen. Er hat deshalb vorgeschlagen, grund-
sätzliche Begelungen für die förde¡¡echtliche Behandlung von Kostensteige-
rungen (Nachförderungen) zu treffen, wie das für Zuwendungen zu wasserwirt-
schaftlichen Vorhaben bereits geschehen ist.

Die Verwaltung hat die Frage nunmehr - im wesenttichen nach den Vorster-
lungen des ORH - geregelt.

Bei den beispierhaft aufgeführten Maßnahmen zeigte die Rechnungsprüfung
die unzulässige verwendung staatricher Fördermittel in Höhe von 3,b Mio DM

auf. Die Beanstandungsquote war aber auch bei den übrigen geprüften Maß-

nahmen hoch. fnsgesant fÜhrten die P¡ûfungen des OBH und der staatl.ichen
BechnungsprÜfungsämter im Jahr 1988 zu einer Kürzung von Förde¡mitteln in
Höhe von 5,8 Mio DM.



31

- 124

Zureisungen ztr l.ffierhaltung der GemeindestraBen
(Kap. 13 10 Tit. 653 21)

Zahlreiche Gemeinden erhielten Ín den vergangenen Jahren vom
Staat zu hohe St¡aßenunterhaltungszuschüsse, weil ihre Be-
standsverzeichnisse fehlerhaft vúaren, Ko¡rekturen könnten zu
einer Verrninderung dieser Zuschüsse führen und Umschichtungen
bei den St¡aßenbaumitteln erleichtern.

Die kreisangehörigen Gemeinden, die nicht am ört,lichen Aufkommen der
KrafÈfahrzeugsteuer beteiligt sind, erhalten nach Maßgabe der Bestands-
verzeichnisse staatliche Zuschüsse nach Art. 13 b Abs. 2 satz 1 FAG in
Höhe von derzeit jäbrlich 2100 DM je (vorlen) Kilometer für ihre Gemein-

destraßen; die ZuschÜsse sind in erster Linie für die Straßenunterhaltung
bestimnrt. rm Jahr 1988 reistete de¡ F¡eistaat Bayern hierfür 154 Mio DM.

31.1

Díe Bestandsverzeichnisse werden nach Art. 3 Abs. 2 BaystrwG für Gemein-

destraßen von den Gemeinden geführt , und sind bei veränderungen fortzu-
sch¡eiben.

3I-2 Bei Stichprobeh i¡ ganz Eayern haben die Bechnungsprüfungsärnter festge-
ste1lt, daß in vielen Gemeinden die Bestandsverzeichnisse fehLerhaft bzw.

nicht auf neuem Stand hraren. Auch wurde ArE. 46 Nr. 1 BayStrWG nicht immer

beactret, wonach nur solche St¡aßen als Gemeindeverbindungsstraßen ein-
zustufen sind, die "den nachbarlichen Verkehr der Gemeinden oder der Ge-

meindeteile unterei¡ander oder deren Verbindung mit anderen Verkehrswegen

verrnitteln". Deshalb stir¡rten die angegebenen Straßenlängen mit den tat-
sächlichen und rectrIichen VerhäItnissen vielfach nicht überein.

Hierzu folgende Beispiel-e:

- In mehreren FãILen wurden StraBen i.n das Bestandsverzeichni-s aufgenom-
EÍ, obwohl tie Grundvoraussstzungen hierfür fehtten. So enden manche

diesgr StraBen, ohne daß sie Gemeinden oder Gemeindeteile verbinden, als
Feld- und Walduege.

- fn ande¡en Fã'llen Iäßt der Ausbauzustand ein Befahren z.B. mit Pkw ni¡ht
Ttt, so daß ¿iia fÍlr rlie Ei¡stufung als Gs¡eindeverbindungssÈraße erfor-
de¡Iiche Verkelrsbedeutung nicht vorliegt; z.T. handelt es sich tm Erd-
Ege ohne thehaltungs- und ¡¡¡rtsú.+ipnsthetreuung.

- Hictr selten ist auch úie Benutzung heschränkt z.B. auf Anlieger, land-
und forstwi¡tschaftlichen Verkehr, FuBgänger oder Radfahrer.
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Einige Gemeinden r/\,aren sich der falschen Einstufung durchaus bewußt,

hatten sie jedoch nicht geändert. Im übrigen v',urden die Einstufungskri-
terien vielfach unterschiedlich interpretiert, vilas zu einer landesweit

uneinheitlichen Praxis führte.

Unstimmigkeiten ergaben sich auch im Zusammenhang mit Flurbereinigungs-
verfahren, b,enn Gemeindestraßen im Flurbereinigungsplan aIs öffentliche
Feld- und Waldwege ausgewiesen wurden und damit beim Ausbau die bei Ge-

mej-ndestraßen erforderliche Kostenbeteiligung der Gemeinde entfiel.

Auf der Grundlage dieser Stichprobenerhebungen hat der ORH die zuständi-
gen Staatsministerien der Finanzen und des Innern gebeten zu veranlassen,

daß die Geneinden ihre Bestandsverzeichnisse aktualisieren. Dabei solLte
auch eine landesweit einheitliche Einstufung in Straßenklassen entspre-

chend den Begelungen des BayStrù'lG angestrebt h/erden.

Das Staatsministerium der Finanzen hat derr¡entsprechend die Begierungen im

JuIi 1989 gebeten, bei der Gewährung von Straßenunterhaltungszuschüssen

in Zukunft verstärkt darauf zu achten, daf', die von den Gemeinden gemelde-

ten Straßenlängen mit den tatsächlichen Verhältnissen übereinstimmen. Es

hat durch Schreíben vom 24.8.1988 und erneut vom 5.7.1989 die Begierungen

angewiesen, zuviel gezahlte Unterhaltungszuschüsse zurückzufordern. Auf

Anregung des ORH hat es Vorkehrungen getroffen, um den damit verbundenen

Verwaltungsaufwand in G¡enzen zu halten.

Das Staatsministerium des Innern hat aIs 0berste Straßenaufsichtsbehörde
mit Schreiben vom 13.10.1989 seinerseits die Regierungen und Kreisverwal-
tungsbehörden erneut gebeten, auf eine richtige und vollständlge Führung

der Bestandsverzeichnisse hinzuwirken und darüber hinaus künftig ver-
stärkt auf ej-ne sachgerechte Einstufung von Gemeindeve¡bindungsstraßen zu

achten.

Die Rechnungsprüfungsämte¡ haben knapp 10 v.H. de¡ Gemeindestraßen über-
prüft und festgestellt, daß die den Zuschússen zugrunde gelegte Straßen-

1änge in diesen Fällen insgesamt um mehr als 5 v.H. zu hoch angegeben war.

Landesweit hochgerechnet, ergeben sich daraus schon für ein Jah¡ Fehlzah-

lungen von etwa I Mio DM. Die vom ORH verlangte Berichtigung der Bemes-

sungsgrundlagen führt allerdings zu kej-nen Einsparungen im Staatshaushalt,
weil die MÍtteI nach dem derzeitigen System des Finanzausgleichs dem

sog. LandratsarrÈkontingent zuwachsen und damit letztlich doch wieder in
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den Gemeindestraßenbau fließen. Tendenzierr führt dies dazu, daß die
Diskrepanz zwischen dem Ausbauzustand der Kommúnal- und der Staatsstraßen
weite¡ zunimmt.

Der ORH erinnert in diesem Zusammenhang an seine wiederhoLt geäußerte Auf-
fassung, wonach das ungteichgewicht, in der Verteirung des Aufkommens aus

der Kraftfahrzeugsteuer zwischen dem Staat und den Kommunen einer Revision
bedürfte (v91. Jahresberichte 1987 TNr. 32 und 19BB TNr. 3S.2).
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TII. UN]ERSUCHUNGEN ZUR WIRTSCHAFTLICHKEIT DER IîITTELBEHURDEN

Allgemeines

Der Landtag hat den OBH mit Beschluß vom 5. Februar 1985 (Drucksache

10/5941) gebeten, sich gutachtlich zur Wirtschaftlichkeit der Mittel-
behörden zu äußern; dabei sollte vor allem der tatsächliche Personalbedarf

unter Berücksíchtigung der Möglichkeiten geprüft werden, die einen Auf-
gabenabbau zulassen.

Der OBH hat in den letzten Jahren über das Ergebnls seiner Untersuchungen

- bei den Bezirksfinanzdirek'Eionen (OBH-Bericht 1986 TNr. 13),

- dem Landesverso¡gungsamt (OBH-Bericht 1988 TNr. 23),

- den Oberforstdirektionen (0BH-Bericht 1986 TNr. 14, 0BH-Bericht 1988

TNr. 45) und

- den Begierungen (ORH-Bericht 1986 TNr. 14, ORH-Bericht 1987 TNrn, 13

bis 20, ORH-Bericht 1988 TNrn. 37 bis 44)

bericht,et. Ferner hat der ORH im Rahmen seiner turnusmäßigen Prüfungen bei
den Präsidien der Landespolizei deren 0rganisation sowie die Aufgabenver-

teilung zwischen den Präsidien und den Direktionen untersucht. Diese Prü-
fungen haben ergeben, daß von EinzelfäLlen abgesehen, solvohl die Ent-
scheidungen über die innere Organisation der P¡äsidien, die das Staats-
ministeriun bei der Neuorganisation der Polizei in den Jahren 1975 bis
1979 getroffen hat, als auch die Aufgabenabgrenzung auf den verschiedenen

Ebenen der Landespolizei nicht in Frage gestellt werden können; dabei hat
der ORH die Entscheidung, daß sieben Präsidien und 32 Direktionen er-
richtet wurden, zugrunde gelegt. taleitergeführb werden noch die Unter-
suchungen über die Ahndung der Verkehrsordnungswidrigkeiten, die teilweise
bei den Präsidien, teilweise bei den Direktionen der Landespolizei und

teilweise bei.m Polizeiverwaltungsarnt bearbeitet werden. Hierzu wird sich
der OBH voraussichtlich in sei.nem nächsten Jah¡esbericht äußern.
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Im Übrigen waren im Zeitpunkt des letzten Berichts die Untersuchungen bei
den Oberfinanzdirektionen sowie in den Bereichen "verkehrswesen'r und ',so-
ziale Aufgaben" der Regierungen noch nicht beendet. über das Ergebnis die-
ser untersuchungen wird unter TNr. 33 bis 35 berichtet. Damit sind aus

der Sicht des OBH die Unte¡suchungen zur Wirtschaftlichkeit der Mittetbe-
hörden gemäß dem Beschluß des Bayer. Landtags vom S. Februar 1985 abge-
schlossen. Sie haben insgesamt erhebtiche Personal- und Stellenreserven
aufgezeigt. Diese vúaren im wesentlichen darauf zurückzuführen, daß die
Verwaltungsorganisation nicht imme¡ den veränderten Aufgaben und Erforder-
nissen angepaßt und Rationalisierungsmögtichkeiten nicht ausreichend er-
kannt und wahrgenommen wo¡den sind. Oer ORH hat wege zu einem wirtschaft-
licheren Personal- und Mitteleinsatz sowie zu verbesserungen im verwal-
tungsablauf aufgezeigt. Es erscheint aber geboten, daß die verwaJ.tung

selbst laufend und verstärkt organisatorische Verbesserungsmöglichkeiten

untersucht. Dies sehen auch die 0rganisationsrichtlinien der Staatsregie-
rung vom 26. Juni 1984 vor.
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A. R e g i e r u n g e n

Sachgebiete 310 bis 312 - Verkeh¡swesen

Bei den Sachgebieten 310 bis 312 bestehen bei einzelnen Fegie-
rungen Personalüberhänge; außerdem ist Personal unterwertig ein-
gesetzt. Mindestens vier Stellen können eingespart und acht
Stellen abgeschÍchtet werden.

33.1 Aufgaben

33.2

Die Sachgebiete 310 der Begierungen (Verkehrssachgebiete), bei der Be-

gierung von 0berbayern ferner die Sachgebiete 311 und 372, nehmen Aufgaben

aus den Geschäftsbereichen der Staatsministerien für Wlrtschaft und Verkehr

und des Innern wahr. AIs höhere Landesverkeh¡sbehörden haben si-e erstin-
stanzliche und aufsichtliche Zuständigkei'ben insbesondere für die Bereiche

St¡aßenverkehrsrecht, Personen- und Güterkraftverkehrsrecht sowie Schienen-

verkehr. Die Aufsicht Über private Versicherungsunternehmen von geringerer
wirtschaftlicher Bedeutung sind der Regierung von 0berbayern für die Regie-

rungsbezirke 0berbayern, Niederbayern, 0berpfalz und Schwaben sowie der
Regierung von Mittelfranken für die Regierungsbezirke Mittetfranken, Ober-
franken und Unterfranken übertragen. Landesweit zuständig ist díe Regierung

der Oberpfalz für die Fahrschulüberwachung, die Hegierung von Oberbayern

für die Fahrlehrerprüfung.

Zur Erfü11ung dieser Aufgaben b/ar im Erhebungszeitraum 7987 folgendes
Personal (einschließIich Sachgebietsleiter) eingesetzt:

Zahlenübersicht 1

Begierungen OB NB 0Pf 0Fr MFr UFr Schw Summe

Beschäftigte 30,2 6,1 10,0 7rO 10,6 8,9 11, 5 84,3

Personalbemessung

Der OBH hat die den Verkehrssachgebieten

Schwierlgkeit unterschiedtichen Aufgaben in 13

für jede Regierung hierzu die entsprechenden

obliegenden, nach Aft und

Fallgruppen aufbereitet und

Fallzahlen, Bestandszahlen
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und Jahresarbeitszeitanteile erhoben. AIs Bezugsgröße für die Personal-be-

messung wurde für jede Fallgruppe der Durchschnitt der drei Regierungen

mit den jeweils niedrigsten Arbeitszeitanteilen ermittelt; die so errech-
neten Werte wurden zum Ausgleich individueller Zufälligkeiten sowie der
zwischenzeitlich eingetretenen Arbeitszeitverkürzung um 20 v.H. zugunsten

der Verwaltung korrigie¡t. Zusätzlich wurden konk¡et faßbare Besonderhei-
ten berùcksichtigt.

A1s Ergebni-s wurden der Verwaltung, die bisher über keine konkreten per-

sonalbemessungsgrundlagen verfügte, einfach zu handhabende Meßzahlen für
die einzelnen Fallgruppen vorgeschlagen, gegen die sie keine Einwendungen

geäußerb hat.

Auf dieser Grundlage errechneten sich - mit Ausnahme der Begierung von

Niederbayern - Personalüberhänge, die in der Zahlenübersicht 2 dargestellt
sind.

Zahlenübersicht 2

ìegierungen OB NB 0Pf 0Fr MFr UFr Schw Summe

rechnerischer
Personaltiberhang 0,3 - 0,9 L,3 0,9 1,6 0,9 2,7 6,6

Bei der Wertung dieses Ergebnisses ist - worauf auch die Verwaltung in
ihre¡ Stel-lungnahme hinweist - zu berücksíchtigen, daß die mej-sten Bearbei-
ter viel-fältige Tätigkeiten mit Unterschíeden nach Schwierigkeitsgrad und

Zeitaufwand zu bewältigen haben und deshalb geringe Differenzen, die sich
bei einzelnen Fallgruppen ergeben, nicht ohne weiteres zu ej¡em tatsächlich
abbaubaren Personalüberhang aufsummierÈ werden können. Aus diesem Grund

hält der ORH nur einen Personalabbau um je eine SteIIe bei den Regierungen

der Oberpfalz und von Mittelfranken und un zwei Stellen bei der Begierung

von Schwaben fÜr geboten. fm übrigen verbleiben gewj-sse Personalreserven,
mit denen eventuelle Aufgabenmehrungen aufgefangen werden können.

Pe.rsq¡aleinsatrz nach Larfralnrgnppn

33.3.1 Bei drei Begierungen sind außer den Sachgebietsleitern keine weiteren
Beamben des höheren Dienstes eingesebzù- Der OBH haË deshalb vorgeschlagen,
bei den Übrigen Regierungen die zusätzlichen SteILen des höheren Dienstes
in Stellen des gehobenen llienstes abzuschichten.
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Hiergegen wenden sich die Staatsministerien fü¡ Wirtschaft und Verkehr und

des Innern mit der Begründung, die Sachgebietsleiter wären bereits durch

die Mitgliedschaft in Ausschüssen und Nahve¡kehrskommissionen, durch die
Mitwirkung beim Aufbau von Verkehrskooperationen und bei der Verkehrspla-

nung sowíe der Durchführung von Planfeststellungsverfahren mit umfangrei-

chen Anhörungsterminen zeitlich nicht mehr in der Lage, sämtliche schwie-

rigen Angelegenheiten a1lein zu bewältigen. Vielmehr seien zusätzliche

Beamte des höheren Dienstes erforderlich, da der BÜrger heute sensibler
auf staatliche Entscheidungen reagiere. Die damit gestiegene Beschwerde-

häufigkej-t erfordere in zunehmendem Maße schwierige rechtliche Beurteilun-
gen. Durch die Abschichtung von Beamten des höheren Dienstes wÜrde zum

einen der wachsende Anspruch des Bürgers auf bÜrgernahe Verwaltung in
einem unangemessenen Maße eingeschränkt, zum anderen die verkehrspoli-
tische Zielsetzung der Staatsregierung nach einer Verbesserung der Ver-

kehrssituation auf Dauer in Frage gestellt.

Der ORH hält grundsätzlich an seine¡ Auffassung fest, da die Verkehrssach-

gebiete vergleichbale Aufgaberr haben und di::¡æ bei drei Regierungen ohne

zusätzU.chen höheren Dienst bewältigt werden. Konkrete Sonderumstände, die

den verstärkten Einsatz des höheren Dienstes bei den anderen Regierungen

rechtfertigen könnten, liegen nicht vor. Allenfalls erscheint es vertret-
bar, bei der Begierung von Oberbayern wegen der komplexen Aufgaben im Bal-
Ìungsraum München neben den Sachgebietsleitern - für sämtliche Verkeh¡s-

sachgebj.ete zusammen - einen Beamten des höheren Dj-enstes für Tätigkeiten
herausgehobenen Schwierigkeitsgrades zu beschäftigen. Dabei ist zu beden-

ken, daß dorb bereits durch die Aufteilung in drei SachgebÍete gegenüber

den anderen Regierungen erhebliche Spezi-alisierungs- und Bationalisie-
rungsvorteile gegeben sind.

Der OBH hält es dahe¡ für geboten, insgesamt fünf Stellen des höheren

Dienstes in Stellen des gehobenen Dienstes abzuschichten, und zwa¡ bei den

Regierungen von 0berbayern, Mittelf¡anken und Schwaben jeweils eine und

bei der Begierung von Unterfranken zwei.

Die Regierung von Unterfranken hat mitgeteilt,
der Anregung des ORH jedenfalls eine Stelle
schichten.

33.3.2 fm Sachgebiet 310 der Begierung von Schwaben

anderen Regierungen - keine Beschäftigten des

setzÈ. Dem ORH erscheint deshalb eine weitere
len des gehobenen Dienstes erforderlich.

sie beabsichtige, aufgrund

des höheren Dienstes abzu-

sind - im Gegensatz zu den

mittleren Dienstes einge-

Abschichtung von drei Stel-
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34 Abteilungen 6 - Soziate Angelegenheiten

Bei den Sozialabteilungen der Regierungen wurden Personalüber-
hänge (neun Stellen) festgestellt; außerdem war Personal (sieben
Stellen) unterwertig eingesetzt.

34.1, Aufgaben

Die Abteilungen 6 nehmen in der Mittetstufe die Aufgaben aus dem Ge-

schäftsbereich des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung wahr,
soweit sie nicht sonderbehö¡den wie beispiersweise dem Landesverso¡gungs-
amt zugewiesen sind. sie bestehen im wesentlichen aus den sachgebieten

- 600, 601 1) soziarhilfe, Jugendhilfe und andere soziare Angelegenheiten

Ha uptfürsorgestelle

Lastenausgleich und F1üchtlingswesen

Der Personalstand der Abteil-ungen 6 ist von 1980 bis L986 nahezu gleichge-
blieben und hat sich von insgesamt 301 Bediensteten am 1. Januar 1987 auf
316 Bedienstete am 1. Januar 1989 erhöht.

Der ORH hat die Abteilungen 6 auf der Basis der Fallzahlen, Bestandszahlen
und Jahresarbeitszeitanteile für das Jahr 1986 untersucht. Bei der ab-
schließenden Auswerbung blieben die sachgebiete 630 (am 1. Januar 19g9

79,5 Bedienstete) außer Betracht, da für die Lastenausgreichsverwaltung 2)

eine gesonderte Prüfung vorgesehen ist und im Arbeitsgebiet Flüchtlings-
wesen und Asylbewerber zwischenzeitlich so wesentliche Veränderungen ein-
getreten sind, daß eine Beurteitung aufgrund der erhobenen Daten von 1gg6

keine realistischen Ergebnisse mehr erwarten 1äßt.

Nicht in die untersuchung einbezogen wurden die bei den Begierungen von

0berbayern und Mittelfranken konzentrierten Aufgaben der Begierungen als
Oberversicherungsämter, weil sich der OBH hierzu bereits in seinem Bericht
1978 rNr. 37 geäußert hat und mit den in diesem Bereich anfalrenden Auf-
gaben im wesentlichen jeweils nur ein Beamter des gehobenen Dienstes be-
faßt ist.

1) nur bei der Regierung von 0berbayern
2) vgl. oRH-Bericht 1984 TN¡. 27

- 610

- 630
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Personalbemessung

De¡ ORH hat - wie bei den Sachgebieten 310 bis 312 (v91. TNr. 33) - die

den Sachgebieten 600, 601 und 610 obliegenden, nach Art und Schwierigkeit

unterschiedtichen Aufgaben in Fallgruppen aufbereitet und für jede Regie-

rung hierzu die entsprechenden Fa1lzahlen, Bestandszahlen und Jahresar-

beitszeitanteile erhoben. AIs Bezugsgröße fÜ¡ die Personalbemessung wurde

für jede Fallgruppe der Durchschnitt der drei Regierungen mit den jeweils

niedrigsten Arbeitszeltanteilen ermittelt; die so errechneten Werte wurden

zum Ausgleich individueller Zufälligkeiten sowie der zwischenzeitlich ein-
getretenen Arbej.tszeitverkürzung um 20 v.H. zugunsten der Verwaltung kor-

rigiert. Zusätzlich wu¡den konkret faßba¡e Besonderheiten berücksichtigt.

Auf dieser Grundlage errechneten sich - mit Ausnahme bei den Regierungen

von Oberbayern und von Schwaben - Personalüberhänge, die in de¡ Zahlen-

übersicht 1 dargestellt sind.

Zahlenübersicht 1

Begierungen OB t8 0Pf 0Fr llFr UFr Sctu Sume

SG 600 und 601

SG 610

1,0

- 1'5

1,0

0,5

3,5 1r5

1r0

0,5

1,5

1,0

1,0

0,5

- 0,5

9,0

2rO

rechnerischer Personal-
überhang - 0,5 1,5 3,5 215 2,O 2rO tl,t

Bei der Wertung dieses Ergebnisses ist - worauf auch die Verwaltung in
ihrer Stellungnahme hinweist - zu berücksichtigen, daß die meisten Bear-

beiter vielfäItige Tätigkeiten mit Unterschieden nach Schlvierigkeitsgrad

und Zeitaufwand zu bewältigen haben und deshalb gerlnge Differenzen, die

sich bei einzelnen Fallgruppen ergeben, nicht ohne weiteres zu einem tat-
sächlich abbaubaren Personalüberhang aufsummiert v,,erden können. Aus diesem

Grunde hält der ORH nur folgenden Stellenabbau für geboten:

Zah1enübersicht 2

Regiertngen tß 0Pf 0Fr llFr IJFr S¡-nne

Stellen 1,0 3,0 2r0 1r5 1,5 9,0
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34.2.2 Die Untersuchung ergab ferner, daß beÍ
Anzahl Stellen des gehobenen Dienstes
abgeschichtet werden können:

einigen Begierungen in folgender
in solche des nrittleren Dienstes

Zahlenübersictr 3

Begiertngen (E ilB (Pf llFr Sclw Sum

SG 600 und 601

SG 610

1r5

1,5

0,5

0,5 1,0

0,5

0,5

0,5

1,0

3,0

4,5

Summe 3,0 1,0 1,0 1,0 1,5 7,5

34.3 Stellungnatnre der Vervaltung

Das Staatsmj.nisterium für Arbeit und Sozialordnung hat im Prüfungsschrift-
wechsel Einwendungen gegen die Untersuchungsmethode erhoben. Darüber hin-
aus macht es geltend, daß nach 1986 für die Sachgebiete 610 folgende Auf-
gabenmehrungen eingetreten seien:

- hresentliche tinderung des Schwerbehindertengesetzes,

- neue Ausgleichsabgabenverordnung,

- Ve¡stärkung der Beratungstätigkeit.

Insgesamt könnten eventuelle Einsparungsmöglichkeiten in einzelnen Berei-
chen der Abteilungen 6 nicht zu Personar¡eduzierungen führen, sondern
müßten zur Verstärkung r-iberbelasteter Bereiche (2.8. Früchtlingshresen,
Heimaufsicht) ven¡endst h¡erden.

Das staatsministerium des rnne¡n hat die Ansicffi, vertreten, daß die unter-
suchungsergehnisse i¡ Hinbtick auf die Aufgabenentwicklung seit 1gg6 nur
noch bedingt aussagefähig seien. Es beabsicfüige, die personalausstattung

der geprÜften Sachgebiete i¡r Benehmen mit dem Staatsministerium für Arbeit
und sozj¡lordnung zu überprtifen und in diese prüfung auch die Frage des
geforderten Stellenabbaus und der Abschictrung von Stellen einzubeziehen.

Der ORH hat den ursprünglichen Ei¡wendungen zur Untersuchungsmethode durch
entsprechende Korrekturfakto¡en (vgr. TNr. 34.2.L) Bechnung getragen. Er
verkennt im übrigen nicffi, daß zrrischenzeitlich linderungen eingetreten
sind, die eine zusãtzliche A¡heitsbelastung zur Forge haben können. Zu-
nächst ist aber davon auszugehen, daß aufgrund der bei der prüfung vorge-
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fundenen Verhältnisse neun Stellen eingespart und mindestens sieben SüeI-

len des gehobenen Dienstes in solche des mittleren Dienstes abgeschÍchtet

werden können (vgI. Zah1enübersichten 2 und 3). Sollte durch die von der

Verwaltung auf der Grundlage der 0rganisationsrichtlinien der Staatsregie-

rung durchgeführte 0rganisationsuntersuchung (v91. auch TNr. 32) konkret

nachgewiesen werden können, daß wegen neuer Aufgaben zusätzliches oder

höhertlertiges Personal benötigt wird, muß nach Auffassung des ORH hierfür
jedenfalls das aufgezeigte Einsparungspotential in Anspruch genommen

werden.
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B. 0be rf i nanzdirekt i onen

Bei den Obe¡finanzdirektionen München und Nürnberg entspricht die
Personalausstattung in den meisten Aufgabengebieten dem Bedarf.
In Teilbereichen sind jedoch noch Personaleinsparungen möglich.
Der OBH häIt es für geboten, jedenfalls 55 Stellen abzubauen, die
ganz überwiegend die Ve¡t¡altungsdienste betreffen. Das Staats-
ministerium der Finanzen teilt insoweit die Auffassung des ORH.

Die laufenden Bationalisierungsbemühungen der 0berfinanzdirek-
tionen sol-Iten mehr noch als bisher durch eigene 0rgani-sations-
untersuchungen untsrstÜtzt werden.

35.1 Stellung und Funktion der Oberfinanzdirektionen in der Vervaltung

Gemäß $ I des Finanzverwaltungsgesetzes leiten die 0berfinanzdirektionen
die Finanzverwaltung des Bundes und. des Landes in ihren Bezirken. Die

0be¡finanzdirektionen München und Nürnberg sind zugleich Bundes- und

Landesfinanzbehörden. Entsprechend sind bei den beiden 0berfinanzdirek-
tionen Bundes- und Landesabteilungen eingerichtet, und zwar

- als Bundesafü,eilungen

. die Zo11- und Verbrauchsteuerabteilung und

. die Eundesvermögensabrteilung,

- als Landesabrteilungen

. die Besitz- und Verkehrsteueratreilung und

. die Landesvermögens- und Bauabteilung.

Die Landesabteilungen der Oberfinanzdirektionen München und Nürnberg sind

aIs tlittelbehörden der Landesfinanzverwaltung dem Bayer. Staatsministerium

der Finanzen nachgeordnet.

Der Bezi¡k der Oberfinanzdi¡ektion München umfaßt die Begierungsbezi-rke

Oberbayern, Niederbayern und Schwaben,

der Bezirk der Oberfinanzdirektion Nürnberg umfaßt die Begierungsbezirke

Oberpfalz, Oberfranken, I'littelfranken und Unterfranken.

Die Untersuchungen des OflH bezogen sich nur auf die Landesabteilungen der

0berfi¡a nzdi¡ektionen .
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35.2 Aufgaben derLandesabteilungen

35.2.1 Besitz- und Verkeh¡steuerabteilung

Die Besitz- und Verkehrsteuerabteilungen der 0berfinanzdirektionen (0FD)

MÜnchen und NÛrnberg leiten a1s Behörden de¡ staatlichen Mittetinstanz die
Durchführung der Aufgaben, für deren Erledigung die Finanzämter, die
Landesfinanzschule Bayern und die Ämter für Verteidigungslasten zuständig
sind. Aufgabenschwerpunkte bilden dabei die fachti-che und allgemeine Be-

hö¡denaufsicht Über die nachgeordneten Behörden sowie die Personalangele-
genheiten dieser Behörden einschließIich der Aus- und Fortbildung.

Im einzelnen sind nachgeordnet:

Zahlenübersicht 1

OFD l.lünchen OFD Nùrnberg

Finanzämter

Finanzamtsaußenstellen

zusammen

Ämter für Verteidigungs-
lasten
Aus- und Fortbildungs-
stätten

47

t2
36

15

59

t

L

51

2

t

Ferner sind der jeweiligen Abteilung Steuer entsprechend dem Finanzverwal-
tungsgesetz die Organisation sowie die Haushalts- und Personalangelegen-
heiten auch der Landesvermögens- und Bauabteilung und der nachgeordneten

Behörden übertragen.

35.2.2 Landesve¡mögens- und Bauabteilung

Die Landesvermögens- und Bauabteilungen der 0FDen München und Nürnberg
gliedern sich in die Bereiche Vermögensverwaltung und Bauaufgaben. Die
vermögensverwaltung umfaßt die verwaltung des den OFDen und den nachgeord-
neten Behörden dienenden Vermögens und des der Bundeszollverwaltung über-
lassenen Landesvermögens. Die Bauaufgaben umfassen die Landesbaumaßnahmen

des Einzelpl-ans 06 - Finanzverwaltung. Durch Vervaltungsabkonrmen ist den

Landesbauabteilungen auch die lrlahrnehmung der Bauaufgaben des Bundes (ein-
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schließlich Bundesanstalten, NAT0 und Stationj-erungsstreitkräfte) über-
tragen. Dieser Aufgabenbereich macht den weit überwiegenden Teil der Auf-
gaben der Landesvermögens- und Bauabteilung aus. Der Bund erstattet dem

Land die dafür anfallenden Personal- und Sachkosten.

Der OFD MÜnchen sind acht, der OFD Nürnberg sind sechs Finanzbauämter nach-
geordnet.

35.2.3 VorprûfungssÈellen

35.3

Den Besitz- und Verkehrsteuerabteilungen sowie den Landesvermögens- und

Bauabteilungen sind jeweils Vorprüfungsstellen zugeordnet. Diesen Stelfen
obliegt die Vorprüfung derjenigen Bundesej-nnahmen und -ausgaben, die von

den OFDen bzw. deren nachgeordneten Behörden als Landesbehörden angeordnet

werden.

0rganisationsaufbau der Landesatreilungen

Die Landesabteilungen der OFDen sind in Gruppen, diese wiederum in Refe-

rate untergliedert. Die Referate für Verteidigungslasten, die Vorprüfungs-
stellen und die 0berfinanzkassen sind dem jeweiligen Leiter de¡ zuständi-
gen Landesabteilung unmittelbar unterstellt.

fm Zeitpunkt der Untersuchungen durch den OBH waren die Landesabteilungen

wie folgt gegliedert:

Zahlenübersicht 2

OFD l{änclæn OFD f{ärnberg

Abteilung Steusr

Gruppen

Beferate

Refe¡at für Verteidigungslasten
Vorpnifungsstelle
0berfinanzkasse

Landesveruõgens- ud BanabteiJlng

Gruppen

Referate

VorprüfungsstelJ.e

4

19

L

t
7

3

t3

t

4

18

t
L

I

3

t2
1
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Oie Anzahl der Gruppen und Referate

München und Nürnberg erscheint im

Bundesländern ausgewogen. Gleichwohl

Landesvermögens- und Bauabtellungen

durch Zusammenfassung von Aufgaben zu

Grundlagen der Untersuchung

in den Landesabteilungen der 0FDen

Vergleich zu den 0FDen in anderen

hat der OFH abe¡ angeregt, in den

der beiden OFDen die 0rganisation
straffen.

Die von den 0FDen als Aufsichts- und Koordinierungsinstanz zu erledigenden

Aufgaben erfordern in weÍten Bereichen vom eingesetzten Personal ein
großes Maß an konzeptioneller Tätigkeit. Die meisten dieser Tätigkeiten
eignen sich, da sie nicht exakt meßbar sind, nur bedingt für die bei

0rganisationsprüfungen üblichen Untersuchungstechniken, die hauptsächlich

auf die Ermì.ttlung des Personalbedarfs zur Erledigung gleichförmiger,
gleichartiger und regelmäßig wiederkehrender Verwaltungsaufgaben zuge-

schnitten sind, wie z.B. die Ermittlung von Fallzahlen, durchschnittlichen
Bearbeitungszeiten u.ä.

Meß- oder Bichtzahlen bzw. allgemein güttige Normen für den Personalein-

satz waren nur für wenige Aufgabenbereiche vorzufinden. Die OFDen haben

auch bisher nur selten von sich aus den Personalbedarf systematisch ermit-
telt. Der ORH hat daher, soweit möglich, Tätigkeitsantelle und Fallzahlen
anhand von Erhebungsbogen erfaßt und den Personaleinsatz in erster Linie
auf der Basis von unmittelbaren Vergleichen der 0FDen München und Nürnberg

zueinander geprüft. Die unterschiedliche 0rganisationsstruktur, Besonder-

heiten der einzelnen Aufgabenbereiche, Schwierigkeitsgrad der zu bea¡bei-
tenden RechtsfäLle, Fluktuation des Personals, erkennbare Aufgabenentwick-

lung sowie Verwaltungs- und Prüfungserfahrungen wurden dabei berücksich-

tigt. Für Tätigkej-ten wie Beratung und Auskunft gegenüber nachgeordneten

Behörden etc. mußten im allgemeinen geschätzte Zeitangaben hingenommen

werden, die irn Quervergleich jedoch auch wíeder auf Plausibilität geprüft

werden konnten.

Der ORH hat die Ergebnisse seiner Untersuchungen mit den 0FDen mündlich

und schriftlich erörte¡t.
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Besitz- und Verkehrsteuerabteilung (Abteilung Steuer)

35.5.1 Personalentyicklung

Die Zahr der in den Abteirungen steuer der 0FDen München und Nürnberg
beschäftigten Dienstkräfte hat sich im letzten Jahrzehnt wie forgt ent-
wickelt:1)

Zahlenübersicht 3

0F0 1979 1981 19&t 198s 1987 1988

München

Nürnberg

34r
316

345

318

369

319

363

310

355

298

350

287

ínsgesamt 657 663 688 673 653 637

Trotz steigender Aufgabenbelastung und stärkerer Komplizierung des steuer-
rechts ist das PersonaL in den beiden 0FDen insgesarnt ¡elativ konstant
geblieben.

Das den Steuerabteilungen fachlich nachgeordnete Personal (berechnet in
Vollzeitk¡äften) stellte sich Anfang 19BB wie folgt dar:

OFD München rd. 11 000

0F0 Nürnberg rd. 7 900

0rientiert an diesen Zahren beträgt das Verhältnis des personars der OFD-

Abteilungen Steue¡ zum Gesa¡rtpersonal der nachgeordneten Behörden etwa
1 : 31 bei der OFD München und 1 : 27 beí der OFD Nürnberg.

Seit 1983 ist vornehmlich aufgrund von automationsgestützten Rationalisie-
rungsmaßnahmen i¡ verschiedenen Aufgabenbereichen (2.8. Personalvertraltung,
KassenprÜfung, Schreibdienst) ein kontinuierlicher Personalabbau festzu-
stellen. Durch Aufgabenumsetzung (s. TNr. 3s.5.2) und als Forge der unter-
suchung dr¡rch den ORH ve¡rninderte sich der Pe¡sonalstand der Steuerabtei-

1) leilzeitbeschãfBigte si¡ú in Bructrteilen gezãh1t.



lungen seit, 1988 weiter.
1989 wie folgt dar:
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So stellte sich die Personalausstattung am 1. Mai

Zahlenûbe¡sicht 4

35.5.2 StellenaussttBtung

Der SteLlenplan für die Abteilungen Steuer de¡ 0FDen (Kap. 06 04) umfaßte

im Haushaltsplan 1988 insgesanrt 723 Stellen; davon sind der OFD München

396 und der OFD Nürnberg 327 Stellen zugeteilt.

Im Haushaltsplan 1989/1990 'wu¡den die Stellen gegenüber dem Haushalt 1988

um 43 reduziert; eine Stelle wurde eingespart und 42 Stellen wurden umge-

setzt.

Die Stellenumsetzungen beruhen überwiegend auf dem Übergang von Aufgaben

der Besoldung und des Tarifwesens auf die Bezirksfinanzdirektionen
(Bezügeneuorganisation) .

Nach Auffassung des OBH kann das festgesetzte StelLenkontingent im

Hinblick auf den seit Untersuchungsbeginn vollzogenen Personalabbau

(s. TNr. 35.5.1) und aufgrund der gebotenen weiteren Personaleinsparungen

über die Beduzierungen im Haushaltsplan 1989/1990 hinaus nochmals ve¡rnin-

dert werden.

35.5.3 Vcùe¡nerkung zu den Vervaltungsbereichen

Die typischen. Verwaltungsaufgaben zur Auf¡echterhaltung des inneren Dienst-
betriebs sind bei beiden 0FDen vornehmlich den in der Gruppe 1 de¡ Abtei-
lung Steuer angesiedelten Beferaten für Organisation, Personal, Haushalts-
und Beschaffungswesen, Aus- und Fortbildung sowie fü¡ Automation übertra-
gen. Administrationsaufgaben werden aber auch von den Präsidialbüros de¡

Oherfinanzpräsidenten wahrgenomnen. Die Verwaltung der Dienstgebäude der
OFDen ist jeweils einem Referat der Abteilung LVB übertragen.

OFD Diens¡tkrãfte

München

Nürnberg

329

278

insgesamt 607
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35.5.4 Innere Di-enste

Das mit den ínneren Diensten beauftragte Personal ist verschiedenen Ver-
waltungsreferaten zugeordnet. Eine Übereinstinrmende Organisation der bei-
den 0FDen besteht nicht. So ist beispieLsweise die für beide Landesabtei-
lungen arbeitende zentrale Sch¡eibkanzlei der OFD Nürnberg dem Präsidial-
büro eingegliedert, während die OFD Mûnchen für jede der Landesabteilungen

eine eigene zeÍtrale Schreibkanzlei unterhäIt.

Ausgewählte Aufgabenbereiche der inneren Dienste der OFDen waren im Bahmen

der Mittelbehördenprüfung bereits Gegenstand einer allgemeinen Quer-
schnittsuntersuchung (v91. 0RH-Be¡icht 1986 TNr. !4.2.2't. Aufgrund der
seinerzeitigen Feststellungen hatte die OFD München in Einzelbereichen,
insbesondere i¡ Sch¡eibdienst, Untersuchungen für die Personalbemessung in
die trrlege geleitet (s.a. TNr. 35.5.4 Buchstabe a). Deren Ergebnis hat de¡
ORH in die Untersuchung der OFDen einbezogen.

Bemerkungen zu Einzelbereichen:

a) Schrei.bdi-enste

Die Sch¡eibarbeiten fûr die Landesabteilungen erledigen in Schreibkanz-
leien sowie auf sogenannten Mischarbeitsplätzen eingesetzte Oienstkräfte.
fm Zeitpunkt der Erhebungen durch den ORH waren eingesetzt:

Zahlenübersicht 5

(FD i[irrchen ffD ilärnbecg

Schreibkräfte i¡ zentralen
bzw. dezenÈralen Kanzleien

Arbeitsanteile der auf lli-sch-
arbeitsplätzen eingesertden
Schreibkräfte

24,O

23,5

30,0

5,0

insgesart 47,5 35,0

Die OFD l,lüncherr hõü i.o Jatr 1f187 eine Schrei-bdienstuntersuchung durchge-

fúhrt, deren ErgebnÍ.s kurz nach Beginn der E¡hebungen des OBH vorlag. Ins-
besondere organisaüor-ische ltlaßnalmen (stärkere Zentra'lisierurg der Sch¡eib-
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kräfte) ergaben als Besu1tat, daß ú. 14 Kräfte eingespart werden können.

Nach entsprechender Beduzierung des Schreibpersonals beläuft sich das Ver-

häItnis Schreibkräfte zu Diktatberechtigten bei der OFD München auf 1 : 9,

Bei Anlegung der von der OFD München e¡arbeiteten Meßgrößen errechnet sich

für die OFD Nürnberg nach der Zahl der Diktatberectrigten ein Bedarf von

30 Schreibkräften.

Die OFD Nürnberg wurde auf die danach möglichen Personaleinsparungen hin-
gewiesen. Sie hat daraufhin den Schreibdienst um fünf Kräfte verringert.

b) Registraturuesen

Die zentrale Aktenverwaltung in den Steue¡abteilungen besorgen bei der OFD

München zehn Beamte des mittleren Dienstes bzw. vergleichbare Angestellte
sowie sieben Beamte des einfachen Dienstes, insgesamt also 17 K¡äfte. Die

OFD Nürnberg beschäftigt für die gJ-eiche Aufgebe 15,5 Bedienstete, aus-

schließIich Kräfte des mittleren Dienstes.

Nach Auffassung des OBH können auch bei de¡ OFD Nürnberg routinemäßige

Begistraturarbeiten durch Beante des einfachen Dienstes erledigt werden.

Es wurde daher angeregt, die Personalstruktur im Begistraturbereich im

Rahmen der Personalfluktuation sobald wie möglich den tatsächlichen Erfor-
dernissen anzupassen. Die OFD Nürnberg hat mitgeteilt, daß sie beim Aus-

scheiden von Begistraturkräften des mittleren Di-enstes die Möglichkeit der

Verwendung von Kräften des einfachen Dienstes prüfen wird.

Die Zentralregistraturen der Steuerabteilungen vúaren in MÜnchen um

1 Dienstkraft, in Nürnberg um 2,5 Kräfte überbesetzt. Entsprechend den

Vorstellungen des ORH reduzierte die OFD München die Personalausstattung

der Registratur um eine Dienstkraft, die OFD Nûrnberg hat das Personal um

1,5 Kräfte verringert und den weiteren Abbau eine¡ Arbeitskraft zugesagt.

c) BoÈendienste

Die OFD München hat für Botendienste in den Landesabteilungen 6, die OFD

Nürnberg dagegen 9,5 Bedienstete eingesetzt. Auch unter Berücksichtigung

besonderer personeller Verhältnisse hält der OHH eine Pe¡sonaleinsparung

von drei DienstkräfEen bei der OFD Nürnberg für möglich.
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Die OFD NÜrnberg hat i¡zwischen einen ausgeschiedenen Boten nicht meht er-
setzÈ; sie hat weiter zugesagt, bei¡ Ausscheiden von Kräften die weitere
Bûckführung der Besetzung des Bqtendienstes zu prüfen.

d) FaHienste

fm Erhebungszeitpunkt waren bei der OFD München 1Í1, bei der OFD Núrnberg

9 Dienstfahrzeuge im Einsatz. Jedes der Fahrzeuge wi¡d von einem Berufs-
kraftfahrer gefahren. Für den sogenannten allgemeinen Fahrdienst, das

sind die Personenbeförderungen mit Dienst-Pkw, waren davon in München und

Nürnberg je sechs Dienstwagen und Fahrer eingesetzt.

Die Untersuchung des Fahrdienstes ergab, daß bei einem rationellen Fahr-
zeugeinsatz die Anzahl der Fah¡zeuge und Fahrer ohne Beeinträchtigung der
Dienstgeschäfte eingeschränkt werden kann.

Eine Neuorganisati¡n des Fahrdi-enstes .führte in München zur Einsparung von

d¡ei Fahrzeugen und Fahrern. Die OFD Nürnberg hätt die vom ORH dort vor-
geschlagene Reduzierung um ar¡ei Berufskrafbfahrer und zwei Dienstfahrzeuge

ebenfalls grundsätzlich für mõglich. Der Abbau erfolgt, sobald Fahrer aus-
scheiden bzw. andertleitig eingesetzt werden können.

e) Beñõrèntankstelle

Aus wi¡tschaftlichen Enãgungen hat der ORH der OFD Nürnberg vorgeschla-
(Ienr .iiF behfueneigeme Tankstelle aufzugeben.

Di.e 0FII ¡ãr.ut ¡tÍe lrr¡u-irtschafttichkeit der Tankstelle ei¡- Âus soziaÏen
Grûnden wiIL sie die Sti'Iregung aùer erst nach Ausscheiden des mit dsc

Tankstellendiens¡t bebrauÈen K¡afÈfahre¡s (Jahrgang 1j931) vornehrcn.

llach Auffassung des ORH sollÈe aÌsþ61¡l ein Ueg geñ.rnden werden, den Be-
dienstgten ohne ssziale Ei¡bu8e anderreitig ei¡zusgtzen, danit der unr,¡irt-
schafÈIiche Tankstellenbet¡ieb ni¡frt noch fûr rnitere Jatre aufrecffier-
halten blei.trt,

Ð nr¡sAienstpæsaraf

Beirn Hausdienstpensonal derr qFD Hünchen nrd€m im Anschluß ar¡ unsere

Untersuchung anei lhnôærker, ei¡ Pfürtner und ei¡ Haus¡neisùer eingespat-
Eine yom ORH angeregte genauære A¡beitsplaÈzurrtersucht¡ng fúr das Haus-



-I45-

dienstpersonal ließ ferner erkennen, daß in Kürze noch ein weiterer Hand-

werker eingespart werden kann.

g) Gebãudereinigung

Die Gebäudereinigung i.st von den OFDen großteils an Reinigungsfirmen ver-
geben. Daneben sind bei der OFD München noch sieben, bei der 0F0 Nürnberg

noch zwölf eigene Reinj.gungskräfte tätig. Die in den Haushaltsvollzugs-
richtlinien vorgegebene Sollfläche je Zeiteinheit und KrafL wurde bei
beiden 0FDen unterschritten. Die OFD Nürnberg hat die durch eigene Kräfte
zu reinigenden F1ächen auf die vorgeschriebene Größe je Reinigungskraft
angehoben. Eine zwischenzeitlich ausgeschiedene Reinigungskraft wu¡de

nicht mehr ersetzt. Die OFD Miinchen hat eine PersonaL¡eduzierung in Aus-
sicht gestellt. Von beiden OFDen wurde dem OBH zugesichert, daß künftig
ausscheidende Reinigungskräfte im VoJ.lzug des Landtagsbeschlusses vom

19. 0ktober 1977 (Übergang zur Fremdreinigung) nicht mehr ersetzt, sondern

daß deren Aufgaben Reinigungsfi¡men übertragen werden.

35.5.5 Personelle Ausstafüung der Personal¡eferate

zum Erhebungszeitpunkt obrag (gezährt nach Köpfen) der OFD München die
dienstrechtliche Betreuung von !2 72O Beamten (ohne lrrliderrufsbeamte) und

Arbeitnehme¡n. Für die Erledigung dieser Aufgabe braren rund 12 Vollkräfte
eingesetzt. Demgegenüber waren in der OFD Nürnberg für 8gs0 Bearnte (ohne

l¡'Jiderrufsbeamte) und Arbeitnehmer 13 Vollkräfte eingesetzt.

rm staatlichen Bereich gibt es keine allgemeingürtigen Meßzahlen für die
Ermittlung des Bedarfs von Sachbearbeitern und Mitarbeitern in Personal--
referaten. FÜr die Beurteilung der Wirbschaftlichkeit des PersonaLein-
satzes bietet es sich desharb vorzugsweise an, Einri-chtungen und Bereiche
mit gleichen oder ähnrichen Aufgaben miteinander zu vergreichen. Da die
den 0F0en München und Nürnberg auf dem Gebiet des Dienst¡echts der Beam-

ten und Arbeitnehmer obliegenden Aufgaben aufgrund der gteichen struktur
der zu betreuenden Personenkrei.se (Steuerverwaltung, Finanzbauverualtung,
Verteidigungsrastenverwaltung) a1s gteichartig und gleichwertig angesehen

we¡den müssen, häIt der ORH einen vergleich der beiden personarverwal-

tungsbereiche für eine sachgerechte Beurteirungsgrundlage. Der 0RH ist
der Auffassung, daß i¡ Bereich der Personarreferate de¡ OFD Nürnberg eine
Personalreduzierung um 1 vollkraft im Referat für die Angeregenhej.ten de¡
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Beamten, um 1,5 Vollkräfte i¡ Beferat für die Angelegenheiten de¡ A¡beit-
nehmer und um 1,5 Vollkräfte in der Pflege der Personal- und Stellendatei
ins Auge gefaßt werden könnte.

Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen.

35.5.6 Referate fiir Haushaltsangelegenheiten und Beschaffungsuesen

Für die Bereiche des Hausharts- und Beschaffungsvt,esens hat de¡ ORH vor-
nehmrich verwaltungsvereinfachende Maßnahmen angeregt, z.B. stärkere
Eigenverantwortlichkeit der Haushaltssachbearbeiter, zahlenmäßige Bedu-

zierung der Einzelzuweisungen von Haushaltsmittetn an die nachgeordneten

Behörden, angemessene Anhebung de¡ den nachgeordneten Behörden eingeräum-
ten Wertgrenzen fÜr Beschaffungen und Instandsetzungen sowie zeitliche
Straffung des Vordruckbestellwesens für die Fi-nanzärnEer und Vereinheit-
lichung der Begerungen für die BewirEschaftung der Haushartsmitter in
beiden 0berfinanzbezirken. Im Bereich des Vordruckb/esens häIt der ORH in
Form und rnhalt gemeinsam abgestimmte Vordrucke für geboten. Ferner erga-
ben die Erhebungen, daß mögriche personelle Einsparungen aufgrund des seit
1' Januar 1988 vom Staatsministe¡ium der Finanzen angeordneten Wegfalls
der Betriebsmittelbewirtschaftung bei den 0FDen noch nicht vollzogen braren.

Durch die bereits angeordneten und die vom ORH vorgeschlagenen i4aßnahmen

ist nach Ei¡schätzung des ORH eine Personareinsparung in den Haushalts¡e-
feraten der beiden 0FDen von insgesamt etwa 2,5 DienstkräfÈen möglich.

Beide OFDen haben die Vorschläge des ORH aufgegriffen und den Personalabbau

in dem vom OBH aufgezeigiten Umfang zugesichert.

35.5.7 Tec+nische Beste fÍb das Kraftfatrrzeugmen

Die OFDen HÜnchen und N[irnberg verfügen über je zwei Technische Beante für
das K¡afÈfah¡zeugwesen, rlie ftir die technische Betreuung der Dienstfahr-
zeuge dæ Bayerischen Fi¡anzverwaltung, fär Begutactrung von NATO-Truppen-

schäden, die Ahwi¡klung von DienstunfäIten mit verwaltungseigenen Falrr-
zeugen soui-e Aussonderungs- und Heparaturgutachùen zuständig sind.
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Fahrzeugbestand umfaßte zun Zeitpunkt der örtlichen

Zahlenübersicht 6

Fahrzeuge OFD l{ünchen OFD Nùrnberg

PKt''l

LKW, sonstige Nutzfahrzeuge

46t
L48

318

50

Im Gegensatz zur OFD MÜnchen, wo die Technischen Beamten die Untersuchun-
gen nach S 29 StVZO - mit Ausnahme älterer PKW - im vorgeschriebenen Zwei-
jahresabstand vornehmen, wird diese untersuchung bei der OFD Nürnberg
grundsätzlich jährlich durchgeführt.

Diese untersuchungen soh,ie die Abgassonderuntersuchungen nehmen ein-
schließlich der Beisezeiten für Fahrten zu den örtlichen Behörden bei bei-
den OFDen die Jahresarbeitszeit je eines Technischen Beamten in Anspruch.

De¡ OBH erachtet dies als unwirtschaftJ.ich, da den ersparten TüV-Gebühren

in Höhe von jährlich etwa 25 000 DM (0F0 Nürnberg) bzw. 32 000 DM (OFD

München) Pe¡sonalvol-lkosten von jeweils rd. 100 000 DM gegenüberstehen.

Die OFD Nürnberg hat zugesichert, die Frage der wirtschaftlichkeit des

Einsatzes der Technischen Beamten zusammen mit dem Staatsmlnisterium der
Finanzen ar prüfen, Die OFD München vertritt die Auffassung, die über-
tragung der Arbeit der Technischen Beamten an Private sei nicht ange-
bracffi und bringe keine Einsparungen rnit sich.

Der Schrifbwechsel ist noch nicht abgeschLossen.

35.5.8 Arùeitsgebiet Kassen- und Bechnungsresen

Der technische Stand der Automation in den Fi-nanzkassen der Finanzämte¡
rieß es zu, ab 1987 den zeitlichen Abstand zwischen den unvermuteten
Kassenprüfungen durch die OFD zu verlängern. Die Anzahl der Kassenprüfer
wurde daraufhin von den OFDen um insgesant I Kräfte verringert.

Die OFD NÜrnberg setzt im Außendienst für die Kassenprüfung im Unterschied
zu¡ OFD München überwiegend Beanrte des gehobenen Dienstes ein. Für den

Prüfungsaußendienst sind nach übereinsti¡nmender Auffassung von OBH und
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Staatsministerium der Finanzen nur etwa ein Drittel Beamte des gehobenen

Dienstes erfo¡de¡lich. Im ûbrigen sollen für diese Aufgabe BeanrEe des

mittleren Dienstes Verr,rendung fi¡den. Der OHH hat angeregt, auch bei der

OFD Nû¡nberg vonriegend Beamte des mittleren 0ienstes fúr die Kassenprú-

fung heranzuziehen. Die Angelegenheit rrird vom OBH weiterverfolgt.

Der Innendienst des Arbeitsgebiets Kassen- und Rechnungsuresen wa¡ bei der
OFD Nürnberg überbesetzt. Aufgrund der Prùfungserinnerungen hat die OFD

Núrnberg inzwischen zwei K¡äfte eingespart.

35.5.9 Liegenschaftsveraltung

Bei den OFDen sind zur Bstreuung dæ eigenen Liegenschaften einschließlich
der Hausvervaltung und der Grundstücksobjekte der 83 Finanzänter, 27 Fí-
nanzarrbsaußenstellen und 19 sonstigen SteIIen Liegenschaftsreferate ein-
gerichtet, deren Personal bei Ausschöpfung weiterer Bati¡nalisierungsmög-
lichkeiten nicht meh¡ voIL ausgelastet erscheint. Bei der OFD München hat
der ORH eine Sachbearbeiterstelle für entbehrlich gehalten; die 0F0 Nürn-

berg wurde un Prüfung gebeten, ob das Liegenschafüsreferat mit r¡eiteren
Aufgaben betraub werden kann. Beide OFDen haben di-e Anregungen aufgegrif-
fen und inzwischen vollzogen-

35.5.1O SteuerfactaeferaÈe

Bei den OFOen l$inchen und llfunherg sind je nõIf SteuerfactreferaÈe mi-t

spezi-ellør Zustãndigkeit ffu ei¡zel¡e Steus:rectrsgebiete (z,B- LohnsÈeuer,

EirrkonnrensÈeuer, l(õrperschafËsteuer ebc.) eingerirffiet. Der Zuschnifü der

ei¡zel¡en Refæaüe bei den beÍden 0FDen isb ni¡hb deckungsgleÍ-ch, abæ i¡l
vesentu¡hen vergleichbæ -

Die Untersuchung der Steuerfachreferate hct eine weitgehend angefiessene

Pe¡sonalausstaÈtung i¡ diessr Bereich ægeben. In Ei¡zelbereishen konnten

jedudt auch hier noctr Heti¡nâïisigrungs- und EÍnspæungsuõglidrkeiten auf-
gezeigb Erden. Diese Iagen hei der OFD llÛrnberrg aucl¡ nadl ¿tngernessener

Bertcksicffiigung einer útatfiãng:ig von èr tFhe der FalIzahlen hstetrer¡den

Êrr¡ndlasÈ etuas Ìrõher als bei @ OFU tlänctgr-
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Im Ergebnis ist zu einzelnen Steuerfachreferaten zu bemerken:

a) Ldrnsteuer

In beiden 0FDen wa¡en i¡ Lohnsteuerreferat neben dem Referenten noch je
vier Sachbearbeiter des gehobenen Dienstes tätig. Der OBH ist der Auffas-
sung, daß die Zahl der Sachbearbeiter bei der OFD Nürnberg von vie¡ auf
drei gesenkt werden kann. Die Anzahl der Sachbearbeiter ist zwar zum

1. Dezember 1988 verrnindert worden. Im weiteren Prüfungsschriftwechsel

vertrat die OFD jedoch die Auffassung, daß nach den inzwischen vorliegen-
den Erfahrungen die Reduzierung auf d¡ei Sachbearbeiter nicht vertretbar
sei, weil unter dem herrschenden Erledigungsdruck die Qualltät der Arbeit
erheblich leiden würde und Fortbildungsmaßnahmen künftig nicht in dem

gewünschten Umfang durchgeführt werden könnten. Insbesondere durch die
häufigere Teilnahme an Geschäftsprüfungen und die Bearbeitung der gemein-

samen Lohnsteuer-Kartei sei das Lohnsteuerreferat der OFD NÜrnberg stär-
ker belastet a1s das vergleichbare Beferat bei der OFD München.

Aufgrund der ermittelten Fallzah1en und der durchschnittlichen Bearbei-

tungszeiten sieht der ORH keinen Anlaß, von seiner Auffassung abzugehen.

Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen.

b) Einkmensiteuea

Die Einkommensteuer¡eferate der 0FDen waren in München mit einem Referen-

ten, zwei Hilfsreferenten des höhe¡en Dienstes und sechs Sachbearbeitern

des gehobenen Oienstes, in Nürnberg mit einem Referenten, einem Hilfs¡efe-
renten des höheren Dienstes und sechs Sachbearbeite¡n des gehobenen Dien-

stes besetzt.

Auch in diesem Arbeitsbe¡eich ist der OBH aufgrund von Fallzahlen- und

Arbeitszeitvergleichen zu dem Ergebnis gelangt, daß bei der 0F0 Nürnberg

ein Sachbearbeiter eingespart werden kann-

Diesem, Ergebnis hat die OFD in einer sehr detaillierten Stellungnahme

uidersprochen, in der sie sich u.a. auch auf die in beiden 0berfinanzbe-
zi¡ken - ungeachteÈ der unterschiedlichen Größenverhältnisse - etìrüa gleich
holre Grundlast sowie auf Sonderverhältnisse des Oberfinsnzbezirks Nürnberg

(vier statt drei Regierungsbezirke, größtes Zonenrand- und G¡enzlandgebiet

der Bundesrepublik Deutschland zum 0sten) berufù. Ferner unterhalte die
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OFD Nürnberg bewußt einen ausgeprägten Auskunfts- und Beratungsservice
gegenÜber Steuerpflichtigen und steuerberatenden Berufen. Nicht zuletzt
durch diesen von der Staatsregierung laufend geforderten und seitens der
OFD NÜrnberg venrirklichten Service fûr die Steuerbürger habe das Steuer-
kli¡a weiter enÈscheidend verbessert und im Bahmen der Gesetze ertrãglich
gestaltet werden können,

Der OBH wird den SchriJtwechsel fortsetzen und auf die Argumentation der
OFD in einzelnen eingehen. schon jetzt bleibt aber festzuharten, daß der
ORH bei der Bemessung seiner Forderung nach Ahbau einer Sachbearbeiter-
stelle sowohl den Gedanken der Grundlast berücksichtigrt als auch gesehen

hat, daß zu den Aufgaben der Einkommensteuerreferate in Nürnberg wie in
München auch die Erteirung von Bat und Auskunft gegenüber den steuerbür-
gern gehört. Oer ORH ist jedoch nicht der Auffassung, daß die OFD die
steuerbürger ermuntern sollte, ihre Anliegen unter umgehung des zustän-
digen Finanzanrtes unmittelbar der OFD vorzutragen.

c) Yenrõgensteuer/Einheitsbere,rtung

rn diesem Arbeitsgebiet sind bei den OFDen München und Nii¡nbe¡g neben

Steuerbearrten auch jeweils zwei rechnische ve¡tragsangestellte als Bau-
sachverständige eingesetzÈ. Die Technischen Vertragsangestellten sind für
das Erstellen baufachlicher Gutachten bei der Einheitsbewerturg des Grund-

besitzes i¡ besonders sctuierigen FäI[en zuständig. Ferner ist ilrnen die
Koordination und Überwachung der vorgesehenen Untersuchung der Baukosten-
entwickrung zur vo¡bereitung einer Neubewertung des Grundvermögens über-
tragen, wobei diese¡ Tãtigkeitsbereich di-e Technischen Vertragsangesbell-
ten zu¡ Zeit nu¡ ganz geringfügig zeitlich beansprucfü.

Nach den Festste'llungen des ORH kann der llmfang der in den letzten Jahren
vor der Prûfung angefallcnen Arbeiten bei beiden OFDen yon jqYeils einem

Bausachverstãndigen berãftÍgt uerden. Die Stellen von insgesant zwslTech-
nischen Vertragsangestellten soalten abgebauü rerden.

Bei der 0F0 t{ürnberg hst der ORH darüher hinaus noch vorgeschlagen, einen
weiteren sachbeæbeitæ dadr.rch einzusparen, daB auf 0opperbearbeitung
durch technischen und nichÈtechnischen Bearheitæ so¿ie auf unnötige vor-
lage- und BerictrÈspflicfüsr der Finanzfuer und damit verbundene ûbeæprü-

fungstãtigkeit i¡ der OFD verzichtet wi¡d.
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Seit März 1989 wird bei der OFD Nürnberg nur noch ein Bausachverständiger

beschäftigt, ferner soll der im August 1989 ausgeschiedene HiLfsreferent

des Beferates nicht mehr ersetzt und so der Forderung des OBH nach Abbau

eines weiteren Sachbearbeiters entsprochen werden. Die vom OBH monie¡ten

Vorlage- und Berichtspflichten wurden inzwischen aufgehoben.

Die OFD München hat sich gegen die Abschaffung des zweiten Bausachver-

ständigen ausgesprochen und mitgeteilt, daß die 1988 eingegangenen FälLe

anders al.s in den Vorjahren für die Auslastung von zwei Bausachverstän-

digen ausreichen. Auch solle das Personal der Finanzämter im neuorgani-

sie¡ten Bewertungsbereich demnächst für die Befassung mit Sachwertfällen

baufachlich geschult werden, wofür ein Bausachverständiger nicht aus-

reíche. Nach Durchführung der Schulungen im Frühjahr 1990 werde der Ein-

satz der Technischen Vertragsangestellten nochmals ÜberprÜft.

Der ORH hat schon während de¡ Untersuchung die Auffassung vertreten, daß

eine Auslastung des zweiten Bausachverständigen nicht Über eine ver-

stärkte Anforderung von FälLen bei den Finanzämtern erfolgen sollte, weil
dies nicht dem echten Bedarf an Mitwirkung der OFD entsprechen würde.

Auch nach dem kurzfristigen Ansteigen der Fallzahlen im zweiten Halb-

jahr 1988 hält der ORH deshalb an seiner Auffassung fest, daß ein Bau-

sachverständiger in den Steuerabteilungen ausreicht und bei kurzfristig
darübe¡ hinausgehendem Kapazitätsbedarf auf das i.n der Finanzbauverwal-

tung vorhandene Fachpersonal zurückgegriffen werden kann.

d) Bewertung der landwi¡tschaftlichen ltlutzung

Für die Fachaufsicht über die von den Finanzämtern durchzuführende Ein-
heitsbewertung des land- und forstwirtschaftl-ichen Vermögens (ohne forst-
wirtschaftliche Nutzung) einschlÍeßlich der zugrunde liegenden Bodenschät-

zung ist bei jeder OFD ein Fachreferat eingerichtet, das von einem Befe-

renten der Fachrichtung Landwirtschaft geleitet wird. Die Refe¡ate sind

bzw. waren fe¡ner in München mit einem und in Nürnberg mit zwei Hilfsre-
ferenten sowie mit je einem veÌmessungstechnischen Mitarbeiter besetzt.

Den Refe¡aten fachlich zugeordnet sind amtlich landwirtschaftliche Sach-

verständige (ALS) und vermessungstechnische Mitarbeiter bei den Finanz-

ämtern.

Der LandwirtschafÈsreferent bei den OFDen wird in erster Linie a1s Sach-

verständiger und Gutactrer benötigt. Aufgabenumfang und Arbeitsanfall in
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den BeferaÈen kõnnen nach den Ertrebungen des OBH jeweils von einern Befe-
renten und ei¡em vernessungstechnischen Hita¡beite¡ berättigt werden.

Die OFD MrJnchen haÈ sich der Auffassung des OHH nadr ausfûhrlichæ E¡õ¡te-
rung bereits wãhrend des PrÜfungsverfah¡ens angeschlossen und die freige-
yordene Ste'lle des HiLfsrefe¡ente¡ nicht wieder besetzt-

Bei der 0F0 NÜrnberg w'ird die SteIIe eines Hilfsrefe¡enten am 1. Januar
1990 durch Huhestandsversetzung frei und nach Mitteilung der OFD nicht
meh¡ besetzh. Für den verbleibenden, akademisch vorgebildeben Hilfsrefe-
renten (Vertragsangestellter) ergeben sich derzeit keine anderen Einsatz-
möglichkeiten, Er wi¡d deshalb du¡ch Hereinnahme der Aufgaben von aus-
scheidenden AlS-Gruppenführe¡n i¡ die OFD stärker ausgelastet -

Der OBH untersucht derzeit i¡ Anschruß an die untersuchung der OFD Organi-
sation und rätigkeit der ALS bei den Finanzämtern. Dabei solren auch die
Aufgabenabgrenzung und die Besetzung'des landwi-rÈschaftLichen Fachrefera-
tes abschließend erörte¡t werden.

e) Bætr.rrg rnd Besrteueung fu fursü¡ri¡LschaftJ:ictren lluÈzurg

Die Aufgabe der forstwi:rtschaftlichen Fach¡eferaÈe bestetr in der Unter-
stützurg der Fi¡anzänrter bei der BeurÈeilung von forstfachlichen Vorfragen
zu¡ Einheitsbewertung und Besteuerung der Forstbehiebe. Hi¡rzu gehören
die Festsetzung von Nutzungssätzen aufgrund von Betrjebswerken, die über-
prÜfung von Ka1a¡nitätsnutzungen und die Aufteilung des Kaufpreises auf den
Boder¡uert t¡nd den Bestandssert (stehendes Holz) bei !{ardve¡ãußerungen.

Das Refsrat ist in Ètiind¡en vi.e i¡ Nürnberg mit ei¡en¡ RefereÍÈen und einesn

Hilfs¡eferenten des höheren Forstdienstes und drei Sachhea¡beitern des
gehobenen Forstdienstes beserÈzÈ, Beide Referate entfarten ei¡e sehr um-
fangreiche Prûfungstãtigkeit, die der Bedeutung des Ei¡zerfarres nicht
i¡¡ner angemessen ersdreifit. schon bei der Auswahl der prüfungsfäJ_re

sollte nicfü zu sche¡natisch verfahren rerden. Als Auswahl.kriteri.¡¡rn und
hei Festlegung des Prûfirngsurfanges sollte auch rlip i¡n konkreten FaIL
mõgriche steuerri¡he Ausuirkung terangezogen we¡den. 0e¡ unmlttelbare
vergreiç¡ rtsr Aæbei-tsfartzat¡ter¡ und der vem¿endgten ArheitsËage ergi.bt
rei¡ rechnsisch nrlr hsi rfe¡ g¡:p ilûrnberg ei¡re [iberùessbzung des Refe¡a-
tes. Nach Auffassung des OBH liegen jedoch auch in der Arbeitsræise der
Refercüe noctr ßation*lisicrr¡ngs¡çserven, die es auszuschõpfen gi1t.
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Die 0F0en haben zugesichert, die Anregungen des ORH zum wi¡tschaftlichen
Einsatz der Arbeitskapazität zu beachten. Die OFD NÜrnberg will prÜfen, ob

nach dem bevorstehenden Ausscheiden des Beferenten ím Jahr 1989 die Besst-

zung des Dienstpostens des Hilfs¡eferenten noch erforderlich ist.

f) GnrnderærÈsteuer

Das A¡beitsgebiet Grunderwerbsteue¡ war bei der OFD München vorÜbergehend

durch einen zweiten Sachbearbeiter verstärkt worden, weil zusätzliche A¡-

beitsbelastungen durch Umstellung auf ein integriertes automatisier'tes

Festsetzungs- und Erhebungsverfahren und eine Häufung von Beschwerden und

Petitionen i¡n Zusammenhang mít der Abwicklung des alten Grunde¡werbsteuer-

rechts von einem Sachbearbeiter nicht mehr bewältigt werden konnten.

fm Untersuchungszeitpunkt hatte sich die Arbeitslage im Arbeitsgebiet

wieder so weit konsolidiert, daß der ORH angeregt hat, in absehbarer Zeit
auf die Personalve¡stärkung zu ve¡zichten. Die OFD hat mitgeteilt, daB

der Personalbestend in dem Heferat, zv dem das Arbeitsgebiet Grunder-

we¡bsteuer gehört, un eine Kraft des gehobenen Oienstes vermindert wurde.

g) Fachpräfung von Auslandsbeziehurgen .

Die Fachprüfer für Auslandsbeziehungen bei den 0FDen beteiligen sich an

Eetriebsprüfungen de¡ Finanzänrter, bei denen es um die Errnittlung und Be-

urteilung schwieriger Sachverhalte oder Rechtsfragen aus Auslandsbezie-

hungen der geprüften Unternehmen geht.

Die Fachprüfergruppe bei der OFD Nü¡nberg wurde Anfang 1988 von fÜnf auf

sieben Prüfer verstärkt. Nach den vom OBH ermittelten Arbeitsfallzahlen
und einen Vergteich mit der Prüfergruppe bei der OFD f,lünchen erscheint

die durchgeführte Verstärkung bei der OFD NÜrnberg nictrt gerechtfertigû-

Die 0F0 Núrnberg hat mitgeteilt, daß die Zahl der FälIe, in denen die

Finanzämte¡ die tllitwirkung eines Fachprüfers anregen, weiter steigt und

die sieben eingesetzten Prüfer derzeit voll ausgelastet seien. Es werde

jedoch beobachtet, ob die vorgenommene Verstärkung auch weiter gerecht-

fertigt ist.

Der Schriftwechsel ist noch nicffi abgeschlossen.
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h) Voltstreckung

Der OBH hat angeregÈ, das Personar im Vollst¡eckungsreferat der OFD

MÜnchen um eine Arbeitskraft zu verstärken ode¡ durch Umschichtung eine
entsprechende Arbeitsentlastung i¡ Referat herbeizuführen, weir nach den
vorlíegenden Fallzahlen die Grenze der zumutbaren Arbeitsbelastung für
das eingesetzte Personal überschritten war und zusätzliche Bationalisie-
rungsmöglichkeiÈen nicht ersichttich waren. Die 0F0 hat inzwischen die
entsprechende Arbeitsentlastung i¡n Referat durchgeführt.

Beferate ffu Verteidigungstasiten

Das staatsministerium der Finanzen hat in den vergangenen Jahren auf-
grund des kontinuierlich fortschreitenden Aufgabenrückgangs das Personal
im Bereich der gesamten Verteidigungslastenverwaltung erheblich reduziert
und dabei auch die Personarausstattung de¡ Befe¡ate bei den OFDen ent-
sprechend vermindert. Die i¡ Zeitpunkt der prüfung vorhandene personar-

besetzung konnte dementsprechend ats angemessen bezeichnet werden.

Den VerteidigungslasÈenreferaten der 0FDen obliegen die P¡ozeßvertretung
des Bundes bzw. der MTO-StreitkräfÈe insbesondere in SchadensfäIlen und

bei Arbeitsrechtsstreitigkeiten, fe¡næ die verwartungsaufgaben aIs mitt-
lere ve¡r,'lartungsstufe. Dabei liegt das schwergewicht der vertçidigungs-
lastenverwaltung ganz eindeutig in Nordbayern. Die Aufgaben des Referats
der OFD MÜnchen beschränken sich irn wesentlichen auf die fnEeressenver-
tretung vo¡ den Gerictren. sonstige vervartungsaufgaben farren kaum ins
GewÍcht,

Der OFH hat daher im Interesse ei¡er vereinfactren und kostensparenden
verwaltungsorganisation die Prüfung angeregt, ob die OFo Nürnberg miÈ

dem Aufgabengebiet verbeidigungslasÈen fär ganz Bayern betraut und di_e

entsprechende Behördenorganisation i¡¡ südbayerischen Haum aufgerõst wer-
den kann. Das staatsnrinisterilm der Fi¡anzen härt wegen der wahrzuneh-
menden Gerichtstemi¡e und a.¡r schnellen Beguli-erung von !¡lanöverschäden

ei¡e auch in SÛdbayerrr angesiedelte Verteidigungslastenvervaltung fü¡
erforderlich und die vom OHH angesprochene 0rganisaÈisnsänderung deshaLh

derzeit ni¡fü fiir dr-rrchfährbæ,
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35.7

Eine veränderte Manöverkonzeption

Übernahme der arbeitsrechtl-ichen
des Bundes könnten jedoch nach

Finanzen zu eÍner Neuorganisation

Vorpräfungsstellen - Land

de¡ US-Streitkräfte sowie die mögliche
Prozeßvertretung in die Zuständigkeit
Auffassung des Staatsministeriums de¡

im Sinne des Vorschlags des OBH führen.

das Personal insgesamt um 11 ,2 v. H. , und zvlar

6,7 v,H. und bei der OFD Nürnberg um 18,3 v.H.

Die den Steuerabteiì-ungen de¡ 0FDen jeweils angegliederten Vorprüfungs-
stel-Len (vg1. TNr, 35.2.3) waren im Zeitpunkt der E¡hebungen einschließ-
lich Stellenleitern mit insgesamt zwölf Dienstkräften besetzt. V,legen Auf-
gabenrÜckgangs durch Wegfall der Sparprämiengewährung und Zentralisierung
der Lohnabrechnungen im Bundesland Bheinland-Pfalz für die bei den

US-Streitkräften beschäftigten zivilen Arbeitnehmer können nach Auffas-
sung des OBH insgesan¡t fÜnf Dienstkräfte a'Je den Vorprüfungsstellen ab-
gezogen we¡den.

Die 0FDen haben einen entsprechenden persoralabbau zugesagt.

35.8 Landesvernõgens- und Eauabrteilung (Abteilung LVB)

35.8.1 Personalenbwicklung

Nach den von den 0FDen für die Abteirungen LVB geführten personaLstand-

statistiken hat sich die Anzahl der Beschäftigten in den letzten zehn
Jahren wie folgt entwickelt:

Zahlenübersicht 7

OFD 1979 1981 1983 1985 1987 1988

München

Nürnberg

165

104

169

105

172

t04
t73
106

t75
116

176

123

insgesamt 269 274 276 279 29t 299

Personal-SolI
Kap. 06 10
It. Haushaltsplan 306 307 309 306 307 307

Im Vergleichszeitraum hat
bei der OFD München um

zugenommen.
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Der So11- und Ist-Personalstand in den Abteilungen LVB betrug zum

1. Januar 1988:

Zahlenûbersicht 8

OFD Beamte Angestellte Arùeiter insgesarù

Ëi¡nchen 
1)

Sollstand
Iststand

55

44

123

130

5

2

183

t76

Närnberg 2)

Sollstand

Iststand
55

52,5

65

66,5

4

4

t24
t23

1) ohne Referate LVB 11 und 13 (aus enderer Haushaltsstelle bewirtschaftet)

2) ohne Referate LVB 12 und 13 (aus anderer Haughaltsstelle bewirtschsftet)



-157-

35.8.2 Vergleich der Atreilungen LVB

Der OBH hat die Abteilungen LVB in München und Nürnberg nach ausgewählten

BeurLeilungsgrößen miteinander verglichen.

Einzelheiten ergeben sich aus de¡ folgenden Zahlenübersicht g und aus

nachfolgendem Schaubild.

ZahLenübersicht 9

BeurteilungsgñBen OFD l{ûnchen OFD llùrnberg insgesaut

absoLut v.H. absolut v.H. absolut v.H.

Anzahl der
Bauämter

Anzahl der
Beschäftigten
i.n Bauämtern

Ausgaben für
groõe Baumaßnahmenl)

Ausgaben für
tr"In" B"u*ßn"hr"n1)

Vergabesummenl)

Bauunterhaltung 1)

Abgeschlppsene
Verträge"

Maßnahmen mÍt Bun-
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Vergleich Abteilungen LVB in München und Nürnberg
noch ousgewõhlten BeurteilungsgröBen
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Di-ese Darstsl-Ir¡¡g zeigt eine im resentlichen ausgeglichene Personalbeset-
zung, Hobei grkennba¡ ist, daB in Núrnberg der Sctrrerpunkt der TäÈígkeit
bei den grußen Neu-, tln- und Err¡eiterung$ra8nalTnen liegt, uãlrrend in Mün-

chen Ûbe¡durshschnitblich hohe Ausgaben bei klei¡en Neu-, Lbn- und Erreite-
rungsbauten und beirn Bauuntertralt S€rÈãùiSt Headen.

5.8.3 @

Ds (FH haÈ auch uúangreiche Ei¡zelunÈersuchungen drchgefiH- [.h¡ der
0iffuenziertheit der Aufgaùenstellung dæ AbÈeilungen ¡yg *ls technische
Aufsict¡Èshefifue der llittelinstsr¿ gerechÈ a¡ ¡erden! Hurden bei allen He-
feraÈen nitÈIs entsfrechender ffiiebungsbogen Fsrsorren- und sachbezogene
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Daten erhoben und diese in Einzelgesprächen mit jedem Beschäftigten noch-
mals erö¡tert und abgestimmt. Darüber hinaus wu¡den in referatsbezogenen
Erhebungsbogen Daten zum Aufgabenbereich und -volumen e¡mitte1t.

Der ORH kam dabei zu dem Ergebnis, daß in den meisten Beferaten de¡ perso-

naleinsatz und die Aufgabenerledigung nicht zu beanstanden sind. Folgende
Bemerkungen sind jedoch veranlaßtl

a) Bauingenieurwesen, Landespflege und Grûnplanung

Die oben genannten Aufgabenbereiche werden bei der Abteilung LVB in Nürn-
berg vom Referat LVB 33 alIein wahrgenommen, während hierfür in München

zwei Referate zuständig sind. Eines davon, das Referat für Landespflege
und Grünplanung, ist nach unseren Feststellungen hauptsächrich nach per-
sonen- und nicht nach sachbezogenen Gründen eingerichtet ùvo¡den, Der OBH

hat deshalb ongeregt, nach dem Ausscheiden des Referatsleiters LVB 1b die
Aufgaben des Bauingenieurwesens und der Landespfrege/Grünplanung in einem
Referat zusammenzufassen,

Die verwaltung hat in ihrer StelJ-ungnahme zugesichert, dieser Anregung zu

folgen. sj.e beabsichtigt, den Be::eich der Landespfrege/Grünplanung in ein
Liegenschaftsreferat zu integrieren; damit wird der Dj-enstposten des Be-
feratsl-eiters auf den eines Hilfs¡eferenten abgesenkt.

b) Vertragswesen

Die Referate für vertragswesen gliedern sich in forgende Arbeitsgebiete:

- Bau- und Lieferverträge
- A¡chitekten- und fngenieurverträge

Die Erhebungen zeigten sowohl in München als auch in Nürnberg für den Ar-
beitsbereich Bau- und Lieferverträge eine ausgewogene personalbesetzung.

fm Arbeitsbereich Architekten- und Ingenieurverträge war jedoch in München

eine vergleichsweise hohe Personalbesetzung festzustellen.

Die verwaltung führt hierzu aus, daß seit den Erhebungen durch den ORH die
Anzahl der zur Prüfung vorgelegten verträge nochmals deutlich angestiegen
sei. Auch sei trotz eine¡ neuen Zuständigkeitsregelung zwischen den Bau-
ämtern und der Abteitung LVB bei verträgen bis 10 000 DM Honorarsumme



keine Personalentlastung zu

Hilfsreferenten zu 25 v.H.

tragen worden.
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erbrarten. Des weiteren seien seit 1989 dem

seiner ïätigkeit noch andere Aufgaben über-

Nach den neuen, von der Verwaltung genannten Zahten wäre den Einwänden des

ORH damit Rechnung getragen.

c) Zivile Bar¡maBnatrmen fûr den Bund, das Land und Dritte

Bei der Abteilung LVB in Nürnberg werden die für das Land Bayern durchzu-
fÜhrenden Baumaßnahmen der Finanzverwaltung vom Beferat LVB 11 bearbeitet,
das daneben noch für die Vertragsangelegenheiten zuständig ist. Die rest-
lichen zivilen Baumaßnahmen für den Bund und Dritte liegen in der Zustän-
digkeit des Beferates LVB 31.

Bei der Abteilung LVB in München tiegt die Bearbeitung aIler zivilen Bau-

maßnahmen in der Zuständigkeít nur eines Beferates (Beferat LVB 33).

Die Erhebungen zeigten, daß der Personaleinsatz der Abteilung LVB in Mün-

chen im Referat LVB 33 gemessen am Aufgabenvolumen eher unterdurchschnj-tt-
lich ist, während in Nürnberg nach Gesamth,ertung der Referate LVB 11 und

31 eine Überbesetzung um mindestens eine Arbeitskraft gegeben ist.

Die OFD Nürnberg führt aus, daß nach der derzeitigen Aufgabenstellung eine
Personalreduzierung im Referat LVB 11 ausgeschlossen sei. Sie bezieht
allerdings die mit der Bearbeitung von zÍvi1en Bauaufgaben befaßten Be-

diensteten j¡n Referat LVB 31 nicht in ihre Stellungnahme ein, so daß sich
insgesarrt aus der Sicht des ORH keine v{esentlich neuen Gesichtspunkte er-
geben. Der ORH häIt daher an seiner Auffassung fest, daß bei Gesamtbe-

trachtung beide¡ Beferate hj-er eine Stelle einzusparen ist.

Ein Grund für die Überbesetzung dürfte auch in der geschilderten 0rganisa-
tionsform liegen. Der OBH hat daher weiter empfohlen, die Bearbeitung der
zivilen Baumaßnahmen - wie in München - künftig i¡ einem Heferat zusammen-

zufassen.

Der Schriftulechsel ist noch nictr abgeschlossen.
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35.8.4 At¡tonotisierte Datenverarbeitung bei den Landesvernõgens- und Bauabtei-
lungen

Die wesentlichen Aufgaben der Beferate "Automatisierte Datenverarbeitung"
betreffen die Entwicklung, Pflege und Betreuung der DV-Verfahren im Be-

reich der Finanzbauverwaltung und den Einsatz de¡ Datenverarbeitung vor
allem im Bereich der Ausschreibung, Vergabe und Abrechnung von Baulei-
stungen. DafÜr waren im Geschäftsjahr 1987 bei der OFD München neun Be-

dienstete und bej. de¡ OFD Nürnberg zehn Bedienstete eingesetzt.

Der ORH hat vorgeschlage¡ (v91. 0RH-Bericht 1986 TNr. 34.!.2),

-die Verfahrensentwicklung/-betreuung zusammenzufassen und nur einer
OFD zuzuweisen, weil dadurch Doppelarbeit in Form von Abstimmungen,

Beteiligungen und Mitzeichnungen soì¡,ie nicht unerheblicher Koordinie-
rungsaufwand vermieden und Personal entlastet werden könnte,

- die DV-Anwendungen im Be¡eich der Ausschreibung, Vergabe und Abrechnung

von Bauleistungen nicht mehr bei den 0FDen, sondern ausschließlich bei
den Finanzbauäntern abzuwickeln.

Bei beiden 0FDen ließen sich dadurch insgesamt 7,5 Bedienstete ej-nsparen.

Die Verwaltung het hierzu mitgeteitt, daß die Entwicklungsaufgaben in-
zwischen bereits weitgehend bei der OFD Nürnberg zentralisiert worden

seien und daß die Abwicklung der Arbeiten für die Ausschreibung, Vergabe

und Abrechnung von Bauleistungen voLLständig auf die Finanzbauämter über-
tragen werden, sobal.d dort neue, Ieistungsfähige Anlagen zur Verfügung

stehen. Die geforderten Personaleinsparungen seien zumindest teilweise
schon reali.sierL.

Den Anregungen des ORH ist damit bereits weitgehend Rechnung getragen
worden.

35.9 Zusmnenfassung

Die unte¡suchung durch den OBH kann nicht isoliert von den laufenden ver-
änderungen in einer verwartung und deren eigenen Bemühungen um Anpassung

und Bationalisierung betrachtet werden. Die im Berictr genannten personar-

Überhänge beruhen auf Feststellungen des OBH, aber auch auf bereits vor-
liegenden, noch nictr umgesetzten Erkenntnissen der Verwaltung (2.8. Haus-

halts¡eferate, Kassenprüfung) .
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Mit den OFDen wurde Einve¡nehmen darüber erziert, daß gegenüber dem perso-

nalstand i¡ Untersuchungszeitraum etwa 55 Stellen abgebaut werden können.
Davon entfarlen rund 30 stelten auf die OFD München und rund 2s sterlen
auf die OFD Nürnberg. Hi¡sichtlich weiterer zwei ste].len bei der OFD

München und weiterer acht sterten bei der OFD Nürnberg konnte noch kein
endgültiges Ergebnis er¡eicht we¡den.

Nahezu die Hälfte der bei der OFD Mûnchen abzubauenden Stellen ergibt sich
aus einer schreibdienstuntersuchung der OFD, die diese nach einer prü-

fungsbemerkung des ORH aus dem Jahr 1986 durchgeführt und zu Beginn des

Jahres 1988 abgeschlossen hatte. Einige der künftig nicht mehr benötigrten
sterlen ergeben sich fe¡ner aus dem ersÈ kurz vor Untersuchungsbeginn ein-
getretenen Wegfall von Aufgaben. Nicht einbezogen in die Betrachtung mög-

licher personareinsparender Maßnahmen bei den OFDen wurde die Abgabe von

Aufgaben an die Bezi¡ksfinanzdi¡ektionen in Rahmen der noch nicht abge-

schlossenen Neuorganisation der Bezügeabrechnung (s. TNr. 35.5.2).

AIs Ergebnis der untersuchungen bei den 0FDen häl-t es der ORH zur verbes-
serung der lrJirtschaftlichkeit für erforderlich,

- den i¡ Teilbereichen festgestellten Personalüberhang sobald wie mög1ich

abzubauen und nictr benötigte Stellen zurûckzugeben,

- in de¡ Kassenprüfung verstärkt Beante des mittl-eren und in de¡ Registra-
tu¡ auch Bearrte des einfachen Dienstes einzusetzen,

- im Interesse einer besseren Vergleicht¡arkeit des Personalaufwands und

damit einer sachgerectren Personalhewi-rtschaftung eine mögtichst über-
einsti¡¡¡nende Geschãftsverteilung dsr beiden 0FDen anzusEeben,

- irrterne Organisations- und Personalbedarfsunbe¡suchungen mefu a1s bisher
zur St¡affung der 0rganisatio¡ i¡ fsilhergi¡hen zu nutzen und

- Verfah¡ens- odsr Arbeitsablãufe zunelu¡end d¡¡rch die Info¡mati¡nsverar-
beitung ode¡ andere verbesssrte Bfuecl¡niÌen 2a¡ ufitersbiitzen.

Fæner hãIt es ds OHH fär gebcrten, daß ûle 0FtÞn i¡ foþenden Bereichen

süärker a¡sanrenarheiten :

- bei personateinsparenden lla8nalunen (z.B- ltitteiJlngen ûbæ ernrittelte
Arüeitsme0- oder Ricfttzahlen),

- in Be¡eich der Sach- und I¡vesÈitionsausgahen (2.8. Koordinierung i.m

BescùafFungwesen) ,
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- im Bereich de¡ Steuerfachgebiete (2.8. Vereínheitlichung der Statistíken,
Erarbeitung generell übereinstimmender und einheitlich gestalteter Ar-
beitsanleitungen) und

- beim Austausch der bei Geschäfts- und Kassenpnlfunçn gewonnenen Erfah-
rungen.

Das staatsministerium der Finanzen hat miügeteilt, daß die bei den 0FDen

abzubauenden 55 stellen bei den nachgeordneten Finanzämte¡n bzw. Finanz-
bauämtern dringend benötigt werden und desharb gemäß A¡t. 6 Abs. 5 HG

1989/1990 im vollzug des Haushalts tg90 do¡thin umgesetzt werden

sollten.

Vom Großen Kollegium des ORH beschlossen
am 7. November 1989

Dr, Spaeth
Präsident
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